
Gesetz vom über das Dienstrecht der Landesbeamten (Burgenländi-
sches Landesbeamten-Dienstrechtsgesetz 1997 - LBDG 1997)

Der Landtag hat beschlossen:

1. HAUPTSTÜCK

Allgemeine Bestimmungen

1. Abschnitt

§1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz ist auf alle Bediensteten anzuwenden, die in einem öffent­
lich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Land Burgenland stehen. Sie werden im folgen­
den als "Beamte" bezeichnet.

(2) Abweichend vom Abs. 1 ist dieses Gesetz auf die im § 1 des Landeslehrer­
Dienstrechtsgesetzes, BGBI.Nr. 302/1984, und im § 1 des Land- und forstwirt­
schaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes, BGBI.Nr. 296/1985, genannten Per­
sonen nicht anzuwenden.

2. Abschnitt

§2
Stellenplan; Dienstbehörde

(1) Der Stellenplan ist jener Teil des jährlichen Landesvoranschlages, der durch die
Festlegung der Planstellen die zulässige Anzahl der Landesbediensteten für das be­
treffende Jahr bestimmt. Im Stellenplan sind die Planstellen nach Bereichen der Per­
sonalverwaltung und innerhalb dieser nach dienstrechtlichen Merkmalen zu gliedern.

(2) Im Stellenplan dürfen Planstellen für Landesbedienstete nur in der Art und An­
zahl vorgesehen werden, die zur Bewältigung der Aufgaben des Landes zwingend
notwendig sind.

(3) Dienstbehörde im Sinne dieses Gesetzes ist, soweit nicht ausdrücklich anderes
bestimmt wird, die Landesregierung.
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3. Abschnitt

Dienstverhältnis

§3
Ernennung

Ernennung ist die bescheidmäßige Verleihung einer Planstelle.

§4
Ernennungserfordernisse

(1) Allgemeine Ernennungserfordernisse sind

1. a) bei Verwendung gemäß § 44 Abs. 4 die österreichische Staatsbürgerschaft,
b) bei sonstigen Verwendungen die österreichische Staatsbürgerschaft oder die

Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen Angehörigen Österreich auf Grund
eines Staatsvertrages im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rech­
te für den Berufszugang zu gewähren hat wie österreichischen Staatsbürgern
(Inländern),

2. die volle Handlungsfähigkeit, ausgenommen ihre Beschränkung wegen Minder­
jährigkeit,

3. die persönliche und fachliche Eignung für die Erfüllung der Aufgaben, die mit der
vorgesehenen Verwendung verbunden sind, und

4. ein Lebensalter von mindestens 18 Jahren und von höchstens 40 Jahren beim
Eintritt in den Landesdienst.

(2) Das Erfordernis der fachlichen Eignung gemäß Abs. 1 Z 3 umfaßt auch die Be­
herrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Bei Verwendungen, für deren
Ausübung die Beherrschung der deutschen Sprache in geringerem Umfang genügt,
ist ihre Beherrschung in dem für diese Verwendung erforderlichen Ausmaß
nachzuweisen.

(3) Die besonderen Ernennungserfordernisse werden durch die Anlage 1 zu die­
sem Gesetz geregelt.

(4) Von mehreren Bewerbern, die die Ernennungserfordernisse erfüllen, darf nur
der ernannt werden, von dem auf Grund seiner persönlichen und fachlichen Eignung
anzunehmen ist, daß er die mit der Verwendung auf der Planstelle verbundenen Auf­
gaben in bestmöglicher Weise erfüllt.

(5) Die Landesregierung kann das Überschreiten der oberen Altersgrenze des Abs.
1 Z 4 und die Nichterfüllung eines besonderen Ernennungserfordernisses oder eines
Teiles desselben aus dienstlichen Gründen nachsehen, wenn ein gleichgeeigneter
Bewerber, der allen Erfordernissen entspricht, nicht vorhanden und nicht in beson­
deren Vorschriften oder in der Anlage 1 die Nachsicht ausgeschlossen ist.
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(6) Eine gemäß Abs. 5 erteilte Nachsicht von einem bestimmten Erfordernis gilt
auch für spätere Ernennungen des Beamten.

§5
Diplomanerkennung

(1) Für Inländer und für sonstige Personen mit der Staatsangehörigkeit eines Lan­
des, dessen Angehörigen Österreich auf Grund eines Staatsvertrages im Rahmen
der europäischen Integration dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren
hat wie Inländern, gelten hinsichtlich der besonderen Ernennungserfordernisse er­
gänzend die Abs. 2 bis 5.

(2) Personen mit einem Diplom, das zum unmittelbaren Zugang zu einem Beruf im
öffentlichen Dienst des Herkunftslandes berechtigt, erfüllen die entsprechenden be­
sonderen Ernennungserfordernisse für eine Verwendung, die diesem Beruf im we­
sentlichen entspricht, wenn

1. diese Entsprechung gemäß Abs. 4 festgestellt worden ist und
2. a) eine Anerkennung gemäß Abs. 4 ohne Festlegung zusätzlicher Erfordernisse

ausgesprochen worden ist oder
b) die in der Anerkennung gemäß Abs. 4 festgelegten zusätzlichen Erfordernisse

erbracht worden sind.

(3) Diplome nach Abs. 2 sind Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähi­
gungsnachweise gemäß Art. 1 Buchstabe a der Richtlinie des Rates vom 21. Dezem­
ber 1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome,
die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen (89/48/EWG, ABI.Nr.
L 19/1989, 16) sowie Diplome, Prüfungszeugnisse oder Befähigungsnachweise ge­
mäß Art. 1 Buchstabe abis c der Richtlinie des Rates vom 18. Juni 1992 über eine
zweite allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in
Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG (92/51/EWG, ABI. Nr. L 209/1992, 25).

(4) Die Dienstbehörde hat auf Antrag eines inländischen Bewerbers oder auf An­
trag eines anderen Bewerbers gemäß Abs. 1 um eine Inländern nicht vorbehaltene
Verwendung im Einzelfall zu entscheiden,

1. ob ein im Abs. 2 genannter Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes der
angestrebten Verwendung im wesentlichen entspricht und

2. ob, in welcher Weise und in welchem Umfang es die Bedachtnahme auf die Erfor­
dernisse der Verwendung verlangt, für die Anerkennung zusätzliche Erfordernisse
nach Art. 4 der im Abs. 3 genannten Richtlinie 89/48/EWG festzulegen.

(5) Auf das Verfahren gemäß Abs. 4 ist das AVG anzuwenden. Der Bescheid ist
abweichend von § 73 Abs. 1 AVG spätestens vier Monate nach Vorliegen der voll­
ständigen Unterlagen des Betreffenden zu erlassen.
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§6
Ernennungsbescheid

(1) Im Ernennungsbescheid sind die Planstelle, der Amtstitel des Beamten und der
Tag der Wirksamkeit der Ernennung anzuführen.

(2) Der Ernennungsbescheid ist dem Beamten spätestens an dem im Bescheid an­
geführten Tag der Wirksamkeit der Ernennung zuzustellen. Ist dies aus Gründen, die
nicht vom Beamten zu vertreten sind, nicht möglich, so gilt die Zustellung als recht­
zeitig, wenn sie innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses nachge­
holt wird. Erfolgt die Zustellung nicht rechtzeitig, wird die Ernennung abweichend
vom Abs. 1 mit dem Tag der Zustellung wirksam.

§7
Begründung des Dienstverhältnisses

(1) Durch die Ernennung einer Person, die nicht bereits Landesbeamter ist, wird
das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis begründet.

(2) Im Fall der Ernennung einer Person, die nicht bereits in einem Dienstverhältnis
zum Land steht, beginnt das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis abweichend vom §
6 frühestens mit dem Tag des Dienstantrittes. In diesem Fall tritt der Ernennungsbe­
scheid und damit die Ernennung rückwirkend außer Kraft, wenn der Dienst nicht am
Tag des Wirksamkeitsbeginnes der Ernennung (§ 6) angetreten wird. Diese Rechts­
folge tritt nicht ein, wenn die Säumnis innerhalb einer Woche gerechtfertigt und der
Dienst am Tag nach dem Wegfall des Hinderungsgrundes, spätestens aber einen
Monat nach dem Tag des Wirksamkeitsbeginnes angetreten wird.

(3) Im Fall des Abs. 2 gilt der Dienst auch dann an einem Monatsersten als ange­
treten, wenn der Dienst zwar nicht an diesem, wohl aber am ersten Arbeitstag des
Monats angetreten wird.

§8
Angelobung

(1) Der Beamte hat binnen vier Wochen nach Beginn des öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnisses folgende Angelobung zu leisten: " Ich gelobe, daß ich die Geset­
ze der Republik Österreich und des Landes Burgenland befolgen und alle mit mei­
nem Amt verbundenen Pflichten treu und gewissenhaft erfüllen werde" .

(2) Die Angelobung ist vor einem von der Landesregierung hiezu beauftragten Be­
amten zu leisten.
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§9
Ernennung im Dienstverhältnis

(1) Ernennungen auf Planstellen einer höheren Dienstklasse sind mit Wirksamkeit
vom 1. Jänner oder 1. Juli vorzunehmen. Außerhalb dieser Termine sind Ernennun­
gen dieser Art nur zulässig, wenn wichtige dienstliche Gründe dies erfordern.

(2) Die Ernennung auf eine Planstelle einer niedrigeren Verwendungsgruppe als
jener, der der Beamte bisher angehört hat, bedarf seiner schriftlichen Zustimmung.

(3) Die Ernennung des Beamten, der (vorläufig) vom Dienst suspendiert oder ge­
gen den ein Disziplinarverfahren eingeleitet ist, kann unter Offenhalten der Planstelle
durch Bescheid vorbehalten werden. Wird die Suspendierung oder Einleitung eines
Disziplinarverfahrens aufgehoben oder endet das Verfahren durch Einstellung, Frei­
spruch, Schuldspruch ohne Strafe oder durch Verhängung der Strafe eines Verwei­
ses oder einer Geldbuße, so kann innerhalb von sechs Monaten ab rechtskräftigem
Abschluß des Verfahrens die vorbehaltene Ernennung mit Rückwirkung bis zum Ta­
ge des Vorbehaltes vollzogen werden.

§ 10
Personalverzeichnis

(1) Die Dienstbehörde hat über alle Beamten ein Personalverzeichnis zu führen,
das zum 1. Jänner jedes Jahres abzuschließen und in das dem Beamten auf Verlan­
gen Einsicht zu gewähren ist. Aus Gründen der Übersichtlichkeit können für Teilbe­
reiche getrennte Personalverzeichnisse geführt werden. Auf Wunsch ist dem Beam­
ten eine Kopie des Personalverzeichnisses gegen Kostenersatz zu überlassen.

(2) Die Beamten sind im Personalverzeichnis getrennt nach Verwendungsgruppen
und, soweit dies in Betracht kommt, innerhalb der Verwendungsgruppen nach Dienst­
klassen anzuführen.

(3) Im Personalverzeichnis sind folgende Personaldaten anzuführen:

1. Name und Geburtsdatum,
2. Vorrückungsstichtag,
3. Dienstantrittstag,
4. Tag der Wirksamkeit der Ernennung zum Beamten,
5. Tag der Wirksamkeit der Ernennung in die Verwendungsgruppe oder - sofern

dies in Betracht kommt - die Dienstklasse, der der Beamte angehört,
6. Gehaltsstufe und Tag der Vorrückung in die nächsthöhere Gehaltsstufe oder der

Erlangung der Dienstalterszulage,
7. Dienststelle des Beamten.
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§ 11
Provisorisches Dienstverhältnis

(1) Das Dienstverhältnis ist zunächst provisorisch.

(2) Das provisorische Dienstverhältnis kann mit Bescheid gekündigt werden. Die
Kündigungsfrist beträgt
während der ersten sechs Monate des Dienstver-
hältnisses (Probezeit) 1 Kalendermonat,
nach Ablauf der Probezeit 2 Kalendermonate
und nach Vollendung des zweiten Dienstjahres 3 Kalendermonate.

Die Kündigungsfrist hat mit Ablauf eines Kalendermonates zu enden.

(3) Während der Probezeit ist die Kündigung ohne Angabe von Gründen, später
nur mit Angabe des Grundes möglich. Die Bestimmungen über die Probezeit sind
nicht anzuwenden auf den Beamten, der unmittelbar vor Beginn des Dienstverhält­
nisses mindestens ein Jahr in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum Land in
gleichwertiger Verwendung zugebracht hat.

(4) Kündigungsgründe sind insbesondere:

1. Nichterfüllung von Definitivstellungserfordernissen,
2. Mangel der körperlichen oder geistigen Eignung,
3. unbefriedigender Arbeitserfolg,
4. pflichtwidriges Verhalten,
5. Bedarfsmangel.

§ 12
Definitives Dienstverhältnis

(1) Das Dienstverhältnis wird auf Antrag des Beamten definitiv, wenn er neben den
Ernennungserfordernissen

1. die für seine Verwendung vorgesehenen Definitivstellungserfordernisse erfüllt
und

2. eine Dienstzeit von vier Jahren im provisorischen Dienstverhältnis vollendet hat.

Der Eintritt der Definitivstellung ist mit Bescheid festzustellen.

(2) In die Zeit des provisorischen Dienstverhältnisses können Zeiten ganz oder
zum Teil eingerechnet werden, soweit sie für die Festsetzung des Vorrückungsstich­
tages berücksichtigt wurden.

(3) Bei dem Beamten, der zu Beginn seines Dienstverhältnisses unmittelbar

1. auf eine höhere als die für ihn in Betracht kommende niedrigste Planstelle ernannt
wurde oder
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2. in eine höhere als die auf Grund des Vorrückungsstichtages in Betracht kommen­
de Gehaltsstufe eingereiht wurde,

kann die Zeit des provisorischen Dienstverhältnisses verkürzt werden.

(4) Bei der Einrechnung gemäß Abs. 2 und der Verkürzung gemäß Abs. 3 ist auf
die bisherige Berufslaufbahn und die vorgesehene Verwendung des Beamten Be­
dacht zu nehmen.

(5) Die Wirkung des Abs. 1 tritt während eines Disziplinarverfahrens und bis zu drei
Monate nach dessen rechtskräftigem Abschluß nicht ein. Wird jedoch das Diszipli­
narverfahren eingestellt oder der Beamte freigesprochen, tritt die Wirkung des Abs. 1
rückwirkend ein. Im Fall eines Schuldspruches ohne Strafe kann mit Bescheid festge­
stellt werden, daß die Wirkung des Abs. 1 rückwirkend eintritt, wenn

1. die Schuld des Beamten gering ist,
2. die Tat keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat und
3. keine dienstlichen Interessen entgegenstehen.

(6) Endet das Disziplinarverfahren anders als durch Einstellung, Freispruch oder
Schuldspruch ohne Strafe und sind außerdem die Voraussetzungen des Abs. 1 er­
füllt, kann die Dienstbehörde aus berücksichtigungswürdigen Gründen schon wäh­
rend des dreimonatigen Zeitraumes eine Definitivstellung vornehmen.

§ 13
Definitivstellungserfordernisse

(1) Die Definitivstellungserfordernisse werden durch die Anlage 1 geregelt.

(2) Die besonderen Ernennungs- und die Definitivstellungserfordernisse gelten als
erfüllt, wenn der definitive Beamte auf eine andere Planstelle jener Verwendungs­
gruppe ernannt werden soll, der er bereits angehört, und wenn

1. die Ernennung wegen Änderung des Arbeitsumfanges, der Arbeitsbedingungen
oder der Organisation des Dienstes notwendig ist oder

2. die Eignung für die neue Verwendung in einer sechsmonatigen Probeverwendung
nachgewiesen wurde.

(3) Abs. 2 ist nicht anzuwenden auf

1. Ernennungserfordernisse, von denen in besonderen Vorschriften oder in der Anla­
ge 1 eine Nachsicht ausgeschlossen ist,

2. Ernennungserfordernisse, die für die Ernennung in bestimmte Dienstklassen vor­
geschrieben sind, und

3. Ernennungserfordernisse, die gemäß Anlage 1 aus der Verbindung einer bestimm­
ten Ausbildung mit einer bestimmten Verwendung bestehen.
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(4) Wer im definitiven Dienstverhältnis die Ernennungserfordernisse für die Ver­
wendungsgruppe B durch die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung an einer höhe­
ren Schule oder für die Verwendungsgruppe A durch ein abgeschlossenes Hoch­
schulstudium erfüllt, aber auf eine Planstelle einer niedrigeren Verwendungsgruppe
ernannt worden ist, kann auf eine Planstelle einer entsprechend höheren Verwen­
dungsgruppe unter der Auflage ernannt werden, allfällige sonstige Ernennungserfor­
dernisse und Definitivstellungserfordernisse für die neue Verwendung innerhalb von
zwei Jahren zu erbringen. Bei erfolglosem Ablauf dieser Frist ist der Beamte ohne
seine Zustimmung auf eine Planstelle seiner früheren Verwendungsgruppe zu ernen­
nen. Aus berücksichtigungswürdigen Gründen kann die Frist bis zu zweimal erstreckt
werden.

(5) Die Dienstbehörde kann die Nichterfüllung eines in der Anlage 1 angeführten
Definitivstellungserfordernisses oder eines Teiles desselben aus dienstlichen Grün­
den nachsehen, wenn ein gleichgeeigneter Bewerber, der allen Erfordernissen ent­
spricht, nicht vorhanden und nicht in besonderen Vorschriften oder in der Anlage 1
die Nachsicht ausgeschlossen ist.

§ 14
Übertritt in den Ruhestand

(1) Der Beamte tritt mit Ablauf des 65. Jahres nach dem Jahr seiner Geburt in den
Ruhestand.

(2) Die Dienstbehörde kann den Übertritt des Beamten in den Ruhestand aufschie­
ben, falls am Verbleiben des Beamten im Dienststand ein wichtiges dienstliches In­
teresse besteht. Der Aufschub darf jeweils höchstens für ein Kalenderjahr ausgespro­
chen werden. Ein Aufschub über den Ablauf des 70. Jahres nach dem Jahr der Ge­
burt des Beamten ist nicht zulässig.

§ 15
Versetzung in den Ruhestand wegen

Dienstunfähigkeit und bei AußerdienststeIlung

(1) Der Beamte ist von Amts wegen oder auf seinen Antrag in den Ruhestand zu
versetzen, wenn er dauernd dienstunfähig ist.

(2) Der Beamte, auf den § 18 oder § 20 anzuwenden ist, ist in den Ruhestand zu
versetzen, wenn er dies beantragt hat.

(3) Der Beamte ist dienstunfähig, wenn er infolge seiner körperlichen oder geisti­
gen Verfassung seine dienstlichen Aufgaben nicht erfüllen und ihm im Wirkungsbe­
reich seiner Dienstbehörde kein mindestens gleichwertiger Arbeitsplatz zugewiesen
werden kann, dessen Aufgaben er nach seiner körperlichen und geistigen Verfas­
sung zu erfüllen imstande ist und der ihm mit Rücksicht auf seine persönlichen, fami­
liären und sozialen Verhältnisse billigerweise zugemutet werden kann.

Seite 8



(4) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit dem Ablauf des Monates, in dem der
Bescheid rechtskräftig wird, oder mit Ablauf des darin festgesetzten späteren Mo­
natsletzten wirksam.

(5) Eine Versetzung in den Ruhestand nach den Abs. 1 bis 4 ist während einer
(vorläufigen) Suspendierung gemäß § 128 nicht zulässig.

§ 16
Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung

(1) Der Beamte kann durch schriftliche Erklärung, aus dem Dienststand ausschei­
den zu wollen, seine Versetzung in den Ruhestand frühestens mit Ablauf des Mona­
tes bewirken, in dem er das 60. Lebensjahr vollendet. Diese Erklärung kann schon
ein Jahr vor Vollendung des 60. Lebensjahres abgegeben werden.

(2) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monates wirksam, den
der Beamte bestimmt, frühestens jedoch mit Ablauf des Monates, der der Abgabe der
Erklärung folgt. Hat der Beamte keinen oder einen früheren Zeitpunkt bestimmt, so
wird die Versetzung in den Ruhestand ebenfalls mit Ablauf des Monates wirksam, der
der Abgabe der Erklärung folgt.

(3) Während einer (vorläufigen) Suspendierung gemäß § 128 kann eine Erklärung
nach Abs. 1 nicht wirksam werden. In diesem Fall wird die Erklärung frühestens mit
Ablauf des Monates wirksam, in dem die (vorläufige) Suspendierung geendet hat.

(4) Der Beamte kann die Erklärung nach Abs. 1 bis spätestens drei Monate vor ih­
rem Wirksamwerden widerrufen. Ein späterer Widerruf wird nur wirksam, wenn die
Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat. Während einer (vorläufigen) Suspendie­
rung gemäß § 128 kann jedoch der Beamte die Erklärung nach Abs. 1 jederzeit
widerrufen.

§ 17
Wiederaufnahme in den Dienststand

(1) Der Beamte des Ruhestandes kann aus dienstlichen Gründen durch Ernennung
wieder in den Dienststand aufgenommen werden, wenn er

1. im Falle des § 15 Abs. 1 seine Dienstfähigkeit wieder erlangt hat oder
2. im Falle des § 15 Abs. 2 die den Anlaß der Ruhestandsversetzung bildende Funk­

tion nicht mehr ausübt und die Wiederaufnahme in den Dienststand beantagt.

Im Fall der Z 1 ist ein Ansuchen des Beamten nicht erforderlich.

(2) Die Wiederaufnahme ist nur zulässig, wenn der Beamte das 60. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat und es wahrscheinlich ist, daß er noch durch mindestens
fünf Jahre seine dienstlichen Aufgaben versehen kann.

Seite 9



(3) Der Beamte hat den Dienst spätestens zwei Wochen nach Rechtskraft des Be­
scheides, mit dem die Wiederaufnahme in den Dienststand verfügt wird, anzutreten.

§ 18
DienstfreisteIlung und AUßerdienststeIlung wegen Ausübung des

Mandates im Nationalrat, im Bundesrat oder in einem Landtag

(1) Soweit im § 20 Z 1 nicht anderes bestimmt ist, ist dem Beamten, der Mitglied
des Nationalrates, des Bundesrates oder eines Landtages ist, die zur Ausübung sei­
nes Mandates erforderliche DienstfreisteIlung in dem von ihm beantragten prozentu­
ellen Ausmaß der regelmäßigen Wochendienstzeit unter anteiliger Kürzung seiner
Bezüge zu gewähren. Dienstplanerleichterungen (z.B. Diensttausch, Einarbeitung)
sind unter Berücksichtigung dienstlicher Interessen in größtmöglichem Ausmaß
einzuräumen.

(2) Das prozentuelle Ausmaß der DienstfreisteIlung nach Abs. 1 ist vom Beamten
unter Bedachtnahme auf die zur Ausübung des Mandates erforderliche Zeit begin­
nend vom Tag der Angelobung bis zum Tag des Ausscheidens aus der Funktion für
jedes Kalenderjahr im vorhinein festzulegen. Bei Lehrern tritt an die Stelle des Kalen­
derjahres das Schuljahr. Über- oder Unterschreitungen dieses Prozentsatzes im
Durchrechnungszeitraum sind zulässig. Der Beamte, der Mitglied des Nationalrates
oder des Bundesrates ist, hat das Ausmaß der von ihm festgelegten DienstfreisteI­
lung im Dienstweg der nach Art. 59b B-VG eingerichteten Kommission mitzuteilen.
Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem solchen Beamten und seiner
Dienstbehörde über das Ausmaß von Über- oder Unterschreitungen der Dienstfrei­
steIlung hat die Kommission dazu auf Antrag der Dienstbehörde oder des Beamten
eine Stellungnahme abzugeben.

(3) Der Beamte, der Mitglied des Nationalrates, des Bundesrates oder eines Land­
tages ist, ist jedoch abweichend von Abs. 1 für die Dauer der Mandatsausübung un­
ter Entfall der Bezüge außer Dienst zu stellen, wenn er

1. dies beantragt oder
2. die Zuweisung eines seiner bisherigen Verwendung nach Abs. 4 Z 1 möglichst

gleichwertigen Arbeitsplatzes ablehnt.

Im Fall der Z 2 ist er mit Wirksamkeit von dem auf den Ablauf von zwei Monaten fol­
genden Monatsersten beginnend vom Tag der Angelobung unter Entfall der Bezüge
außer Dienst zu stellen.

(4) Ist eine Weiterbeschäftigung des Beamten nach Abs. 1 auf seinem bisherigen
Arbeitsplatz nicht möglich, weil die weitere Tätigkeit auf dem bisherigen Arbeitsplatz
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1. auf Grund der Feststellung des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 6a Abs. 2
des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983, BGBI.Nr. 330, unzulässig ist oder

2. auf Grund der besonderen Gegebenheiten neben der Ausübung des Mandates nur
unter erheblicher Beeinträchtigung des Dienstbetriebes möglich wäre,

so ist ihm innerhalb von zwei Monaten beginnend vom Tag der Angelobung ein sei­
ner bisherigen Verwendung mindestens gleichwertiger zumutbarer Arbeitsplatz oder ­
mit seiner Zustimmung - ein seiner bisherigen Verwendung möglichst gleichwertiger
Arbeitsplatz zuzuweisen, auf den keiner der in den Z 1 und 2 angeführten Umstände
zutrifft. Bei der Auswahl des Arbeitsplatzes ist danach zu trachten, dem Beamten ei­
ne Teilbeschäftigung möglichst in dem von ihm gewählten Umfang anzubieten. Die
§§ 39 bis 42 sind in diesen Fällen nicht anzuwenden.

(5) Wird über die Zuweisung eines anderen Arbeitsplatzes nach Abs. 4 kein Ein­
vernehmen mit dem Beamten erzielt, hat die Dienstbehörde hierüber mit Bescheid zu
entscheiden. Bei Mitgliedern des Nationalrates und des Bundesrates ist zuvor auf
Antrag der Dienstbehörde oder des Beamten eine Stellungnahme der nach Art. 59b
B-VG eingerichteten Kommission zu den bestehenden Meinungsverschiedenheiten
einzuholen.

(6) Ist durch Landesverfassungsgesetz eine Einrichtung mit den gleichen Befugnis­
sen wie die Kommission gemäß Art. 59 b B-VG geschaffen worden, so sind Abs. 2
letzter Satz und Abs. 5 letzter Satz auf Beamte, die Mitglied des betreffenden Landta­
ges sind, mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Stellungnahme von der gemäß Art.
95 Abs. 4 B-VG geschaffenen Einrichtung einzuholen ist.

§ 19
Bewerbung um ein Mandat

Dem Beamten, der sich um das Amt des Bundespräsidenten oder ein Mandat im Na­
tionalrat, im Europäischen Parlament oder in einem Landtag bewirbt, ist ab der Ein­
bringung des Wahlvorschlages bei der zuständigen Wahlbehörde bis zur Bekanntga­
be des amtlichen Wahlergebnisses die erforderliche freie Zeit zu gewähren.

§ 20
AußerdienststeIlung

Der Beamte, der

1. Bundespräsident, Mitglied der Bundesregierung, Staatssekretär, Präsident des
Rechnungshofes, Präsident des Nationalrates, Obmann eines Klubs des National­
rates, Amtsführender Präsident des Landesschulrates (Stadtschulrates für Wien),
Mitglied der Volksanwaltschaft, Mitglied einer Landesregierung (in Wien der Bür­
germeister oder Amtsführender Stadtrat) oder

2. a) Mitglied des Europäischen Parlaments oder
b) der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
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ist, ist für die Dauer dieser Funktion unter Entfall der Bezüge außer Dienst zu stellen.

§ 21
Auflösung des Dienstverhältnisses

(1) Das Dienstverhältnis wird aufgelöst durch

1. Austritt,
2. Kündigung des provisorischen Dienstverhältnisses,
3. Entlassung,
4. Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches, BGB\.Nr. 60/1974,
5. a) bei Verwendungen gemäß § 44 Abs. 4:

Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft,
b) bei sonstigen Verwendungen:

aa) Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft, wenn nicht die Staatsan­
gehörigkeit eines vom § 4 Abs. 1 Z 1 lit. b erfaßten Landes gegeben ist,

bb) Verlust der Staatsangehörigkeit eines vom § 4 Abs. 1 Z 1 lit. b erfaßten Lan­
des, wenn nicht die Staatsangehörigkeit eines anderen vom § 4 Abs. 1 Z 1
lit. b erfaßten Landes oder die österreichische Staatsbürgerschaft gege­
ben ist,

6. Begründung eines unbefristeten Dienstverhältnisses zu einem Land (zur Gemein­
de Wien) als Mitglied eines unabhängigen Verwaltungssenates,

7. Tod.

(2) Beim Beamten des Ruhestandes wird das Dienstverhältnis außerdem aufgelöst
durch die

1. Verhängung der Disziplinarstrafe des Verlustes aller aus dem Dienstverhältnis er­
fließenden Rechte und Ansprüche,

2. Verurteilung durch ein inländisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit Vor­
satz begangener strafbarer Handlungen zu einer mehr als einjährigen Frei­
heitsstrafe. Das Dienstverhältnis wird jedoch nicht aufgelöst, wenn diese Rechts­
folge der Verurteilung bedingt nachgesehen wird, es sei denn, daß die Nachsicht
widerrufen wird.

(3) Durch die Auflösung des Dienstverhältnisses erlöschen, soweit gesetzlich nicht
anderes bestimmt ist, alle aus dem Dienstverhältnis sich ergebenden Anwartschaf­
ten, Rechte und Befugnisse des Beamten und seiner Angehörigen. Ansprüche des
Beamten, die sich auf die Zeit vor der Auflösung des Dienstverhältnisses beziehen,
bleiben unberührt.

(4) Ein Beamter hat dem Land im Fall der Auflösung des Dienstverhältnisses nach
Abs. 1 Z 1 bis 5 die Ausbildungskosten zu ersetzen, wenn die Ausbildungskosten für
die betreffende Verwendung am Tag der Beendigung dieser Ausbildung das Sechs­
fache des Gehaltes eines Beamten der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V zuzüglich
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allfälliger Teuerungszulagen übersteigen. Der Ersatz der Ausbildungskosten entfällt,
wenn das Dienstverhältnis mehr als fünf Jahre nach der Beendigung der Ausbildung
geendet hat oder das Dienstverhältnis aus den im § 11 Abs. 4 Z 2 und 5 angeführten
Gründen gekündigt worden ist. Bei der Ermittlung der Ausbildungskosten sind

1. die Kosten einer Grundausbildung,
2. die Kosten, die dem Land aus Anlaß der Vertretung des Beamten während der

Ausbildung erwachsen sind, und
3. die dem Beamten während der Ausbildung zugeflossenen Bezüge, mit Ausnahme

der durch die Teilnahme an der Ausbildung verursachten Reisegebühren,

nicht zu berücksichtigen.

(5) Die dem Land gemäß Abs. 4 zu ersetzenden Ausbildungskosten sind von der
Dienstbehörde mit Bescheid festzustellen. Der Anspruch auf Ersatz der Ausbildungs­
kosten verjährt drei Jahre ab der Auflösung des Dienstverhältnisses. Die §§ 13 a
Abs. 2 und 13 b Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBI.Nr. 54, sind sinngemäß an­
zuwenden.

(6) Wird ein Vertragsbediensteter zum Beamten ernannt, so gelten die Abs. 4 und
5 mit der Maßgabe, daß die Zeiten als Vertragsbediensteter wie im Beamtendienst­
verhältnis zugebrachte Zeiten zu behandeln sind.

§ 22
Austritt

(1) Der Beamte kann schriftlich seinen Austritt aus dem Dienstverhältnis erklären.

(2) Die Austrittserklärung wird mit Ablauf des Monates wirksam, den der Beamte
bestimmt, frühestens jedoch mit Ablauf des Monates, in dem sie abgegeben wurde.
Hat der Beamte keinen oder einen früheren Zeitpunkt der Wirksamkeit bestimmt, so
wird die Austrittserklärung ebenfalls mit Ablauf des Monates wirksam, in dem sie ab­
gegeben wurde.

(3) Der Beamte kann die Erklärung nach Abs. 1 bis spätestens einen Monat vor ih­
rem Wirksamwerden widerrufen. Ein späterer Widerruf wird nur wirksam, wenn die
Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat.

§ 23
Entlassung wegen mangelnden Arbeitserfolges

Der Beamte, über den durch drei aufeinanderfolgende Kalenderjahre die Feststellung
getroffen worden ist, daß er den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermah­
nung nicht aufweist, ist mit Rechtskraft der Feststellung für das dritte Kalenderjahr
entlassen. Der Rechtskraft der Feststellung ist die Endgültigkeit des Beurteilungser­
gebnisses im Sinne des § 105 Abs. 2 gleichzuhalten.
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4. Abschnitt
Dienstliche Ausbildung

§ 24
Ziel und Arten der dienstlichen Ausbildung

(1) Die dienstliche Ausbildung soll dem Beamten die für die Erfüllung seiner dienst­
lichen Ausgaben erforderlichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten vermitteln,
sie erweitern und vertiefen.

(2) Arten der dienstlichen Ausbildung sind

1. die Grundausbildung,
2. die berufsbegleitende Fortbildung und
3. die Schulung von Führungskräften.

§ 25
Allgemeine Bestimmungen über die Grundausbildung

(1) Die Grundausbildung ist jene dienstliche Ausbildung, die zur Erfüllung von Er­
nennungs- oder Definitivstellungserfordernissen führen soll.

(2) In der Grundausbildung ist vorzusorgen, daß der Beamte die für seine Verwen­
dung erforderlichen Kenntnisse der österreichischen Verfassung und der Behör­
denorganisation, des Dienst- und Besoldungsrechtes der Landesbediensteten (ein­
schließlich des jeweiligen Vertretungsrechtes) sowie des Verfahrensrechtes erwirbt.

(3) Die Grundausbildung ist je nach dem Erfordernis der Verwendung als

1. Ausbildungslehrgang,
2. praktische Verwendung (Schulung am Arbeitsplatz),
3. Selbststudium oder
4. eine Verbindung dieser Ausbildungsarten

zu gestalten.

(4) Die Grundausbildung ist durch Verordnung der Landesregierung zu regeln. Die
für eine Verwendungsgruppe vorgeschriebene Grundausbildung kann je nach Ver­
wendung gesondert geregelt werden, soweit dies zur Erreichung des Ausbildungs­
zweckes erforderlich ist.

(5) Im Zweifelsfall hat die Dienstbehörde zu entscheiden, welche Grundausbildung
für eine bestimmte Verwendung in Betracht kommt.
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(6) Für die Sacherfordernisse und die Besorgung der Kanzleigeschäfte der zur
Durchführung der Grundausbildung vorgesehenen Einrichtung (Ausbildungslehr­
gang, Prüfungskommission usw.) hat das Land aufzukommen.

§26
Ausbildungslehrgang

(1) Der Beamte ist von der Dienstbehörde auf Antrag einem Ausbildungslehrgang
zuzuweisen, wenn

1. der erfolgreiche Abschluß der betreffenden Grundausbildung für die Verwendung
des Beamten als Definitivstellungserfordernis vorgeschrieben ist und

2. der Beamte die in der Verordnung für die betreffende Grundausbildung allenfalls
vorgeschriebenen Praxiszeiten absolviert hat.

Die Zeit des Lehrgangsbesuches ist von der Dienstbehörde nach den dienstlichen
Verhältnissen und nach Sicherstellung eines Ausbildungsplatzes festzusetzen. Auf
die persönlichen Verhältnisse des Beamten ist dabei angemessen Rücksicht zu neh­
men. Konnte dem Antrag des Beamten auf Zuweisung zu einem Ausbildungs­
lehrgang innerhalb eines Jahres aus dienstlichen Gründen nicht entsprochen wer­
den, so darf in der Folge die Zuweisung nicht wegen dienstlicher Verhältnisse verhin­
dert werden.

(2) Der Beamte kann von der Dienstbehörde auf Antrag zu einem Ausbildungslehr­
gang zugelassen werden wenn

1. der erfolgreiche Abschluß der betreffenden Grundausbildung ein Ernennungs- und
Definitivstellungserfordernis für eine vom Beamten angestrebte Verwendung bildet,

2. der Beamte bei sinngemäßer Geltung des § 33 Abs. 2 die für diese Verwendung
vorgeschriebenen Ernennungserfordernisse erfüllt und

3. die Dienstbehörde bestätigt, daß dem Beamten die hiefür allenfalls erforderliche
Freistellung gewährt wird; die Dienstbehörde darf diese Bestätigung nur aus zwin­
genden dienstlichen Gründen verweigern.

Wenn es aus wichtigen dienstlichen Gründen erforderlich und eine zielführende Aus­
bildung sichergestellt ist, können durch Verordnung für bestimmte Ausbildungslehr­
gänge Ausnahmen vom Erfordernis der Z 2 festgelegt werden.

(3) Auf das Zulassungsverfahren nach Abs. 2 ist das AVG anzuwenden.

(4) Hat der Beamte in einem Ausbilduntehrgang eine solche Zahl der vorgesehe­
nen Vortragsstunden versäumt, daß das Lehrgangsziel voraussichtlich nicht erreicht
werden kann, ist die Zuweisung (Zulassung) zum Lehrgang zu widerrufen. Eine
mehrmalige Teilnahme des Beamten an einem gleichen Ausbildungslehrgang ist un­
zulässig. Ist jedoch der Beamte ohne sein Verschulden aus einem Lehrgang ausge­
schieden, so kann er auf Antrag zu einem weiteren gleichen Ausbildungslehrgang
oder zu einem Teil eines solchen zugewiesen (zugelassen) werden.
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§ 27
Selbststudium

Die Dienstbehörde hat dem Beamten für das Selbststudium die erforderlichen Lern­
behelfe unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.

§ 28
Dienstprüfung

Die erfolgreiche Absolvierung der Grundausbildung ist durch die erfolgreiche Able­
gung der Dienstprüfung nachzuweisen. Diese ist Bestandteil der Grundausbildung.

§ 29
Prüfungskommission

Für die einzelnen Dienstprüfungen sind von der Dienstbehörde

1. die erforderliche Anzahl von Prüfungskommissionen zu errichten und
2. der Vorsitzende, seine Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Prüfungskom­

mission für die Dauer von fünf Jahren zu bestellen.

§ 30
Mitgliedschaft zur Prüfungskommission

(1) Die Voraussetzungen für die Bestellung zum Mitglied einer Prüfungskommissi­
on sind in der Verordnung (§ 25 Abs. 4) festzusetzen, wobei auf die Erfordernisse
der Prüfung Bedacht zu nehmen ist. Der Vorsitzende der Prüfungskommission und
seine Stellvertreter müssen der Verwendungsgruppe A oder einer gleichwertigen
Verwendungsgruppe oder - wenn solche Beamte nicht zur Verfügung stehen - der
höchsten verfügbaren Verwendungsgruppe angehören.

(2) Die Mitgliedschaft zu einer Prüfungskommission ruht vom Tag der Einleitung ei­
nes Disziplinarverfahrens bis zu dessen rechtskräftigem Abschluß, während der Zeit
der (vorläufigen) Suspendierung vom Dienst, der AußerdienststeIlung, eines Urlau­
bes von mehr als drei Monaten und der Ableistung des Präsenzdienstes oder des
Zivildienstes.

(3) Mitglieder der Prüfungskommission sind vor Ablauf ihrer Bestellungsperiode ab­
zuberufen, wenn

1. sie es verlangen,
2. ihre geistige oder körperliche Eignung nicht mehr gegeben ist,
3. infolge eines Wechsels ihres Dienstortes oder ihrer Verwendung mit der weiteren

Tätigkeit als Prüfer eine Behinderung in der Erfüllung der dienstlichen Verpflich­
tungen oder zusätzliche Kosten verbunden wären,
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4. sie trotz Aufforderung unentschuldigt an drei Prüfungen nicht teilgenommen haben
oder

5. die Voraussetzungen für ihre Bestellung nicht mehr bestehen.

(4) Die Mitgliedschaft zur Prüfungskommission erlischt, wenn

1. über das Mitglied rechtskräftig eine Disziplinarstrafe verhängt wurde oder
2. das Mitglied aus dem Dienststand ausscheidet.

(5) Scheidet ein Mitglied aus der Prüfungskommission aus oder ist es aus anderen
Gründen notwendig, die Prüfungskommission zu ergänzen, so sind die neuen Mit­
glieder für den Rest der Funktionsdauer zu bestellen.

(6) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder der Prüfungskommission sind in Aus­
übung dieses Amtes selbständig und unabhängig.

§ 31
Prüfungssenate

Für die Abhaltung der Dienstprüfungen hat der Vorsitzende der Prüfungskommission
Prüfungssenate zu bilden. Jeder Prüfungssenat hat aus dem Vorsitzenden der Prü­
fungskommission oder einem seiner Stellvertreter als Senatsvorsitzenden und aus
mindestens einem weiteren Mitglied zu bestehen.

§ 32
Zulassung zur Dienstprüfung

(1) Prüfungstermine sind mindestens zwei Monate vor dem ersten Tag der Prüfun­
gen in geeigneter Weise bekanntzugeben.

(2) Wird ein Prüfungstermin nicht mindestens alljährlich anberaumt, so ist nach Ein­
langen eines Antrages auf Zulassung zur Prüfung oder einer Zuweisung zur Dienst­
prüfung ein Prüfungstermin derart festzusetzen, daß der Beamte die Prüfung späte­
stens sechs Monate danach abgeschlossen haben kann.

(3) Die Zulassung zur Prüfung ist im Dienstweg bei der zuständigen Prüfungskom­
mission bis spätestens sechs Wochen vor der Prüfung zu beantragen. Wird dem Be­
amten in der Verordnung die Wahl zwischen mehreren Fachgebieten eingeräumt, so
ist das gewählte Fachgebiet im Antrag anzuführen.

(4) Die Dienstbehörde hat dem Antrag die für die Zulassung maßgeblichen Anga­
ben anzuschließen und ihn an die Prüfungskommission weiterzuleiten. Wird der
Dienstbehörde des Beamten in der Verordnung die Wahl zwischen mehreren Fach­
gebieten eingeräumt, so ist dieses Fachgebiet dem Beamten und der Prüfungs- kom­
mission rechtzeitig mitzuteilen.
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(5) Über die Zulassung zur Prüfung hat die Landesregierung zu entscheiden. Auf
das Verfahren über die Zulassung zur Prüfung ist das AVG anzuwenden. Die Prü­
fungstermine sind dem Beamten so rechtzeitig mitzuteilen, daß sie ihm zwei Wochen
vor der Prüfung bekannt sind.

(6) Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung kann in der Verordnung abwei­
chend von den Abs. 3 bis 5 bestimmt werden, daß in den Fällen, in denen der Prü­
fung ein Ausbildungslehrgang vorangeht, der Beamte nach Absolvierung dieses
Lehrganges von Amts wegen durch die Dienstbehörde zur Dienstprüfung zuzuweisen
ist.

§ 33
Zulassungserfordernisse

(1) Der Beamte ist zur Dienstprüfung zuzulassen, wenn er, abgesehen von der
Grundausbildung, die Ernennungserfordernisse für die betreffende Verwendung so­
wie die gemäß Abs. 3 festgesetzten Erfordernisse erfüllt.

(2) Schreiben die Ernennungserfordernisse die Zurücklegung einer bestimmten
Dienstzeit vor, so kann die Prüfung schon im letzten Jahr dieser Dienstzeit abgelegt
werden.

(3) Die Erfordernisse für die Zulassung zur Dienstprüfung sind in der Verordnung
über die betreffende Grundausbildung so festzusetzen, daß der Beamte die für die
Prüfung erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten erwerben kann.
Hiebei können insbesondere geregelt werden:

1. die Verpflichtung zur vorherigen Absolvierung einer Ausbildung nach § 25 Abs. 3
sowie allfällige Gründe für eine Nachsicht von dieser Verpflichtung,

2. Art und Ausmaß allfälliger sonstiger Ausbildungen und Praxiszeiten,
3. falls zum erforderlichen Abschluß der Ausbildung die Ablegung mehrerer Prüfun­

gen erforderlich ist, die Reihenfolge der Ablegung dieser Prüfungen.

§ 34
Prüfungsverfahren

(1) Bis zum Beginn einer Dienstprüfung kann der Beamte von der Prüfung zurück­
treten. Einem Rücktritt ist das Nichterscheinen des Beamten oder ein derart verspä­
tetes Erscheinen, daß die Prüfung nicht mehr abgehalten werden kann, gleichzu­
halten.

(2) Ist der Beamte ohne sein Verschulden außerstande, am festgesetzten Tag zu
einer Prüfung zu erscheinen, diese fortzusetzen oder zu beenden, so hat der Vorsit­
zende des Prüfungssenates auf Ansuchen des Beamten die Ablegung oder Fortset­
zung der Prüfung an einem späteren Tag, wenn dies jedoch nicht möglich ist, zum
nächsten Prüfungstermin, zu gestatten. Im Falle einer Unterbrechung der Prüfung ist
der Prüfungsteil (schriftliche, praktische und mündliche Prüfung), in dem die Prüfung
unterbrochen wurde, zur Gänze zu wiederholen.
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(3) Bei Durchführung der Prüfung ist auf Behinderungen des Beamten soweit billige
Rücksicht zu nehmen, als dies mit dem Ausbildungszweck vereinbar ist.

(4) Dienstprüfungen sind zuerst schriftlich und dann mündlich abzuhalten. Wenn es
die betreffende Verwendung erfordert, kann in der Verordnung bestimmt werden, daß
an Stelle der schriftlichen Prüfung oder neben dieser eine praktische Prüfung abzu­
halten ist.

(5) In der Verordnung ist je nach dem Prüfungszweck zu bestimmen, ob und inwie­
weit die schriftliche Prüfung als Klausurarbeit oder Hausarbeit abzuhalten ist. Sofern
in der Verordnung nicht anderes bestimmt wird, sind die Themen der schriftlichen
Prüfung von dem mit der mündlichen Prüfung des betreffenden Gegenstandes be­
trauten Prüfer zu bestimmen. Der Prüfer hat bei Klausurarbeiten die für die Behand­
lung der Themen zulässigen Behelfe festzulegen.

(6) Mündliche Prüfungen sind vor dem Prüfungssenat abzulegen. Der Senatsvorsit­
zende hat mindestens einen Gegenstand selbst zu prüfen und ist berechtigt, Fragen
aus allen Gegenständen zu stellen. Bei der mündlichen Prüfung sind Landesbedien­
stete des Dienststandes als Zuhörer zugelassen.

(7) Über das Ergebnis der Prüfung hat der Prüfungssenat in nicht öffentlicher Bera­
tung zu beschließen. Die Prüfung ist bestanden, wenn die Mehrheit der Senatsmit­
glieder feststellt, daß der Beamte die erforderlichen Kenntnisse beziehungsweise
Fertigkeiten besitzt. Stellt die Mehrheit der Senatsmitglieder darüber hinaus fest, daß
der Prüfungserfolg in bestimmten Gegenständen als ausgezeichnet zu bewerten ist,
so sind der Angabe des Prüfungserfolges die Worte "mit Auszeichnung aus..." anzu­
fügen. Über die bestandene Prüfung ist dem Beamten ein Zeugnis auszustellen.
Wenn es der Beamte im Antrag auf Zulassung zur Dienstprüfung, im Falle des § 32
Abs. 6 im Antrag auf Zulassung zur Grundausbildung, verlangt hat, hat an die Stelle
des Zeugnisses eine inhaltlich gleich gestaltete schriftliche Mitteilung an die Dienst­
behörde des Beamten zu treten.

(8) Hat der Beamte die Prüfung nicht bestanden, kann die Prüfung frühestens nach
sechs Monaten wiederholt werden. Eine mehr als zweimalige Wiederholung dersel­
ben Prüfung ist unzulässig.

§ 35
Teil- und Einzelprüfungen

(1) In der Verordnung kann abweichend vom § 34 die Ablegung der Dienstprüfung
in Form von Teilprüfungen festgelegt werden, wenn dies dem Prüfungszweck besser
entspricht.

(2) Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung kann in der Verordnung auch be­
stimmt werden, daß Dienstprüfungen oder Teilprüfungen abweichend vom § 34 vor
Einzelprüfern abzulegen sind. § 34 ist auf solche Einzelprüfungen mit der Maßgabe
anzuwenden,daß
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1. der jeweilige Einzelprüfer entscheidet, ob und mit welcher Beurteilung die betref­
fende Einzelprüfung bestanden wurde,

2. jede Einzelprüfung gesondert wiederholt und die im § 34 Abs. 8 für die Wiederho­
lung vorgesehene Frist von sechs Monaten durch Verordnung verkürzt werden
kann,

3. dem Beamten ein Zeugnis nur dann auszustellen ist, sobald er alle EinzeIprüfun­
gen der betreffenden Dienstprüfung oder Teilprüfung bestanden hat.

§ 36
Anrechnung auf die Grundausbildung

(1) Hat der Beamte bereits eine andere Grundausbildung erfolgreich abgeschlos­
sen, die nicht für Beamte einer niedrigeren Verwendungsgruppe vorgesehen ist,
kann der Vorsitzende der Prüfungskommission bestimmen, daß sich die Dienstprü­
fung nicht auf jene Gegenstände zu erstrecken hat, die für die bereits abgelegte Prü­
fung zumindest im gleichen Umfang vorgesehen sind wie in der nunmehrigen Prü­
fung. Durch Verordnung können weitere Ausbildungen und Prüfungen in diese Rege­
lung einbezogen werden, wenn damit eine gleichwertige Ausbildung des Beamten
gewährleistet wird.

(2) Die Verordnung kann außerdem Erfordernisse anführen, bei deren Erfüllung die
Grundausbildung oder ein bestimmter Teil derselben als erfolgreich abgeschlossen
gilt, wenn damit ein gleichwertiger Nachweis der für die Verwendung des Beamten
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten erbracht wird. Ebenso kann bestimmt wer­
den, daß der Nachweis bestimmter Fähigkeiten, der dem Beamten bei sonst voller
Eignung für den Dienst infolge einer körperlichen Behinderung nicht zumutbar ist,
durch den Nachweis von Kenntnissen oder Fähigkeiten anderer Art ersetzt werden
kann.

5. Abschnitt
Verwendung des Beamten

§ 37
Arbeitsplatz

(1) Jeder Beamte, der nicht vom Dienst befreit oder enthoben ist, ist mit der Wahr­
nehmung der Aufgaben eines in der Geschäftseinteilung seiner Dienststelle vorgese­
henen Arbeitsplatzes zu betrauen.

(2) In den Geschäftseinteilungen der Dienststellen darf ein Arbeitsplatz nur für Auf­
gaben vorgesehen werden, die die volle Normalarbeitskraft eines Menschen erfor­
dern. Soweit nicht zwingende dienstliche Rücksichten entgegenstehen, dürfen auf ei­
nem Arbeitsplatz nur gleichwertige oder annähernd gleichwertige Aufgaben zusam­
mengefaßt werden.
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(3) Mit Zustimmung des Beamten und wenn er die Eignung hiefür aufweist, kann
der Beamte zur Besorgung von Aufgaben herangezogen werden, die regelmäßig von
Beamten einer höheren Verwendungsgruppe oder einer höheren Dienstklasse aus­
geübt werden, falls entsprechend eingestufte, für diese Verwendung geeignete Be­
amte nicht zur Verfügung stehen.

(4) Der Beamte ist verpflichtet, vorübergehend auch Aufgaben zu besorgen, die
nicht zu den Dienstverrichtungen der betreffenden Einstufung und Verwendung ge­
hören, wenn es im Interesse des Dienstes notwendig ist.

§ 38
Nebentätigkeit

(1) Die Dienstbehörde kann einem Beamten ohne unmittelbaren Zusammenhang
mit den dienstlichen Aufgaben, die ihm nach diesem Gesetz obliegen, noch weitere
Tätigkeiten für das Land in einem anderen Wirkungskreis übertragen.

(2) Eine Nebentätigkeit liegt auch vor, wenn der Beamte auf Veranlassung der
Dienstbehörde eine Funktion in Organen einer juristischen Person des privaten
Rechts ausübt, deren Anteile ganz oder teilweise im Eigentum des Landes stehen.

(3) Der Beamte,

1. dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach § 62 herabgesetzt worden ist oder
2. der eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c Mutterschutzgesetz 1979, BGBI.Nr. 221

oder nach § 8 Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBI.Nr. 651/1989, in Anspruch nimmt
oder

3. der sich in einem Karenzurlaub zur Pflege eines behinderten Kindes nach § 93
befindet,

darf eine Nebentätigkeit nur ausüben, wenn und insoweit die Dienstbehörde dies ge­
nehmigt. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Ausübung dieser Nebentätig­
keit dem Grund der nach den Z 1 bis 3 getroffenen Maßnahme widerstreitet.

§ 39
Versetzung

(1) Eine Versetzung liegt vor, wenn der Beamte einer anderen Dienststelle zur dau­
ernden Dienstleistung zugewiesen wird.

(2) Eine Versetzung von Amts wegen ist zulässig, wenn ein wichtiges dienstliches
Interesse daran besteht. Während des provisorischen Dienstverhältnisses ist eine
Versetzung auch ohne ein wichtiges dienstliches Interesse zulässig.

(3) Bei einer Versetzung an einen anderen Dienstort von Amts wegen sind die per­
sönlichen, familiären und sozialen Verhältnisse des Beamten zu berücksichtigen. Ei­
ne Versetzung ist unzulässig, wenn sie für den Beamten einen wesentlichen
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wirtschaftlichen Nachteil bedeuten würde und ein anderer geeigneter Beamter, bei
dem dies nicht der Fall ist, zur Verfügung steht.

(4) Ist die Versetzung des Beamten von Amts wegen in Aussicht genommen, so ist
er hievon schriftlich unter Bekanntgabe seiner neuen Dienststelle und Verwendung
mit dem Beifügen zu verständigen, daß es ihm freisteht, gegen die beabsichtigte
Maßnahme binnen zwei Wochen nach Zustellung Einwendungen vorzubringen. Wer­
den innerhalb der angegebenen Frist solche Einwendungen nicht vorgebracht, so gilt
dies als Zustimmung zur Versetzung.

(5) Die Versetzung ist mit Bescheid zu verfügen.
(6) Im Falle der Versetzung an einen anderen Dienstort ist dem Beamten eine an­

gemessene Übersiedlungsfrist zu gewähren.

(7) Ein wichtiges dienstliches Interesse ist jedenfalls dann gegeben, wenn der Lan­
desbeamte, dessen Amt als Mitglied des Unabhängigen Verwaltungssenates durch
Ablauf der Bestelldauer oder durch Amtsenthebung geendet hat (§ 5 Abs. 2 des Ge­
setzes über den Unabhängigen Verwaltungssenat Burgenland, LGBI.Nr. 84/1990),
einer anderen Dienststelle zur dauernden Dienstleistung zugewiesen wird. Abs. 4 ist
auf diese Versetzung nicht anzuwenden. Für neuerliche Versetzungen dieses Lan­
desbeamten gelten die Absätze 1 bis 6.

§40
Dienstzuteilung

(1) Eine Dienstzuteilung liegt vor, wenn der Beamte vorübergehend einer anderen
Dienststelle zur Dienstleistung zugewiesen und für die Dauer dieser Zuweisung mit
der Wahrnehmung von Aufgaben eines in der Geschäftseinteilung dieser Dienststelle
vorgesehenen Arbeitsplatzes betraut wird.

(2) Eine Dienstzuteilung ist nur aus dienstlichen Gründen zulässig. Sie darf ohne
schriftliche Zustimmung des Beamten höchstens für die Dauer von insgesamt 90 Ta­
gen in einem Kalenderjahr ausgesprochen werden.

(3) Eine darüber hinausgehende Dienstzuteilung ist ohne Zustimmung des Beam­
ten nur dann zulässig, wenn

1. der Dienstbetrieb auf andere Weise nicht aufrechterhalten werden kann oder
2. sie zum Zwecke einer Ausbildung erfolgt.

(4) Bei einer Dienstzuteilung ist auf die bisherige Verwendung des Beamten und
auf sein Dienstalter, bei einer Dienstzuteilung an einen anderen Dienstort außerdem
auf seine persönlichen, familiären und sozialen Verhältnisse Bedacht zu nehmen.

(5) Die Abs. 2 bis 4 sind auch bei einer Verwendung in einer AußensteIle, die au­
ßerhalb des Dienstortes liegt, anzuwenden.
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§41
Entsendung zu anderen Rechtsträgern

(1) Die Dienstbehörde kann den Beamten mit seiner Zustimmung

1. zu Ausbildungszwecken oder als Nationalen Experten zu einer Einrichtung, die im
Rahmen der europäischen Integration oder der OECD tätig ist, oder

2. für eine im Landesinteresse gelegene Tätigkeit zu einer sonstigen zwischenstaatli­
chen Einrichtung oder

3. zu Aus- und Fortbildungszwecken für seine dienstliche Verwendung zu einer Ein­
richtung eines anderen inländischen Rechtsträgers im Inland

entsenden.

(2) Auf die Entsendung sind die Bestimmungen über die Dienstzuteilung anzuwen­
den. Für die Dauer einer solchen Entsendung gilt die betreffende Einrichtung als
Dienststelle.

(3) Entsendungen nach Abs. 1 Z 2 dürfen eine Gesamtdauer von sechs Jahren im
Landesdienstverhältnis, eine Entsendung nach Abs. 1 Z 3 darf die dem Anlaß ange­
messene Dauer, längstens jedoch sechs Monate nicht übersteigen.

(4) Erhält der Beamte für die Tätigkeit selbst, zu der er entsandt worden ist, oder im
Zusammenhang mit ihr Zuwendungen von dritter Seite, so hat er diese Zuwendungen
dem Land abzuführen.

(5) Abs. 4 ist nicht anzuwenden, wenn der Beamte auf alle ihm aus Anlaß der Ent­
sendung nach § 21 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBI.Nr. 54, und nach der Reisege­
bührenvorschrift 1955, BGBI.Nr. 133, gebührenden Leistungen schriftlich verzichtet;
ein teilweiser Verzicht ist unzulässig. Im Fall des Verzichts gelten die von dritter Seite
erhaltenen Zuwendungen, soweit sie nicht Reisekostenersätze sind, als Zulagen und
Zuschüsse gemäß § 21 des Gehaltsgesetzes 1956. Ein Verzicht ist rechtsunwirksam,
wenn ihm eine Bedingung beigefügt ist. Der Verzicht oder ein allfälliger Widerruf des
Verzichts werden ab dem dem Einlangen folgenden Monatsersten wirksam; langen
sie an einem Monatsersten ein, dann ab diesem.

§42
VenNendungsänderung

(1) Wird der Beamte von seiner bisherigen Verwendung abberufen, so ist ihm
gleichzeitig, wenn dies jedoch aus Rücksichten des Dienstes nicht möglich ist, späte­
stens zwei Monate nach der Abberufung, eine neue Verwendung in seiner Dienststel­
le zuzuweisen. § 128 wird hiedurch nicht berührt.

(2) Die Abberufung des Beamten von seiner bisherigen Verwendung unter Zuwei­
sung einer neuen Verwendung ist einer Versetzung gleichzuhalten, wenn
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1. durch die neue Verwendung in der Laufbahn des Beamten eine Verschlechterung
zu erwarten ist,

2. die neue Verwendung der bisherigen Verwendung des Beamten nicht mindestens
gleichwertig ist oder

3. die neue Verwendung des Beamten einer langdauernden und umfangreichen Ein­
arbeitung bedarf.

(3) Einer Versetzung ist ferner die Abberufung des Beamten von seiner bisherigen
Verwendung ohne gleichzeitige Zuweisung einer neuen Verwendung gleichzuhal­
ten.

(4) Abs. 2 gilt nicht für die Zuweisung einer vorübergehenden Verwendung, soweit
ihre Dauer drei Monate nicht übersteigt. Abs. 2 gilt ferner nicht für die Beendigung
der vorläufigen Ausübung einer höheren Verwendung zur Vertretung eines an der
Dienstausübung verhinderten oder zur provisorischen Führung der Funktion an SteI­
le des aus dieser Funktion ausgeschiedenen Beamten.

§43
Ausnahme für Beamte bestimmter Dienstbereiche

Die §§ 39 Abs. 2 bis 5, 40 Abs. 2 bis 4 und 42 Abs. 2 sind auf Dienstbereiche nicht
anzuwenden, bei denen es nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die Beamten
nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu versetzen.

§44
Verwendungsbeschränkungen

(1) Sind für die Ausübung einer Tätigkeit Erfordernisse vorgeschrieben, so darf der
Beamte, der diese Erfordernisse nicht erfüllt, zu dieser Tätigkeit nur herangezogen
werden, wenn von der Nichterfüllung dieser Erfordernisse nach diesem Gesetz Nach­
sicht erteilt werden kann und die Ausübung der Tätigkeit nicht nach anderen Rechts­
vorschriften unzulässig ist.

(2) Beamte, die miteinander verheiratet sind, die zueinander in einem Wahlkind­
schaftsverhältnis stehen oder die miteinander in auf- oder absteigender Linie oder
bis einschließlich zum dritten Grad der Seitenlinie verwandt oder verschwägert sind,
dürfen nicht in folgenden Naheverhältnissen verwendet werden:

1. Weisungs- oder Kontrollbefugnis des einen gegenüber dem anderen Beamten,
2. Verrechnung oder Geld- oder Materialgebarung.

(3) Die Dienstbehörde kann Ausnahmen von den Verwendungsbeschränkungen
des Abs. 2 genehmigen, wenn aus besonderen Gründen eine Beeinträchtigung
dienstlicher Interessen nicht zu befürchten ist.
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(4) Verwendungen, die ein Verhältnis besonderer Verbundenheit zu Österreich
voraussetzen, die nur von Personen mit österreichischer Staatsbürgerschaft erwartet
werden kann, sind ausschließlich Beamten mit österreichischer Staatsbürgerschaft
zuzuweisen. Solche Verwendungen sind insbesondere jene, die

1. die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme an der Besorgung hoheitlicher Aufga­
ben und

2. die Wahrnehmung allgemeiner Belange des Staates

beinhalten.

6 . Abschnitt
Dienstpflichten des Beamten

1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§45
Allgemeine Dienstpflichten

(1) Der Beamte ist verpflichtet, seine dienstlichen Aufgaben unter Beachtung der
geltenden Rechtsordnung treu, gewissenhaft und unparteiisch mit den ihm zur Verfü­
gung stehenden Mitteln aus eigenem zu besorgen.

(2) Der Beamte hat in seinem gesamten Verhalten darauf Bedacht zu nehmen, daß
das Vertrauen der Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung seiner dienstlichen
Aufgaben erhalten bleibt.

(3) Der Beamte hat die Parteien, soweit es mit den Interessen des Dienstes und
dem Gebot der Unparteilichkeit der Amtsführung vereinbar ist, im Rahmen seiner
dienstlichen Aufgaben zu unterstützen und zu informieren.

§46
Dienstpflichten gegenüber Vorgesetzten

(1) Der Beamte hat seine Vorgesetzten zu unterstützen und ihre Weisungen, so­
weit verfassungsgesetzlich nicht anderes bestimmt ist, zu befolgen. Vorgesetzter ist
jeder Organwalter, der mit der Dienst- oder Fachaufsicht über den Beamten betraut
ist.

(2) Der Beamte kann die Befolgung einer Weisung ablehnen, wenn die Weisung
entweder von einem unzuständigen Organ erteilt worden ist oder die Befolgung ge­
gen strafgesetzliche Vorschriften verstoßen würde.
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(3) Hält der Beamte eine Weisung eines vorgesetzten Beamten aus einem anderen
Grund für rechtswidrig, so hat er, wenn es sich nicht wegen Gefahr im Verzug um ei­
ne unaufschiebbare Maßnahme handelt, vor Befolgung der Weisung seine Bedenken
dem Vorgesetzten mitzuteilen. Der Vorgesetzte hat eine solche Weisung schriftlich
zu erteilen, widrigenfalls sie als zurückgezogen gilt.

§47
Dienstpflichten des Vorgesetzten und des Dienststellenleiters

(1) Der Vorgesetzte hat darauf zu achten, daß seine Mitarbeiter ihre dienstlichen
Aufgaben gesetzmäßig und in zweckmäßiger, wirtschaftlicher und sparsamer Weise
erfüllen. Er hat seine Mitarbeiter dabei anzuleiten, ihnen erforderlichenfalls Weisun­
gen zu erteilen, aufgetretene Fehler und Mißstände abzustellen und für die Einhal­
tung der Dienstzeit zu sorgen. Er hat das dienstliche Fortkommen seiner Mitarbeiter
nach Maßgabe ihrer Leistungen zu fördern und ihre Verwendung so zu lenken, daß
sie ihren Fähigkeiten weitgehend entspricht.

(2) Der Leiter einer Dienststelle oder eines Dienststellenteiles hat außerdem für ein
geordnetes Zusammenwirken der einzelnen ihm unterstehenden Organisationsein­
heiten zum Zwecke der Sicherstellung einer gesetzmäßigen Vollziehung sowie einer
zweckmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen Geschäftsgebarung zu sorgen.

(3) Wird dem Leiter einer Dienststelle in Ausübung seines Dienstes der begründete
Verdacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung be­
kannt, die den Wirkungsbereich der von ihm geleiteten Dienststelle betrifft, so hat er
dies, sofern er nicht ohnehin gemäß § 125 Abs. 1 vorzugehen hat, unverzüglich der
zur Anzeige berufenen Stelle zu melden oder, wenn er selbst hiezu berufen ist, die
Anzeige zu erstatten.

(4) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 3 besteht,

1. wenn die Meldung eine amtliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksam­
keit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, oder

2. wenn und solange hinreichende Gründe für die Annahme vorliegen, die Strafbar­
keit der Tat werde binnen kurzem durch schadensbereinigende Maßnahmen
entfallen.

§48
Amtsverschwiegenheit

(1) Der Beamte ist über alle ihm ausschließlich aus seiner amtlichen Tätigkeit be­
kanntgewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse der Aufrechterhal­
tung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der umfassenden Landesvertei­
digung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftlichen Interesse einer Körper­
schaft des öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer Entscheidung oder im über­
wiegenden Interesse der Parteien geboten ist, gegenüber jedermann, dem er über
solche Tatsachen nicht eine amtliche Mitteilung zu machen hat, zur Verschwiegen­
heit verpflichtet (Amtsverschwiegenheit).
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(2) Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit besteht auch nach Beendigung des
Dienstverhältnisses.

(3) Hat der Beamte vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde auszusagen
und läßt sich aus der Ladung erkennen, daß der Gegenstand der Aussage der Amts­
verschwiegenheit unterliegen könnte, so hat er dies seiner Dienstbehörde zu melden.
Die Dienstbehörde hat zu entscheiden, ob der Beamte von der Pflicht zur Amtsver­
schwiegenheit zu entbinden ist. Sie hat dabei das Interesse an der Geheimhaltung
gegen das Interesse an der Aussage abzuwägen, wobei der Zweck des Verfahrens
sowie der dem Beamten allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen sind. Die
Dienstbehörde kann die Entbindung unter der Voraussetzung aussprechen, daß die
Öffentlichkeit von dem Teil der Aussage, der den Gegenstand der Entbindung bildet,
ausgeschlossen wird.

(4) Läßt sich hingegen aus der Ladung nicht erkennen, daß der Gegenstand der
Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, und stellt sich dies erst bei
der Aussage des Beamten heraus, so hat der Beamte die Beantwortung weiterer Fra­
gen zu verweigern. Hält die vernehmende Behörde die Aussage für erforderlich, so
hat sie die Entbindung des Beamten von der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit zu be­
antragen. Die Dienstbehörde hat gemäß Abs. 3 zweiter bis vierter Satz vorzugehen.

(5) Im Disziplinarverfahren ist weder der Beschuldigte noch die Disziplinarbehörde
oder der Disziplinaranwalt zur Wahrung der Amtsverschwiegenheit verpflichtet.

§49
Befangenheit

Der Beamte hat sich der Ausübung seines Amtes zu enthalten und seine Vertretung
zu veranlassen, wenn wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, seine volle Un­
befangenheit in Zweifel zu setzen. Bei Gefahr im Verzug hat, wenn die Vertretung
durch ein anderes Organ nicht sogleich bewirkt werden kann, auch der befangene
Beamte die unaufschiebbaren Amtshandlungen selbst vorzunehmen. § 7 AVG und
sonstige die Befangenheit regelnde Verfahrensvorschriften bleiben unberührt.

2. Unterabschnitt
Dienstzeit

§ 50
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abschnittes ist:

1. Dienstzeit die Zeit der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden, der Über­
stunden sowie jener Teile der Bereitschaft und des Journaldienstes, während de­
rer der Beamte verpflichtet ist, seiner dienstlichen Tätigkeit nachzugehen,
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2. Tagesdienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines ununterbrochenen Zeitraumes von
24 Stunden und

3. Wochendienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines Zeitraumes von Montag bis ein­
schließlich Sonntag.

§ 51
Dienstplan

(1) Der Beamte hat die im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden einzuhal­
ten, wenn er nicht vom Dienst befreit oder enthoben oder gerechtfertigt vom Dienst
abwesend ist.

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten beträgt 40 Stunden. Die Wo­
chendienstzeit ist unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse und der be­
rechtigten Interessen der Beamten durch einen Dienstplan möglichst gleichmäßig
und bleibend auf die Tage der Woche aufzuteilen (Normaldienstplan). Soweit nicht
zwingende dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen entgegenstehen, sind
Sonntage, gesetzliche Feiertage und Samstage dienstfrei zu halten.

(3) Soweit nicht dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen entgegenstehen,
kann die gleitende Dienstzeit eingeführt werden. Gleitende Dienstzeit ist jene Form
der Dienstzeit, bei der der Beamte den Beginn und das Ende seiner täglichen Dienst­
zeit innerhalb festgesetzter Grenzen (Gleitzeit) selbst bestimmen kann und während
des übrigen Teiles der Dienstzeit (Blockzeit) jedenfalls Dienst zu versehen hat. Bei
gleitender Dienstzeit ist vorzusorgen, daß die Erfüllung der regelmäßigen Wochen­
dienstzeit im mehrwöchigen Durchschnitt gewährleistet ist.

(4) Bei Schicht- oder Wechseldienst ist ein Schicht- oder Wechseldienstplan zu er­
stellen. Dabei darf die regelmäßige Wochendienstzeit im mehrwöchigen Durchschnitt
nicht über- oder unterschritten werden. Schichtdienst ist jene Form der Dienstzeit, bei
der aus organisatorischen Gründen an einer Arbeitsstätte der Dienstbetrieb über die
Zeit des Normaldienstplanes hinaus aufrechterhalten werden muß und ein Beamter
den anderen ohne wesentliche zeitmäßige Überschneidung an der Arbeitsstätte ab­
löst. Bei wesentlichen zeitmäßigen Überschneidungen liegt Wechseldienst vor.

(5) Ist im Rahmen eines Schicht- oder Wechseldienstplanes oder eines Normal­
dienstplanes regelmäßig an Sonn- und Feiertagen Dienst zu leisten und wird der Be­
amte zu solchen Sonn- und Feiertagsdiensten eingeteilt, so ist eine entsprechende
Ersatzruhezeit festzusetzen. Der Dienst an Sonn- oder Feiertagen gilt als Werktags­
dienst. Wird der Beamte während der Ersatzruhezeit zur Dienstleistung herangezo­
gen, so gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst.

(6) Für Beamte, in deren Dienstzeit auf Grund der Eigenart des Dienstes regelmä­
ßig oder in erheblichem Umfang Dienstbereitschaft beziehungsweise Wartezeiten
fallen und diese durch organisatorische Maßnahmen nicht vermieden werden kön­
nen, kann die Landesregierung durch Verordnung bestimmen, daß der Dienstplan ei­
ne längere als die in den Abs. 2 und 4 vorgesehene Wochendienstzeit umfaßt (ver­
längerter Dienstplan). Soweit die Wochendienstzeit nach dem verlängerten
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Dienstplan die in den Abs. 2 oder 4 vorgesehene Wochendienstzeit übersteigt, gilt
diese Zeit nicht als Dienstzeit im Sinne dieses Abschnittes.

§ 52
Höchstgrenzen der Dienstzeit

(1) Die Tagesdienstzeit darf 13 Stunden nicht überschreiten.

(2) Von der Höchstgrenze gemäß Abs. 1 kann bei Tätigkeiten abgewichen werden,

1. die an außerhalb des Dienstortes gelegenen Orten zu verrichten sind oder
2. die notwendig sind, um die Kontinuität des Dienstes oder der Produktion zu ge­

währleisten, insbesondere
a) zur Betreuung oder Beaufsichtigung von Personen in Heimen,
b) bei Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten,
c) bei land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeiten oder

3. im Falle eines vorhersehbaren übermäßigen Arbeitsanfalles, insbesondere
a) in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben des Landes oder
b) im Fremdenverkehr,

wenn dem betroffenen Beamten innerhalb der nächsten 14 Kalendertage eine Ruhe­
zeit verlängert wird. Die Ruhezeit ist um das Ausmaß zu verlängern, um das der ver­
längerte Dienst 13 Stunden überstiegen hat.

(3) Die Wochendienstzeit darf innerhalb eines Durchrechnungszeitraumes von 17
Wochen im Durchschnitt 48 Stunden nicht überschreiten. Bei der Ermittlung der zu­
lässigen Wochendienstzeit bleiben Zeiten, in denen der Beamte vom Dienst befreit,
enthoben oder gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist, außer Betracht.

(4) Über die Höchstgrenze gemäß Abs. 3 hinaus sind längere Dienstzeiten nur mit
Zustimmung des Beamten zulässig. Dem Beamten, der nicht bereit ist, längere Dien­
ste zu leisten, dürfen daraus keine Nachteile entstehen. Der Leiter einer Dienststelle
ist verpflichtet, aktuelle Listen über Beamte zu führen, die sich zur Erbringung länge­
rer Dienste bereit erklärt haben. Die aktualisierten Listen sind jeweils der Dienstbe­
hörde vorzulegen.

(5) Bei Eintritt außergewöhnlicher Ereignisse oder nicht vorhersehbarer Umstände
sind von Abs. 1 abweichende Anordnungen soweit zulässig, als dies im Interesse
des Schutzes der Gesundheit und des Lebens von Menschen, der Aufrechterhaltung
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit oder zur Abwehr eines unverhältnismäßigen
wirtschaftlichen Schadens geboten erscheint, um die Gefährdung abzuwenden oder
zu beseitigen.

§ 53
Ruhepausen
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Beträgt die Gesamtdauer der Tagesdienstzeit mehr als sechs Stunden, so ist eine
Ruhepause von einer halben Stunde einzuräumen. Wenn es im Interesse der Be­
diensteten der Dienststelle gelegen oder dienstlich notwendig ist, können anstelle ei­
ner halbstündigen Ruhepause zwei Ruhepausen von je einer Viertelstunde oder drei
Ruhepausen von je zehn Minuten eingeräumt werden.

§54
Tägliche Ruhezeiten

Nach Beendigung der Tagesdienstzeit ist dem Beamten eine ununterbrochene Ruhe­
zeit von mindestens elf Stunden zu gewähren.

§ 55
Wochenruhezeit

(1) Dem Beamten ist eine ununterbrochene wöchentliche Ruhezeit (Wochen ruhe­
zeit) von mindestens 35 Stunden einschließlich der täglichen Ruhezeit zu gewähren.
Diese Wochenruhezeit schließt grundsätzlich den Sonntag ein, ist dies aus wichtigen
dienstlichen Gründen aber nicht möglich, einen anderen Tag der Woche.

(2) Wird die Wochenruhezeit während einer Kalenderwoche unterschritten, ist sie
in der nächstfolgenden Kalenderwoche um jenes Ausmaß zu verlängern, um das sie
unterschritten wurde.

§ 56
Nachtarbeit

(1) Die Dienstzeit des Beamten, der regelmäßig in der Zeit zwischen 22 Uhr und 6
Uhr mindestens drei Stunden seiner dienstlichen Tätigkeit nachzugehen hat (Nacht­
arbeit), darf je 24-Stunden-Zeitraum im Durchschnitt von 14 Kalendertagen acht
Stunden nicht überschreiten.

(2) Die Dienstzeit von Nachtarbeitern, deren Dienst mit besonderen Gefahren oder
einer erheblichen körperlichen oder geistigen Anspannung verbunden ist (Nacht­
schwerarbeit), darf in einem 24-Stunden-Zeitraum, während dessen sie Nachtarbeit
verrichten, acht Stunden nicht überschreiten. Die Landesregierung hat durch Verord­
nung zu bestimmungen, welche Tätigkeiten mit besonderen Gefahren oder einer er­
heblichen körperlichen oder geistigen Anspannung verbunden sind.

(3) Der Gesundheitszustand von Nachtarbeitern ist auf deren eigenen Wunsch vor
Übernahme der Tätigkeit und danach in regelmäßigen Zeitabständen von nicht mehr
als drei Jahren ärztlich zu untersuchen. Die Kosten dafür trägt das Land.

(4) Nachtarbeitern mit gesundheitlichen Schwierigkeiten, die nachweislich mit der
Leistung der Nachtarbeit verbunden sind, ist im Rahmen der dienstlichen
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Möglichkeiten ein zumutbarer Arbeitsplatz ohne Nachtarbeit zuzuweisen, wenn sie
für diesen geeignet sind. Die §§ 39 bis 42 sind in diesem Fall nicht anzuwenden.

§ 57
Ausnahmebestimmungen

(1) Die §§ 51 bis 54 und § 55 Abs. 1 und 2 sind auf Beamte mit Vorgesetztenfunkti­
on, deren Mehrleistungen in zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht durch eine Zula­
ge als abgegolten gelten, nicht anzuwenden.

(2) Die §§ 52 bis 56 sind auf Beamte mit spezifischen staatlichen Tätigkeiten, die
im Interesse der Allgemeinheit keinen Aufschub dulden, insbesondere

1. bei der Erfüllung von Aufgaben des Landtages,
2. im Rahmen des Büros eines Mitgliedes der Landesregierung oder
3. in den Katastrophenschutzdiensten oder
4. in den Straßenbauämtern im Rahmen des Winterdienstes

insoweit nicht anzuwenden, als die Besonderheiten dieser Tätigkeiten einer Anwen­
dung dieser Bestimmungen zwingend entgegenstehen.

(3) In den Fällen des Abs. 1 und 2 ist dafür Sorge zu tragen, daß unter Berücksich­
tigung des mit den nicht anzuwendenden Bestimmungen verbundenen Schutzzwek­
kes ein größtmöglicher Schutz der Gesundheit und eine größtmögliche Sicherheit der
Bediensteten gewährleistet ist.

(4) Anstelle der §§ 50 und 52 bis 55 sind auf Beamte, die als Angehörige von Ge­
sundheitsberufen an Kranken- oder Pflegeanstalten tätig sind, die Bestimmungen
des Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetzes (KA-AZG), BGBI.Nr. 8/1997, anzuwenden.
Auf Beamte, deren Tätigkeit in diesen Bereichen sonst zur Aufrechterhaltung des Be­
triebes ununterbrochen erforderlich ist, ist dieses Gesetz anzuwenden.

§ 58
Reisezeit

(1) Reisezeit ist jene Zeit, die von dem eine Dienstreise durchführenden Beamten
aufgewendet werden muß, um die Wegstrecke von seiner Dienststelle zum Dienst­
verrichtungsort, vom Dienstverrichtungsort zu einem anderen Dienstverrichtungsort
und vom Dienstverrichtungsort zu seiner Dienststelle zurückzulegen. § 16 Abs. 5 der
Reisegebührenvorschrift 1955, BGBI.Nr. 133, ist sinngemäß anzuwenden.

(2) Reisezeit gilt als Dienstzeit im Ausmaß von

1. 100 % der Reisezeit, soweit diese innerhalb der im Dienstplan vorgeschriebenen
Dienststunden liegt,

2. 66,66 % der Reisezeit, soweit diese außerhalb der im Dienstplan vorgeschriebe­
nen Dienststunden liegt und der Beamte ein Kraftfahrzeug selbst lenkt,
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3. 33,33 % der Reisezeit, soweit diese außerhalb der im Dienstplan vorgeschrie-be­
nen Dienststunden liegt und
a) die weitere Voraussetzung nach Z 2 nicht erfüllt ist oder
b) der Beamte ein eigenes Kraftfahrzeug lenkt, ohne daß er Anspruch auf eine be­

sondere Entschädigung gemäß § 10 Abs. 2 Reisegebührenvorschrift 1955 hat.

(3) Reisezeiten, die außerhalb der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden
liegen, gelten in dem sich aus Abs. 2 Z 2 und 3 ergebenden Ausmaß und nach Maß­
gabe der Bestimmungen des § 59 als Überstunden. Sie sind nach den Bestimmun­
gen des § 59 abzugelten.

(4) Abweichend von Abs. 2 Z 2 gilt für Beamte, zu deren Aufgabenbereich das Len­
ken von Dienstkraftwagen zählt, die Reisezeit im Ausmaß von 100 % als Dienstzeit.

§ 59
Überstunden

(1) Der Beamte hat auf Anordnung über die im Dienstplan vorgeschriebenen
Dienststunden hinaus Dienst zu versehen (Überstunden). Den auf Anordnung gelei­
steten Überstunden sind - ausgenommen bei gleitender Dienstzeit - Überstunden
gleichzuhalten, wenn

1. der Beamte einen zur Anordnung der Überstunde Befugten nicht erreichen konn­
te,

2. die Leistung der Überstunde zur Abwehr eines Schadens unverzüglich notwendig
war,

3. die Notwendigkeit der Leistung der Überstunde nicht auf Umstände zurückgeht,
die von dem Beamten, der die Überstunden geleistet hat, hätten vermieden wer­
den können, und

4. der Beamte diese Überstunde spätestens innerhalb einer Woche nach der Lei­
stung schriftlich meldet; ist der Beamte durch ein unvorhergesehenes oder unab­
wendbares Ereignis ohne sein Verschulden verhindert, diese Frist einzuhalten, so
verlängert sie sich um die Dauer der Verhinderung.

(2) Überstunden sind je nach Anordnung

1. im Verhältnis 1 : 1,5 in Freizeit auszugleichen oder
2. nach besoldungsrechtlichen Vorschriften abzugelten oder
3. im Verhältnis 1 : 1 in Freizeit auszugleichen und zusätzlich nach besoldungsrecht­

lichen Vorschriften abzugelten.

(3) Dem Beamten ist bis zum Ende des auf die Leistung der Überstunden folgen­
den Monats mitzuteilen, auf welche Überstunden welche der Abgeltungsarten des
Abs. 2 angewendet wird. Diese Frist kann mit Zustimmung des Beamten erstreckt
werden.

(4) Auf Zeiten einer zusätzlichen Dienstleistung nach § 23 Abs. 6 Mutterschutzge­
setz 1979, nach § 10 Abs. 9 Eltern-Karenzurlaubsgesetz und nach § 62 Abs. 3
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dieses Gesetzes ist, soweit sie die volle Wochendienstzeit nicht überschreiten, Abs.
2 nicht anzuwenden. Diese Zeiten sind

1. im Verhältnis 1 : 1 in Freizeit auszugleichen oder
2. nach besoldungsrechtlichen Vorschriften abzugelten.

Soweit jedoch Zeiten einer solchen Dienstleistung die volle Wochendienstzeit über­
schreiten, ist Abs. 2 anzuwenden.

(5) Überstunden außerhalb der Nachtzeit sind vor Überstunden in der Nachtzeit
(22.00 bis 6.00 Uhr) auszugleichen. Überstunden an Sonn- und Feiertagen sind nicht
durch Freizeit auszugleichen.

(6) Ein Freizeitausgleich ist bis zum Ende des sechsten auf die Leistung der Über­
stunden folgenden Monats zulässig. Soweit nicht dienstliche Interessen entgegenste­
hen, kann die Frist für den Freizeitausgleich auf Antrag des Beamten oder mit des­
sen Zustimmung erstreckt werden.

(7) Folgende Zeiten gelten jedenfalls nicht als Überstunden:

1. Zeiten einer vom Beamten angestrebten Einarbeitung von Dienstzeit (z.B. im Falle
eines Diensttausches oder einer sonstigen angestrebten Verlegung der Zeit der
Dienstleistung) und

2. Zeitguthaben aus der gleitenden Dienstzeit bis zu der im betreffenden Dienstplan
für die Übertragung in den Folgemonat zulässigen Höhe.

Diese Zeiten sind ausschließlich im Verhältnis 1 : 1 in Freizeit auszugleichen.

§60
Bereitschaft und Journaldienst

(1) Der Beamte kann aus dienstlichen Gründen verpflichtet werden, sich außerhalb
der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden in einer Dienststelle oder an ei­
nem bestimmten anderen Ort aufzuhalten und bei Bedarf oder auf Anordnung seine
dienstliche Tätigkeit aufzunehmen (Dienststellenbereitschaft, Journaldienst).

(2) Der Beamte kann aus dienstlichen Gründen weiters verpflichtet werden, sich
außerhalb der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden in seiner Wohnung er­
reichbar zu halten und von sich aus bei Eintritt von ihm zu beobachtender Umstände
seine dienstliche Tätigkeit aufzunehmen (Wohnungsbereitschaft).

(3) Soweit es dienstliche Rücksichten zwingend erfordern, kann der Beamte fallwei­
se verpflichtet werden, in seiner dienstfreien Zeit seinen Aufenthalt so zu wählen,
daß er jederzeit erreichbar und binnen kürzester Zeit zum Antritt seines Dienstes be­
reit ist (Rufbereitschaft). Rufbereitschaft gilt nicht als Dienstzeit.
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§ 61
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit

aus beliebigem Anlaß

(1) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten kann auf seinen Antrag bis
auf die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes herabgesetzt
werden, wenn der Verwendung im verlangten Ausmaß keine wichtigen dienstlichen
Interessen entgegenstehen.

(2) Das Ausmaß der Herabsetzung ist so festzulegen, daß die verbleibende regel­
mäßige Wochendienstzeit ein ganzzahliges Stundenausmaß umfaßt. Das Ausmaß
darf nicht weniger als 20 und nicht mehr als 39 Stunden betragen.

(3) Die Herabsetzung wird für die Dauer eines Jahres oder eines Vielfachen eines
Jahres wirksam. Für einen Beamten dürfen die Zeiträume einer solchen Herabset­
zung insgesamt zehn Jahre nicht überschreiten.

(4) Die regelmäßige Wochendienstzeit darf nicht herabgesetzt werden:

1. während einer Verwendung auf einem Arbeitsplatz an einer im Ausland gelege­
nen Dienststelle des Landes;

2. in den übrigen Fällen, wenn der Beamte infolge der Herabsetzung der regelmä­
ßigen Wochendienstzeit aus wichtigen dienstlichen Gründen weder im Rahmen
seines bisherigen Arbeitsplatzes noch auf einem anderen seiner dienstrechtli­
chen Stellung zumindest entsprechenden Arbeitsplatz verwendet werden
könnte.

§62
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit

zur Betreuung eines Kindes

(1) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten ist auf seinen Antrag zur
Betreuung

1. eines eigenen Kindes,
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder
3. eines sonstigen Kindes, für dessen Unterhalt der Beamte und (oder) sein Ehe­

gatte überwiegend aufkommen,

bis auf die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes herabzu­
setzen. § 61 Abs. 2 und 4 ist anzuwenden.

(2) Die Herabsetzung wird für die Dauer eines Jahres oder eines Vielfachen eines
Jahres oder bis zum Schuleintritt des Kindes wirksam. Sie endet spätestens mit dem
Schuleintritt des Kindes.

(3) Eine solche Herabsetzung ist nur zulässig, wenn
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1. das Kind dem Haushalt des Beamten angehört und noch nicht schulpflichtig ist
und

2. der Beamte das Kind überwiegend selbst betreuen will.

(4) Der Beamte hat den Antrag auf Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienst­
zeit spätestens zwei Monate vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu stellen.

§ 63
Dienstleistung während der Herabsetzung der

regelmäßigen Wochendienstzeit

(1) Bei der stundenmäßigen Festlegung der Zeiträume, in denen der Beamte
Dienst zu versehen hat, ist auf die persönlichen Verhältnisse des Beamten, insbe­
sondere auf die Gründe, die zur Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit
geführt haben, soweit Rücksicht zu nehmen, als nicht wichtige dienstliche Interessen
entgegenstehen.

(2) Lassen im Falle einer Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit die
besonderen Umstände des Dienstes eine genaue Einhaltung eines ganzzahligen
Stundenausmaßes nicht zu, so ist es soweit zu überschreiten, als dies nötig ist, um
seine Unterschreitung zu vermeiden.

(3) Abgesehen vom Fall des Abs. 2 kann ein Beamter, dessen regelmäßige Wo­
chendienstzeit nach den §§ 61 oder 62 herabgesetzt worden ist, über die für ihn
maßgebende Wochendienstzeit hinaus zur Dienstleistung nur herangezogen werden,
wenn die Dienstleistung zur Vermeidung eines Schadens unverzüglich notwendig ist
und ein Bediensteter, dessen regelmäßige Wochendienstzeit nicht herabgesetzt ist,
nicht zur Verfügung steht.

§64
Änderung und vorzeitige Beendigung der Herabsetzung

der regelmäßigen Wochendienstzeit

(1) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des Beamten eine Änderung des Ausmaßes
oder die vorzeitige Beendigung der Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienst­
zeit nach den §§ 61 oder 62 verfügen, wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen
entgegenstehen.

(2) Die Dienstbehörde hat die vorzeitige Beendigung der Herabsetzung der regel­
mäßigen Wochendienstzeit nach den §§ 61 oder 62 zu verfügen, wenn der Beamte
eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15c Mutterschutzgesetz 1979 oder nach § 8 EI­
tern-Karenzurlaubsgesetz in Anspruch nimmt.

(3) Zeiten, um die sich dadurch ein ursprünglich vorgesehener Zeitraum der Herab­
setzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach § 61 verkürzt, bleiben für eine
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neuerliche Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit gewahrt. Bruchteile ei­
nes Jahres können bei einer neuerlichen Herabsetzung der regelmäßigen Wochen­
dienstzeit nach § 61 nur ungeteilt in Anspruch genommen werden.

§65
Abwesenheit vom Dienst

(1) Der Beamte, der vom Dienst abwesend ist, ohne vom Dienst befreit oder entho­
ben zu sein, hat den Grund seiner Abwesenheit unverzüglich seinem Vorgesetzten
zu melden und seine Abwesenheit zu rechtfertigen.

(2) Ist der Beamte durch Krankheit, Unfall oder Gebrechen an der Ausübung seines
Dienstes verhindert, so hat er seinem Vorgesetzten eine ärztliche Bescheinigung
über den Beginn der Krankheit und nach Möglichkeit über die voraussichtliche Dauer
der Dienstverhinderung vorzulegen, wenn er dem Dienst länger als drei Arbeitstage
fernbleibt oder der Vorgesetzte oder der Leiter der Dienststelle es verlangt. Kommt
der Beamte dieser Verpflichtung nicht nach, entzieht er sich einer zumutbaren Kran­
kenbehandlung oder verweigert er die zumutbare Mitwirkung an einer ärztlichen Un­
tersuchung, so gilt die Abwesenheit vom Dienst nicht als gerechtfertigt.

3. Unterabschnitt
Sonstige Dienstpflichten

§ 66
Ärztliche Untersuchung

(1) Bestehen berechtigte Zweifel an der für die Erfüllung der dienstlichen Auf­
gaben erforderlichen körperlichen oder geistigen Eignung des Beamten, so hat sich
dieser auf Anordnung der Dienstbehörde einer ärztlichen Untersuchung zu unter­
ziehen.

(2) Der infolge Krankheit, Unfalls oder Gebrechens vom Dienst abwesende Beamte
hat sich auf Anordnung der Dienstbehörde einer ärztlichen Untersuchung zur Prü­
fung seines Gesundheitszustandes zu unterziehen. Wenn es zur zuverlässigen Beur­
teilung erforderlich ist, sind Fachärzte heranzuziehen. Eine Anordnung im Sinne des
ersten Satzes ist spätestens drei Monate nach Beginn der Abwesenheit vom Dienst
und sodann in Abständen von längstens drei Monaten zu erteilen.

§67
Meldepflichten

(1) Wird dem Beamten in Ausübung seines Dienstes der begründete Verdacht ei­
ner von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung bekannt, die
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den Wirkungsbereich der Dienststelle betriffl, der er angehört, so hat er dies unver­
züglich dem Leiter der Dienststelle zu melden.

(2) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 1 besteht, wenn die Meldung eine amtliche
Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauens­
verhältnisses bedarf.

(3) Der Leiter der Dienststelle kann aus

1. in der Person, auf die sich die amtliche Tätigkeit bezieht, oder
2. in der amtlichen Tätigkeit selbst

gelegenen Gründen abweichend von Abs. 2 eine Meldepflicht verfügen.

(4) Ist eine Dienstverhinderung des Beamten ganz oder teilweise auf das Einwirken
Dritter zurückzuführen, hat der Beamte dies unverzüglich seiner Dienstbehörde zu
melden. Auf Verlangen der Dienstbehörde hat er sämtliche für die Geltendmachung
von Ersatzansprüchen erforderlichen Daten und Beweismittel bekanntzugeben.

(5) Soweit nicht in anderen Rechtsvorschriften weitere Meldepflichten festgelegt
sind, hat der Beamte seiner Dienstbehörde zu melden:
1. Namensänderung,
2. Standesveränderung,
3. jede Veränderung seiner Staatsbürgerschaft oder Staatsangehörigkeit(en),
4. Änderung des Wohnsitzes,
5. Verlust einer für die Ausübung des Dienstes erforderlichen behördlichen Berechti­

gung oder Befähigung, der Dienstkleidung, des Dienstabzeichens und sonstiger
Sachbehelfe,

6. Besitz eines Bescheides nach § 14 Abs. 1 oder 2 des Behinderteneinstellungs­
gesetzes, BGBI.Nr. 22/1970.

§ 68
Dienstweg

(1) Der Beamte hat Anbringen, die sich auf sein Dienstverhältnis oder auf seine
dienstlichen Aufgaben beziehen, bei seinem unmittelbaren Dienstvorgesetzten einzu­
bringen. Dieser hat das Anbringen unverzüglich an die zuständige Stelle
weiterzuleiten.

(2) Von der Einbringung im Dienstweg darf bei Gefahr im Verzug sowie dann abge­
sehen werden, wenn die Einhaltung des Dienstweges dem Beamten billigerweise
nicht zumutbar ist.

(3) In Dienstrechtsangelegenheiten und in Disziplinarangelegenheiten können ohne
Einhaltung des Dienstweges eingebracht werden:

1. Rechtsmittel,
2. Anträge auf Übergang der Entscheidungspflicht,

Seite 37



3. Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens und auf Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand und

4. Beschwerden an den Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof.

§69
Wohnsitz und Dienstort

(1) Der Beamte hat seinen Wohnsitz so zu wählen, daß er bei der Erfüllung seiner
dienstlichen Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. Aus der Lage seiner Wohnung kann
der Beamte, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, keinen Anspruch auf
dienstliche Begünstigungen ableiten.

(2) Wenn es die dienstlichen Aufgaben des Beamten erfordern, hat er eine ihm von
seiner Dienstbehörde zugewiesene und ihm zumutbare Wohnung (Dienstwohnung)
zu beziehen.

(3) Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es erfordern, darf der Beamte auf An­
ordnung der Dienstbehörde seinen Dienstort oder sein Amtsgebiet nicht verlassen.

§ 70
Nebenbeschäftigung

(1) Nebenbeschäftigung ist jede Beschäftigung, die der Beamte außerhalb seines
Dienstverhältnisses und einer allfälligen Nebentätigkeit ausübt.

(2) Der Beamte darf keine Nebenbeschäftigung ausüben, die ihn an der Erfüllung
seiner dienstlichen Aufgaben behindert, die Vermutung einer Befangenheit hervorruft
oder sonstige wesentliche dienstliche Interessen gefährdet.

(3) Der Beamte hat der Dienstbehörde jede erwerbsmäßige Nebenbeschäf­
tigung unverzüglich zu melden. Eine Nebenbeschäftigung ist erwerbsmäßig, wenn
sie die Schaffung von nennenswerten Einkünften in Geld- oder Güterform bezweckt.

(4) Der Beamte,

1. dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach § 62 herabgesetzt worden ist oder
2. der eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c Mutterschutzgesetz 1979 oder nach § 8

Eltern-Karenzurlaubsgesetz in Anspruch nimmt oder
3. der sich in einem Karenzurlaub zur Pflege eines behinderten Kindes nach § 93

befindet

darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur ausüben, wenn und insoweit die
Dienstbehörde dies genehmigt. Die Genehmigung ist in den Fällen des Abs. 2 sowie
dann zu versagen, wenn die Ausübung dieser Nebenbeschäftigung dem Grund der
nach Z 1 bis 3 getroffenen Maßnahme widerstreitet.
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(5) Eine Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem sonstigen
Organ einer auf Gewinn gerichteten juristischen Person des privaten Rechts hat der
Beamte jedenfalls zu melden.

§ 71
Gutachten

Der Beamte bedarf für die außergerichtliche Abgabe eines Sachverständigengut­
achtens über Angelegenheiten, die mit seinen dienstlichen Aufgaben im Zusammen­
hang stehen, der Genehmigung der Dienstbehörde. Die Genehmigung ist zu verwei­
gern, wenn nach Gegenstand und Zweck des Gutachtens dienstliche Interessen ge­
fährdet werden.

§ 72
Ausbildung und Fortbildung

Der Beamte hat, wenn es die dienstlichen Interessen erfordern, an Lehrveranstaltun­
gen teilzunehmen, in denen die für die Wahrnehmung seiner dienstlichen Aufgaben
erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt, ergänzt und erweitert werden
beziehungsweise in denen er die für seine Tätigkeit notwendige praktische Unterwei­
sung erhält.

§ 73
Geschenkannahme

(1) Dem Beamten ist es untersagt, im Hinblick auf seine amtliche Stellung für sich
oder einen Dritten ein Geschenk, einen anderen Vermögensvorteil oder sonstigen
Vorteil zu fordern, anzunehmen oder sich versprechen zu lassen.

(2) Orts- oder landesübliche Aufmerksamkeiten von geringem Wert gelten nicht als
Geschenke im Sinne des Abs. 1.

(3) Ehrengeschenke darf der Beamte entgegennehmen. Er hat die Dienstbe­
hörde hievon in Kenntnis zu setzen. Untersagt die Dienstbehörde innerhalb eines
Monates die Annahme, so ist das Ehrengeschenk zurückzugeben.

§ 74
Dienstkleidung, Dienstabzeichen und sonstige Sachbehelfe

(1) Wenn es dienstliche Rücksichten erfordern, ist der Beamte im Dienst zum Tra­
gen einer Dienstkleidung oder eines Dienstabzeichens verpflichtet.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung festzulegen,

1. in welchen Verwendungen und unter welchen näheren Voraussetzungen die
Pflicht zum Tragen der Dienstkleidung bzw. des Dienstabzeichens besteht,
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2. bei welchen Anlässen die Dienstkleidung außerhalb des Dienstes und im Ruhe­
stand getragen werden darf.

(3) Der Beamte hat die ihm beigestelIte Dienstkleidung, Dienstabzeichen und son­
stigen Sachbehelfe sorgsam zu behandeln.

§ 75
Pflichten des Beamten des Ruhestandes

(1) Die in den §§ 48 und 67 Abs. 5 Z 1 bis 4 genannten Pflichten obliegen auch
dem Beamten des Ruhestandes.

(2) Hat der Beamte des Ruhestandes sein 60. Lebensjahr noch nicht vollendet, so
obliegen ihm außerdem die in den §§ 70 Abs. 3 und 5 und 71 genannten Pflichten.

7. Abschnitt
Rechte des Beamten

§ 76
Bezüge

Der Beamte hat nach Maßgabe besonderer gesetzlicher Vorschriften Anspruch auf
Bezüge oder Ruhebezüge.

§ 77
Amtstitel

Für die Landesbeamten der Allgemeinen Verwaltung und in handwerklicher Ver­
wendung sind folgende Amtstitel vorgesehen.

in der Verwen- in der Dienst- Gehaltsstufe Amtstitel
dungsgruppe klasse

A 111,IV Kommissär

A V Oberkommissär

A VI Regierungsrat, Baurat (auf einer Planstelle
des tecnn, Dienstes)

A VII Oberregierungsrat, Oberbaurat (auf einer
Planstelle des techn. Dienstes)

A VIII, IX Wirklicher Hofrat

8 111 Revident

B IV Oberrevident

B V Amtssekretär

B VI Amtsrat

8 VII Oberamtsrat
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C 111 1 bis 9 Kontrollor

C 111 ab 10 Oberkontrollor

C IV Fachinspektor

C V Fachoberinspektor

D,P1,P2 111 1 bis 9 Offizial

D,P1,P2 111 ab 10 Oberoffizial

D,P1,P2 IV Oberoffizial

P3 111 1 bis 9 Offizial

P3 111 ab 10 Oberoffizial

E,P4,P5 111 1 bis 9 Amtswart

E,P4,P5 111 ab 10 Oberamtswart

§ 78
Verwendungsbezeichnungen

Für die Landesbeamten der Allgemeinen Verwaltung sind folgende Verwendungs­
bezeichnungen vorgesehen, die neben den Amtstiteln geführt werden können:

bei Verwendung als Verwendungsbezeichnung

Landesamtsdirektor Landesamtsdirektor

Stellvertreter des Landesamtsdirektors Landesamtsdirektor -Stellvertreter

Landtagsdirektor Landtagsdirektor

Stellvertreter des Landtagsdirektors Landtagsdirektor-Stellvertreter

Vorstand einer Abteilung des Abteilungsvorstand
Amtes der Landesregierung

Leiter einer Bezirkshauptmannschaft Bezirkshauptmann

Ärztlicher Leiter einer Krankenanstalt Ärztlicher Leiter der (unter Hinzufügung der
Bezeichnung der Krankenanstalt)

Leiter einer Krankenabteilung einer Kranken- Primararzt der (unter Hinzufügung der Be-
anstalt im Sinne des § 4 Abs. 6 des Ärztegeset- zeichnung der Krankenanstalt)
zes 1984, BGBI. Nr. 373

Arzt an Krankenanstalten ab der Oberarzt
Dienstklasse V

Arzt an Krankenanstalten in den Assistent
Dienstklassen 111oder IV

§ 79
Gemeinsame Bestimmungen über Amtstitel und

Verwendungsbezeichnungen

(1) Beamtinnen führen die Amtstitel und die Verwendungsbezeichnungen, soweit
dies sprachlich möglich ist, in der weiblichen Form.

(2) Anläßlich der Versetzung oder des Übertrittes in den Ruhestand kann dem Be­
amten an Stelle seines Amtstitels oder seiner Verwendungsbezeichnung der für
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seine Besoldungs- beziehungsweise Verwendungsgruppe vorgesehene nächsthöhe­
re Amtstitel beziehungsweise die nächsthöhere Verwendungsbezeichnung verlie­
hen werden.

(3) Der Beamte des Ruhestandes ist berechtigt, den Amtstitel oder die Verwen­
dungsbezeichnung zu führen, zu dessen oder deren Führung er im Zeitpunkt der
Versetzung oder des Übertrittes in den Ruhestand berechtigt war. Er hat dabei dem
Amtstitel (der Verwendungsbezeichnung) den Zusatz "im Ruhestand" ("i.R.")
hinzuzufügen.

§ 80
Anspruch auf Erholungsurlaub

Der Beamte hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub.

§ 81
Ausmaß des Erholungsurlaubes

(1) Das Urlaubsausmaß beträgt in jedem Kalenderjahr:
1. 30 Werktage bei einem Dienstalter von weniger als 25 Jahren;
2. 36 Werktage

a) bei einem Dienstalter von 25 Jahren,
b) für den Beamten der Allgemeinen Verwaltung der Dienstklasse VIII oder IX.

(2) In dem Kalenderjahr, in dem das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis begrün­
det wurde, beträgt das Urlaubsausmaß für jeden begonnenen Monat des Dienstver­
hältnisses ein Zwölftel des jährlichen Ausmaßes. Hat das Dienstverhältnis in diesem
Kalenderjahr ununterbrochen sechs Monate gedauert, so gebührt der volle Erhol­
ungsurlaub.

(3) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten eines Karenzurlaubes oder einer ungerechtfer­
tigten Abwesenheit vom Dienst, so gebührt ein Erholungsurlaub, soweit er noch nicht
verbraucht worden ist, in dem Ausmaß, das dem um die Dauer dieser Zeiten verkürz­
ten Kalenderjahr entspricht.

(4) Ergeben sich bei der Ermittlung des Urlaubsausmaßes gemäß Abs. 2 und 3 Tei­
le von Tagen, so sind sie auf ganze Tage aufzurunden.

(5) Stichtag für die Ermittlung des Urlaubsausmaßes ist jeweils der 1. Juli. Das für
das höhere Urlaubsausmaß maßgebende Dienstalter gilt auch dann als am 1. Juli er­
reicht, wenn es vor Ablauf des dem Stichtag folgenden 30. September vollendet wird.

(6) Unter Dienstalter im Sinne der Abs. 1 bis 5 ist die Zeit zu verstehen, die für die
Vorrückung in höhere Bezüge maßgebend ist; zum Dienstalter zählt für die
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Ermittlung des Urlaubsausmaßes auch eine vor dem 18. Lebensjahr in einem Dienst­
verhältnis zum Land zurückgelegte Zeit. Zeiten, die dem Beamten wegen der Über­
stellung in eine höhere Verwendungsgruppe nicht angerechnet wurden, sind für den
Urlaub in dem Ausmaß anzurechnen, in dem sie in einer niedrigeren Verwendungs­
gruppe anrechenbar wären. Dem Beamten, der ein abgeschlossenes Hochschulstu­
dium aufweist und einer Verwendungsgruppe angehört, für die die volle Hochschul­
bildung vorgeschrieben ist, ist die Zeit dieses Studiums für die Bemessung des Ur­
laubsausmaßes bis zu einem Höchstausmaß von fünf Jahren anzurechnen. Der für
das Studium angerechnete Zeitraum vermindert sich insoweit, als dem Beamten die
Zeit des Studiums bei der Feststellung des Dienstalters bereits berücksichtigt wurde.

§ 82
Erholungsurlaub bei Fünftagewoche

(1) Gilt für einen Beamten die Fünftagewoche, so hat die Dienstbehörde unter
Bedachtnahme auf die Interessen des Dienstes und die Interessen des
Dienstnehmers das in den §§ 81 und 88 genannte Urlaubsausmaß in Arbeitsta­
gen auszudrücken.

(2) Ergeben sich bei der Umrechnung gemäß Abs. 1 Teile von Arbeitstagen, so
sind diese auf ganze Arbeitstage aufzurunden.

(3) Ist das Urlaubsausmaß des Beamten auf Arbeitstage umzurechnen und fällt
während der Zeit seines Erholungsurlaubes ein gesetzlicher Feiertag auf einen
Samstag, so hat er Anspruch auf einen zusätzlichen Urlaubstag. Der Anspruch auf
einen zusätzlichen Urlaubstag besteht auch dann, wenn ein Samstagfeiertag an das
Ende eines mindestens fünf Tage dauernden Erholungsurlaubes anschließt.

§83
Berücksichtigung von Vertragsdienstzeiten und des

Erholungsurlaubes aus einem Vertragsdienstverhältnis

(1) Für die Feststellung des erstmaligen Anspruches auf Erholungsurlaub und für
die Berechnung des Urlaubsausmaßes im ersten Kalenderjahr des öffentlich-recht­
lichen Dienstverhältnisses ist die Zeit eines unmittelbar vorangegangenen Vertrags­
dienstverhältnisses zum Land dem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis voranzu­
setzen. Ein Urlaub, der in einem solchen Vertragsdienstverhältnis für dasselbe Ka­
lenderjahr bereits verbraucht wurde, ist auf das dem Beamten gemäß §§ 81 und 88
gebührende Urlaubsausmaß anzurechnen.

(2) Hat der Beamte aus dem im Abs. 1 genannten Vertragsdienstverhältnis ein Ur­
laubsguthaben aus früheren Kalenderjahren, so darf er den Erholungsurlaub im öf­
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis verbrauchen. Dieser Erholungsurlaub verfällt,
wenn er auch bei Fortbestand des Vertragsdienstverhältnisses verfallen wäre.
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§ 84
Verbrauch des Erholungsurlaubes

(1) Die kalendermäßige Festlegung des Erholungsurlaubes ist unter Berücksichti­
gung der dienstlichen Interessen vorzunehmen, wobei auf die persönlichen Verhält­
nisse des Beamten angemessen Rücksicht zu nehmen ist. Soweit nicht zwingende
dienstliche Gründe entgegenstehen, hat der Beamte Anspruch, die Hälfte des Erho­
lungsurlaubes ungeteilt zu verbrauchen.

(2) In den ersten sechs Monaten des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses darf
der Verbrauch des Erholungsurlaubes ein Zwölftel des jährlichen Ausmaßes für je­
den begonnenen Monat des Dienstverhältnisses nicht übersteigen.

§ 85
Verfall des Erholungsurlaubes

Der Anspruch auf Erholungsurlaub verfällt, wenn der Beamte den Erholungsurlaub
nicht bis zum 31. Dezember des dem Urlaubsjahr folgenden Kalenderjahres ver­
braucht hat. Ist der Verbrauch bis zu diesem Zeitpunkt aus dienstlichen Gründen
nicht möglich, so tritt der Verfall erst mit Ablauf des folgenden Kalenderjahres ein.
Hat der Beamte einen Karenzurlaub nach den §§ 15 bis 15b und 15d des Mutter­
schutzgesetzes 1979 oder nach den §§ 2 bis 5 und 9 des Eltern-Karenzurlaubsgeset­
zes in Anspruch genommen, so wird der Verfallstermin um jenen Zeitraum hinausge­
schoben, um den dieser Karenz-urlaub das Ausmaß von zehn Monaten übersteigt.

§ 86
Vorgriff auf künftige Urlaubsansprüche

Dem Beamten kann bei Vorliegen besonders berücksichtigungswürdiger Umstände
auf seinen Antrag der Verbrauch des ganzen oder eines Teiles des im nächsten Ka­
lenderjahr gebührenden Erholungsurlaubes gestattet werden.

§ 87
Erkrankung während des Erholungsurlaubes

(1) Erkrankt ein Beamter während des Erholungsurlaubes, ohne dies vorsätzlich oder
grob fahrlässig herbeigeführt zu haben, so sind auf Werktage (Arbeitstage) fallende
Tage der Erkrankung, an denen der Beamte durch die Erkrankung dienstunfähig war,
auf das Urlaubsausmaß nicht anzurechnen, wenn die Erkrankung länger als drei Ka­
lendertage gedauert hat. Ist das Urlaubsausmaß des Beamten in Stunden ausge­
drückt, so sind so viele Stunden auf das Urlaubsausmaß nicht anzurechnen, wie der
Beamte während der Tage seiner Erkrankung nach dem Dienstplan Dienst zu leisten
hätte.
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(2) Der Beamte hat der Dienststelle, die den Erholungsurlaub festlegt, nach dreitägi­
ger Krankheitsdauer die Erkrankung unverzüglich mitzuteilen. Ist dies aus Gründen,
die nicht vom Beamten zu vertreten sind, nicht möglich, so gilt die Mitteilung als
rechtzeitig, wenn sie unmittelbar nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachgeholt
wird. Beim Wiederantritt des Dienstes hat der Beamte ohne schuldhafte Verzögerung
ein ärztliches Zeugnis oder eine Bestätigung des zuständigen Krankenversiche­
rungsträgers über Beginn und Dauer der Dienstunfähigkeit vorzulegen. Erkrankt der
Beamte während eines Erholungsurlaubes im Ausland, so ist dem ärztlichen Zeugnis
eine behördliche Bestätigung darüber beizufügen, daß es von einem zur Ausübung
des Arztberufes zugelassenen Arzt ausgestellt wurde. Eine solche behördliche Be­
stätigung ist nicht erforderlich, wenn die ärztliche Behandlung (stationär oder ambu­
lant) in einer Krankenanstalt erfolgte und hiefür eine Bestätigung dieser Anstalt vor­
gelegt wird. Kommt der Beamte diesen Verpflichtungen nicht nach, so ist Abs. 1 nicht
anzuwenden.

(3) Erkrankt der Beamte, der während eines Erholungsurlaubes eine dem Erholungs­
zweck des Urlaubes widersprechende Erwerbstätigkeit ausübt, so ist Abs. 1 nicht an­
zuwenden, wenn die Erkrankung mit dieser Erwerbstätigkeit in ursächlichem Zusam­
menhang steht.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch für den Beamten, der infolge eines Unfalles dienst­
unfähig war.

§ 88
Erhöhung des Urlaubsausmaßes für Invalide

(1) Der Beamte hat Anspruch auf Erhöhung des ihm gemäß § 81 gebührenden Ur­
laubsausmaßes um zwei Werktage, wenn am Stichtag eine der folgenden Vorausset­
zungen gegeben ist:

1. Minderung der Erwerbsfähigkeit, die zum Bezug einer Rente auf Grund des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBI.Nr. 152, des Opferfürsorgegesetzes
BGBI.Nr. 183/1947, oder des Heeresversorgungsgesetzes, BGBI.Nr. 27/1964,
berechtigt,

2. Bezug einer Rente als Folge eines Dienstunfalles oder einer Berufskrankheit im
Dienste einer Gebietskörperschaft,

3. Besitz eines Bescheides gemäß § 14 Abs. 1 oder 2 des Behinderteneinstel­
lungsgesetzes,

4. Besitz einer Gleichstellungsbescheinigung gemäß § 13 Abs. 2 des Invalidenein­
stellungsgesetzes 1953, BGBI.Nr. 21, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI.Nr. 55/1958 oder gemäß § 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungsgesetzes
1969, in der Fassung vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI.Nr.
329/1973.
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(2) Das im Abs. 1 genannte Ausmaß von zwei Werktagen erhöht sich bei einer Min­
derung der Erwerbsfähigkeit von mindestens

40 % auf 4 Werktage
50 % auf 5 Werktage
60 % auf 6 Werktage

(3) Der blinde Beamte hat jedenfalls Anspruch auf Erhöhung des Urlaubsaus­
maßes um sechs Werktage.

§ 89
Unterbrechung des Erholungsurlaubes und

Verhinderung des Urlaubsantrittes

(1) Die kalendermäßige Festlegung des Erholungsurlaubes schließt eine aus be­
sonderen dienstlichen Rücksichten gebotene abändernde Verfügung nicht aus. Der
Antritt oder die Fortsetzung des Erholungsurlaubes ist, sobald es der Dienst zuläßt,
zu ermöglichen.

(2) Konnte ein Beamter wegen einer solchen abändernden Verfügung den Erho­
lungsurlaub nicht zum festgesetzten Tag antreten oder ist der Beamte aus dem Ur­
laub zurückberufen worden, sind ihm die hiedurch entstandenen unvermeidlichen
Mehrauslagen zu ersetzen, soweit sie nicht gemäß § 15 der Reisegebührenvorschrift
1955 zu ersetzen sind. Die Ersatzpflicht umfaßt auch die entstandenen unvermeidli­
chen Mehrauslagen für die mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden nahen Ange­
hörigen im Sinne des § 96 Abs. 2, wenn ihnen ein Urlaubsantritt oder eine Fortset­
zung des Urlaubes ohne den Beamten nicht zumutbar ist.

§ 90
Umrechnung des Urlaubsausmaßes in Stunden

(1) Versieht der Beamte Schicht- oder Wechseldienst oder einen unregelmäßigen
Dienst, so kann die Dienstbehörde, wenn dies im Interesse des Dienstes geboten er­
scheint und den Interessen der Bediensteten nicht zuwiderläuft, das in den §§ 81 und
88 ausgedrückte Urlaubsausmaß in Stunden ausdrücken.

(2) Die Stundenzahl nach Abs. 1

1. erhöht sich entsprechend, wenn der Beamte einem verlängerten Dienstplan
unterliegt,

2. vermindert sich entsprechend, wenn
a) die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten nach den §§ 61 oder 62 her­

abgesetzt worden ist oder
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b) der Beamte eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c Mutterschutzgesetz 1979
oder nach § 8 Eltem-Karenzurlaubsgesetz in Anspruch nimmt.

(3) Dem Beamten, dessen Urlaubsausmaß in Stunden ausgedrückt ist, sind für die
Zeit seines Erholungsurlaubes so viele Urlaubsstunden als verbraucht anzurechnen,
als er in diesem Zeitraum nach dem Dienstplan Dienst zu leisten hätte.

(4) Ergeben sich bei der Umrechnung des Urlaubsausmaßes Bruchteile von Stun­
den, so sind diese auf ganze Stunden aufzurunden.

(5) Bei Wegfall der Voraussetzungen für die Umrechnung des Erholungsurlaubes
in Stunden ist ein noch ausstehender Urlaubsrest von Stunden auf Werk­
(Arbeits-)Tage umzurechnen. Ergeben sich bei dieser Umrechnung Bruchteile eines
Werk-(Arbeits-)Tages, so ist dieser Teil des Erholungsurlaubes weiterhin nach Stun­
den zu verbrauchen.

§ 91
Sonderurlaub

(1) Dem Beamten kann auf sein Ansuchen aus wichtigen persönlichen oder familiä­
ren Gründen oder aus einem sonstigen besonderen Anlaß ein Sonderurlaub gewährt
werden.

(2) Für die Zeit des Sonderurlaubes behält der Beamte den Anspruch auf die vollen
Bezüge.

(3) Der Sonderurlaub darf nur gewährt werden, wenn keine zwingenden dienstli­
chen Erfordemisse entgegenstehen und darf die dem Anlaß angemessene Dauer
nicht übersteigen.

§ 92
Karenzurlaub

(1) Dem Beamten kann auf Antrag ein Urlaub unter Entfall der Bezüge (Karenzur­
laub) gewährt werden, sofem nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

(2) Ein Beamter,

1. mit dem ein befristetes Dienstverhältnis zu einem Land oder zur Gemeinde Wien
als Mitglied eines unabhängigen Verwaltungssenates begründet wird oder

2. der befristet zum Mitglied eines Organes einer zwischenstaatlichen Einrichtung
über Vorschlag der oder im Einvemehmen mit der Republik Österreich bestellt
wird oder
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3. der zum Vizepräsidenten eines Landesschulrates oder des Stadtschulrates für
Wien bestellt wird,

ist für die Dauer der Mitgliedschaft zum unabhängigen Verwaltungssenat oder zu ei­
nem Organ einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder der Bestellung zum Vizepräsi­
denten gegen Entfall der Bezüge beurlaubt.

(3) Ein Karenzurlaub endet

1. spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in dem er gemeinsam mit früheren
Karenzurlauben eine Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht, oder

2. spätestens mit Ablauf des Jahres, in dem der Beamte sein 64. Lebensjahr
vollendet.

(4) Abs. 3 gilt nicht für Karenzurlaube,

1. die zur Betreuung
a) eines eigenen Kindes,
b) eines Wahl- oder Pflegekindes oder
c) eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt des Beamten angehört und für des­

sen Unterhalt überwiegend er und (oder) sein Ehegatte aufkommen,
längstens bis zum Beginn der Schulpflicht des betreffenden Kindes gewährt wor­
den sind,

2. auf die ein Rechtsanspruch besteht oder

3. die kraft Gesetzes eintreten.

§ 93
Berücksichtigung des Karenzurlaubes für

zeitabhängige Rechte

(1) Die Zeit eines Karenzurlaubes ist, soweit bundesgesetzlich nicht anderes be­
stimmt wird, für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht
zu berücksichtigen.

(2) Abweichend von Abs. 1 ist die Zeit eines Karenzurlaubes für Rechte, die von
der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, in den nachstehend angeführten Fäl­
len bis zum jeweils angeführten zeitlichen Höchstausmaß zu berücksichtigen,

1. wenn der Karenzurlaub kraft Gesetzes eintritt: für die Dauer des Anlasses des
Karenzurlaubes;

2. wenn der Karenzurlaub
a) zur Begründung eines Dienstverhältnisses gemäß §§ 3 oder 4 des Entwick­

lungshelfergesetzes, BGBI.Nr. 574/1983, oder

Seite 48



b) zur Begründung eines Dienstverhältnisses zu einer Einrichtung der Europäi­
schen Union oder zu einer sonstigen zwischenstaatlichen Einrichtung, der
Österreich angehört, oder

c) zur Ausbildung des Beamten für seine dienstliche Verwendung
gewährt worden ist: für alle von Z 2 erfaßten Karenzurlaube insgesamt drei Jahre.

(3) In den Fällen des Abs. 2 Z 2 bedarf die Berücksichtigung für zeitabhängige
Rechte eines Antrages.

(4) Zeiten eines früheren Karenzurlaubes, die für Rechte, die von der Dauer des
Dienstverhältnisses abhängen, berücksichtigt worden sind, sind auf die Höchstdauer
nach Abs. 2 Z 2 anzurechnen. Dies gilt nicht für berücksichtigte Zeiten eines Karenz­
urlaubes, der kraft Gesetzes eingetreten ist oder auf dessen Gewährung ein Rechts­
anspruch bestanden hat.

§94
Auswirkungen des Karenzurlaubes auf den Arbeitsplatz

(1) Mit dem Antritt eines die Dauer von sechs Monaten übersteigenden Karenzur­
laubes ist, wenn bundesgesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Abberufung des
Beamten von seinem Arbeitsplatz verbunden. In den letzten zwölf Monaten vor Antritt
des Karenzurlaubes zurückgelegte Karenzurlaubszeiten sind für die Berechnung der
Sechsmonatsfrist zusammenzuzählen.

(2) Hat der Beamte einen Karenzurlaub nach den §§ 15 bis 15b und 15d Mutter­
schutzgesetz 1979 oder nach den §§ 2 bis 5 und 9 Eltern-Karenzurlaubsgesetz in
Anspruch genommen, so darf der von ihm vor Antritt des Karenzurlaubes innegehab­
te Arbeitsplatz nicht auf Dauer nachbesetzt werden. Er hat darauf Anspruch, nach
Wiederantritt des Dienstes

1. wieder mit jenem Arbeitsplatz, auf dem er vor Antritt des Karenzurlaubes verwen­
det wurde, oder

2. wenn dieser Arbeitsplatz nicht mehr existiert, mit einem anderen gleichwertigen Ar­
beitsp�atz seiner Dienststelle oder

3. wenn ein solcher Arbeitsplatz nicht zur Verfügung steht, mit einem gleichwertigen
Arbeitsplatz einer anderen Dienststelle oder

4. wenn auch ein solcher Arbeitsplatz nicht zur Verfügung steht, mit einem nicht
gleichwertigen Arbeitsplatz
a) seiner Dienststelle oder, sofern ein solcher nicht zur Verfügung steht,
b) einer anderen Dienststelle

betraut zu werden.

(3) Im Falle des Abs. 2 Z 3 und 4 ist bei der Zuweisung eines Arbeitsplatzes einer
anderen Dienststelle nach Möglichkeit auf Wünsche des Beamten Bedacht zu neh­
men, die sich auf die örtliche Lage des Arbeitsplatzes beziehen.
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§ 95
Karenzurlaub zur Pflege eines behinderten Kindes

(1) Dem Beamten ist auf sein Ansuchen ein Urlaub unter Entfall der Bezüge zu ge­
währen (Karenzurlaub), wenn er sich der Pflege eines im gemeinsamen Haushalt le­
benden behinderten Kindes widmet, für das erhöhte Familienbeihilfe im Sinne des §
8 Abs. 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI.Nr. 376, gewährt wird,
und seine Arbeitskraft aus diesem Grund gänzlich beansprucht wird (Abs. 2), läng­
stens jedoch bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres des Kindes. Der gemeinsame
Haushalt besteht weiter, wenn sich das behinderte Kind nur zeitweilig wegen Heilbe­
handlung außerhalb der Hausgemeinschaft aufhält.

(2) Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeitskraft im Sinne des Abs. 1 liegt vor,
solange das behinderte Kind

1. das Alter für den Beginn der allgemeinen Schulpflicht (§ 2 des Schulpflicht­
gesetzes 1985, BGBI.Nr. 76) noch nicht erreicht hat und ständiger persönlicher
Hilfe und Pflege bedarf,

2. während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht wegen Schulunfähigkeit (§ 15 des
Schulpflichtgesetzes 1985) entweder von der allgemeinen Schulpflicht befreit ist

oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf,
3. nach Vollendung der allgemeinen Schulpflicht und vor Vollendung des 30.

Lebensjahres dauernd bettlägerig ist oder ständiger persönlicher Hilfe und
Pflege bedarf.

(3) Der Beamte hat den Antrag auf Gewährung des Karenzurlaubes spätestens
zwei Monate vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu stellen.

(4) Der Beamte hat den Wegfall einer der Voraussetzungen für die Karenzierung
(Abs. 1 und 2) innerhalb von zwei Wochen zu melden.

(5) Die Zeit des Karenzurlaubes zur Pflege eines behinderten Kindes gilt als ruhe­
genußfähige Landesdienstzeit, ist aber für sonstige Rechte, die von der Dauer des
Dienstverhältnisses abhängen, nicht zu berücksichtigen, soweit in den Besoldungs­
vorschriften nicht anderes bestimmt ist.

(6) Die Berücksichtigung als ruhegenußfähige Landesdienstzeit endet mit dem En­
de des Kalendermonats, in dem eine der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 und 2 weg­
gefallen ist.

(7) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des Beamten die vorzeitige Beendigung des
Karenzurlaubes verfügen, wenn

1. der Grund für die Karenzierung weggefallen ist,
2. das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten Dauer des Karenzurlaubes für den

Beamten eine Härte bedeuten würde und
3. keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen.
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§ 96
Pflegefreistellung

(1) Der Beamte hat - unbeschadet des § 91 - Anspruch auf Pflegefreistellung, wenn
er aus einem der folgenden Gründe nachweislich an der Dienstleistung verhindert ist:

1. wegen der notwendigen Pflege eines im gemeinsamen Haushalt lebenden er­
krankten oder verunglückten nahen Angehörigen oder

2. wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes, Wahl- oder Pflegekindes,
wenn die Person, die das Kind ständig betreut hat, aus den Gründen des § 15 b
Abs. 2 Z 1 bis 4 Mutterschutzgesetz 1979 für diese Pflege ausfällt.

(2) Als nahe Angehörige sind der Ehegatte und Personen anzusehen, die mit dem
Beamten in gerader Linie verwandt sind, ferner Geschwister, Stief-, Wahl- und Pfle­
gekinder sowie die Person, mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft lebt.

(3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalenderjahr das Ausmaß der auf ei­
ne Woche entfallenden dienstplanmäßigen Dienstzeit des Beamten nach § 51 Abs. 2
oder 6 oder nach §§ 61bis 64 nicht übersteigen.

(4) Darüber hinaus besteht - unbeschadet des § 91 - Anspruch auf PflegefreisteI­
lung bis zum Höchstausmaß einer weiteren Woche der im Abs. 3 angeführten Dienst­
zeit im Kalenderjahr, wenn der Beamte

1. den Anspruch auf Pflegefreistellung nach Abs. 1 verbraucht hat und
2. wegen der notwendigen Pflege seines im gemeinsamen Haushalt lebenden er­

krankten Kindes, Wahl- oder Pflegekindes, das das zwölfte Lebensjahr noch nicht
überschritten hat, an der Dienstleistung neuerlich verhindert ist.

(5) Die Pflegefreistellung kann tageweise oder halbtageweise in Anspruch genom­
men werden. Verrichtet der Beamte jedoch Schicht- oder Wechseldienst oder unre­
gelmäßigen Dienst, ist die Pflegefreistellung in vollen Stunden zu verbrauchen.

(6) Ändert sich das Ausmaß der dienstplanmäßigen Wochendienstzeit des Beam­
ten während des Kalenderjahres, so ist die in diesem Kalenderjahr bereits verbrauch­
te Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der Änderung des
Ausmaßes der dienstplanmäßigen Wochendienstzeit entspricht. Bruchteile von Stun­
den sind hiebei auf volle Stunden aufzurunden.

(7) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten einer Pflegefreistellung in einem dem öffent­
lich-rechtlichen Dienstverhältnis unmittelbar vorangegangenen vertraglichen Dienst­
verhältnis zum Land, so ist die im vertraglichen Dienstverhältnis zum Land bereits
verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung auf den im öffentlich-rechtlichen Dienstver­
hältnis bestehenden Anspruch auf Pflegefreistellung anzurechnen. Hat sich das Aus­
maß der auf eine Woche entfallenden dienstplanmäßigen Dienstzeit geändert, ist da­
bei auch Abs. 6 anzuwenden.
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(8) Ist der Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft, kann zu einem in Abs. 4 ge­
nannten Zweck noch nicht verbrauchter Erholungsurlaub ohne vorherige kalender­
mäßige Festlegung nach § 84 angetreten werden.

§ 97
Dienstbefreiung für Kuraufenthalt

(1) Dem Beamten ist auf Antrag für die Dauer eines Kuraufenthaltes Dienstbefrei­
ung zu gewähren, wenn

1. ein Sozialversicherungsträger oder ein Bundessozialamt die Kosten der Kur
trägt oder einen Kurkostenbeitrag leistet und

2. die Kur in der Benützung einer Mineralquelle oder eines Moorbades oder im Auf­
enthalt in einem vorgeschriebenen Klima oder in der therapeutischen Anwendung
von kaltem Wasser (sogenannte "Kneipp-Kuren") besteht und ärztlich überwacht
wird.

(2) Bei der zeitlichen Einteilung der Dienstbefreiung ist auf zwingende dienstliche
Gründe Rücksicht zu nehmen.

(3) Dem Beamten ist auf Antrag auch für die Dauer der Unterbringung in einem Ge­
nesungsheim Dienstbefreiung zu gewähren, wenn der Beamte zur völligen Herstel­
lung der Gesundheit von einem Sozialversicherungsträger oder einem Bundessozial­
amt nach einem chirurgischen Eingriff oder nach einer schweren Erkrankung in ein
Genesungsheim eingewiesen wird und die Kosten des Aufenthaltes im Genesungs­
heim vom Bundessozialamt oder vom Sozialversicherungsträger getragen werden.

(4) Eine Dienstbefreiung nach Abs. 1 und 3 gilt als eine durch Krankheit verursach­
te Abwesenheit vom Dienst.

§ 98
Sachleistungen

(1) Die Dienstbehörde hat dem Beamten nach Maßgabe des dienstlichen Bedarfes
Dienstkleidung, Dienstabzeichen und sonstige Sachbehelfe beizustellen.

(2) Dem Beamten kann im Rahmen des Dienstverhältnisses eine Dienst- oder Na­
turalwohnung zugewiesen werden. Dienstwohnung ist eine Wohnung, die der Beam­
te zur Erfüllung seiner dienstlichen Aufgaben beziehen muß, Naturalwohnung ist jede
andere Wohnung. Die Zuweisung oder der Entzug einer Dienst- oder Naturalwoh­
nung hat durch Bescheid zu erfolgen.

(3) Durch die Zuweisung einer Dienst- oder Naturalwohnung an den Beamten wird
kein Bestandverhältnis begründet.

Seite 52



(4) Jede bauliche Veränderung der Dienst- oder Naturalwohnung, die sich nicht
aus dem gewöhnlichen Gebrauch ergibt, bedarf der Zustimmung der Dienstbehörde.

(5) Die Dienstbehörde kann die Dienst- oder Naturalwohnung entziehen, wenn

1. der Beamte an einen anderen Dienstort versetzt wird oder aus dem Dienststand
ausscheidet,

2. ein Verhalten gesetzt wird, das einen Kündigungsgrund nach § 30 Abs. 2 Z 3 des
Mietrechtsgesetzes, BGBI.Nr. 520/1981, darstellen würde,

3. die Wohnung auf eine Art verwendet werden soll, die in höherem Maße den Inter­
essen der Verwaltung dient als die gegenwärtige Verwendung,

4. der Beamte die Dienst- oder Naturalwohnung oder Teile derselben dritten Perso­
nen überlassen hat.

(6) Die Dienstwohnung kann außerdem entzogen werden, wenn ihre Benützung zur
Erfüllung der dienstlichen Aufgaben des Beamten nicht mehr erforderlich ist.

(7) Ist eine Dienst- oder Naturalwohnung entzogen worden, so hat sie der Beamte
innerhalb der ortsüblichen Frist zu räumen. Die Räumungsfrist kann, wenn es das
dienstliche Interesse erfordert, bis auf einen Monat herabgesetzt werden. Eine Ver­
längerung der Räumungsfrist bis auf insgesamt ein Jahr ist zulässig, wenn der Beam­
te glaubhaft macht, daß es ihm nicht gelungen ist, innerhalb der Räumungsfrist eine
andere Wohnmöglichkeit zu erhalten.

(8) Die Abs. 2 bis 7 gelten sinngemäß auch für Grundstücke, Hausgärten, Garagen
und Abstellplätze, es sei denn, daß für die Benützung eine privatrechtliche Vereinba­
rung maßgebend ist.

(9) Die Dienstbehörde kann dem Beamten, der an einen anderen Dienstort versetzt
wurde, dem Beamten des Ruhestandes oder den Hinterbliebenen des Beamten, die
mit diesem bis zu dessen Tod im gemeinsamen Haushalt gelebt haben, so lange die
tatsächliche Benützung der Naturalwohnung gestatten, als diese nicht für einen Be­
amten des Dienststandes dringend benötigt wird. Die Abs. 3 bis 8 gelten sinngemäß.

8. Abschnitt
Leistungsfeststellung

§ 99
Begriff und Arten der Leistungsfeststellung

(1) Leistungsfeststellung ist die rechtsverbindliche Feststellung, daß der Beamte im
vorangegangenen Kalenderjahr (Beurteilungszeitraum) den zu erwartenden Ar­
beitserfolg

1. durch besondere Leistungen erheblich überschritten,
2. aufgewiesen oder
3. trotz nachweislicher, spätestens drei Monate vor Ablauf des Beurteilungzeit­

raumes erfolgter Ermahnung nicht aufgewiesen
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hat. Für das Ergebnis dieser Feststellung sind der Umfang und die Wertigkeit der
Leistungen des Beamten maßgebend.

(2) Die Dienstbehörde kann durch Verordnung für alle oder für Gruppen von Beam­
ten die näheren Merkmale für die Beurteilung der Leistung festlegen, die bei der Er­
stattung von Berichten zu verwenden sind. Dabei ist auf die Verwendung und den
Aufgabenkreis der einzelnen Gruppen von Beamten Bedacht zu nehmen.

(3) Solange keine anderslautende Leistungsfeststellung getroffen worden ist, ist
davon auszugehen, daß der Beamte den zu erwartenden Arbeitserfolg aufgewiesen
hat.

§ 100
Folgewirkungen

(1) Eine Leistungsfeststellung nach § 99 Abs. 1 Z 1 oder 2 ist bis zu einer neuerli­
chen Leistungsfeststellung wirksam.

(2) Ist über den Beamten eine Leistungsfeststellung nach § 99 Abs. 1 Z 3 getroffen
worden, so ist für den nächstfolgenden Beurteilungszeitraum eine neuerliche Lei­
stungsfeststellung durchzuführen.

§ 101
Zulässigkeit

(1) Eine Leistungsfeststellung nach § 99 Abs. 1 oder 2 ist nur zulässig,
,

1. wenn sie auf dem Arbeitsplatz des Beamten Einfluß auf die Bezüge oder die
dienst- und besoldungsrechtliche Stellung haben kann,

2. aus Anlaß einer Ernennung in die Dienstklasse IV in den Verwendungsgruppen B
und C oder

3. im Falle des § 100 Abs. 2.

(2) Eine Leistungsfeststellung nach Abs. 1 Z 1 darf nur in jenem Kalenderjahr ge­
troffen werden, das dem Kalenderjahr vorangeht, in dem der Einfluß der Leistungs­
feststellung auf die Bezüge oder die dienst- und besoldungsrechtliche Stellung zum
Tragen kommt. Wenn eine Leistungsfeststellung nach Abs. 1 Z 1 noch Auswirkungen
auf die betreffende Maßnahme haben kann, darf sie auch in jenem Kalenderjahr ge­
troffen werden, in dem ihr Einfluß auf die dienst- und besoldungsrechtliche Stellung
zum Tragen kommt. Eine Leistungsfeststellung nach Abs. 1 Z 2 darf nur in jenem Ka­
lenderjahr getroffen werden, das dem Kalenderjahr folgt, in dem diese Ernennung
wirksam geworden ist.

(3) Eine Leistungsfeststellung ist unzulässig, wenn der Beamte im vorangegangenen
Kalenderjahr nicht mindestens während 26 Wochen Dienst versehen hat. § 100 Abs.
2 bleibt unberührt.
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§ 102
Bericht des Vorgesetzten

(1) Der Vorgesetzte hat über die Leistung des Beamten zu berichten, wenn

1. er der Meinung ist, daß die nach § 99 Abs. 3 oder nach § 100 Abs. 1 zuletzt maß­
gebende Leistungsfeststellung für das vorangegangene Kalenderjahr nicht mehr
zutrifft, oder

2. die Voraussetzung des § 100 Abs. 2 vorliegt.

(2) Ein Bericht nach Abs. 1 Z 1 ist nicht zu erstatten, wenn der Beamte ohne sein
Verschulden eine vorübergehende Leistungsminderung aufweist.

(3) Vorgesetzter im Sinne dieses Abschnittes ist jeder Organwalter, der mit der
Dienstaufsicht über den Beamten im Beurteilungszeitraum betraut war oder im Hin­
blick auf die besonderen Kenntnisse der Leistungen des Beamten von der Dienstbe­
hörde dazu bestimmt ist.

§ 103
Befassung des Beamten

(1) Die Absicht, einen Bericht zu erstatten, hat der Vorgesetzte dem Beamten mit­
zuteilen und mit diesem die Gründe seines Vorhabens zu besprechen. Hält der Vor­
gesetzte an seiner Absicht fest, einen Bericht zu erstatten, so hat er vor Weiterlei­
tung dem Beamten Gelegenheit zu geben, binnen zwei Wochen zum Bericht Stellung
zu nehmen.

(2) Der Bericht ist unter Anschluß der Stellungnahme des Beamten im Dienstweg
der Dienstbehörde zu übermitteln. Die im Dienstweg befaßten Vorgesetzten haben
sich im Falle einer abweichenden Meinung zum Bericht zu äußern. Dem Beamten ist
von der Dienstbehörde Gelegenheit zu geben, zu den Äußerungen binnen zwei Wo­
chen Stellung zu nehmen.

§ 104
Antrag des Beamten auf Leistungsfeststellung

(1) Ist ein Beamter der Meinung, daß er im vorangegangenen Kalenderjahr den zu
erwartenden Arbeitserfolg durch besondere Leistungen erheblich überschritten hat,
und ist für ihn nach § 101 eine Leistungsfeststellung nicht ausgeschlossen, so kann
er eine solche Leistungsfeststellung jeweils im Jänner eines Kalenderjahres über das
vorangegangene Kalenderjahr beantragen.

(2) Der Vorgesetzte hat zu dem Antrag unverzüglich Stellung zu nehmen und dem
Beamten Gelegenheit zu geben, sich binnen vier Wochen hiezu zu äußern.
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(3) Der Antrag ist unter Anschluß der Stellungnahme unverzüglich im Dienstweg
der Dienstbehörde zu übermitteln. § 103 Abs. 2 zweiter und dritter Satz ist sinnge­
mäß anzuwenden.

§ 105
Befassung der Dienstbehörde und der

Leistungsfeststellungskommission

(1) Die Dienstbehörde hat auf Grund des Berichtes oder des Antrages und der all­
fälligen Stellungnahmen sowie sonstiger Erhebungen und eigener Wahrnehmungen
dem Beamten binnen acht Wochen schriftlich mitzuteilen, welches Beurteilungser­
gebnis sie für gerechtfertigt hält. Der Lauf dieser Frist beginnt mit dem Tag des Ein­
langens des Berichtes des Vorgesetzten oder des Antrages des Beamten bei der
Dienstbehörde.

(2) Die Mitteilung der Dienstbehörde gemäß Abs. 1 ist kein Bescheid. Das mitge­
teilte Beurteilungsergebnis wird endgültig und gilt als Leistungsfeststellung,

1. wenn die Dienstbehörde dem vom Beamten beantragten Beurteilungsergebnis
Rechnung trägt,

2. in den übrigen Fällen, wenn
a) der Beamte schriftlich zustimmt oder
b) weder der Beamte noch die Dienstbehörde innerhalb der vorgesehenen Frist

die Leistungsfeststellungskommission anrufen.

(3) Ist der Beamte mit dem von der Dienstbehörde mitgeteilten Beurteilungsergeb­
nis nicht einverstanden, so steht sowohl dem Beamten als auch der Dienstbehörde
das Recht zu, binnen vier Wochen nach Zustellung dieser Mitteilung an den Beam­
ten bei der Leistungsfeststellungskommission die Leistungsfeststellung zu
beantragen.

(4) Hält die Dienstbehörde die im Abs. 1 genannte Frist nicht ein, so hat der Beam­
te das Recht, binnen vier Wochen nach Ablauf der Frist bei der Leistungsfeststel­
lungskommission die Leistungsfeststellung zu beantragen.

(5) Die Leistungsfeststellungskommission hat über Anträge auf Leistungsfeststel­
lung binnen drei Monaten mit Bescheid zu erkennen. Der Lauf der Frist beginnt mit
dem Tag des Einlangens des Antrages des Beamten beziehungsweise der Dienstbe­
hörde. Im Falle der Verletzung der Entscheidungspflicht durch die Leistungsfeststel­
lungskommission ist § 73 Abs. 2 und 3 AVG nicht anzuwenden.

(6) Gegen den Bescheid der Leistungsfeststellungskommission steht kein ordentli­
ches Rechtsmittel zu.

(7) Die Aufhebung und Abänderung von Bescheiden der Leistungsfeststellungs­
kommission

1. gemäß § 13 Abs. 1 DVG und
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2. gemäß § 68 Abs. 2 AVG

obliegt abweichend vom § 13 Abs. 2 DVG der Leistungsfeststellungskommission, die
den Bescheid erlassen hat.

§ 106
Leistungsfeststellungsbehörden

Behörden zur Leistungsfeststellung der Landesbeamten sind

1. das Amt der Landesregierung; diesem stehen die in diesem Abschnitt der Dienst­
behörde eingeräumten Befugnisse zu,

2. die Leistungsfeststellungskommission.

§ 107
Leistungsfeststellungskommission

(1) Die Leistungsfeststellungskommission ist beim Amt der Landesregierung einzu­
richten. Sie besteht aus dem Landesamtsdirektor oder bei dessen Verhinderung dem
Landesamtsdirektor-Stellvertreter als Vorsitzendem, einem ständigen Mitglied sowie
der erforderlichen Anzahl von weiteren Mitgliedern.

(2) Das ständige Mitglied und die Hälfte der weiteren Mitglieder sind von der
Dienstbehörde aus dem Personalstand der Landesbeamten auf die Dauer von fünf
Jahren zu bestellen. Die zweite Hälfte der weiteren Mitglieder ist vom Landesperso­
nalausschuß aus dem Personalstand der Landesbeamten zu bestellen. Bestellt der
Landespersonalausschuß innerhalb eines Monates nach Aufforderung durch die
Dienstbehörde keine oder zu wenige Mitglieder für die Leistungsfeststellungskom­
mission, so hat die Dienstbehörde die erforderlichen Mitglieder selbst zu bestellen.
Für jede Mitglied ist ein Ersatzmitglied vorzusehen, das in gleicher Weise wie das
Mitglied zu berufen ist.

(3) Die Leistungsfeststellungskommission entscheidet mit einfacher Stimmenmehr­
heit in Senaten. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme des Vorsitzenden. Die Senate bestehen aus dem Vorsitzenden
oder dessen Stellvertreter, dem ständigen Mitglied sowie zwei weiteren Mitgliedern,
die in einer gleichen oder ähnlichen dienstlichen Verwendung wie der Beamte stehen
sollen, dessen Leistung jeweils zu beurteilen ist. Ist ein Mitglied verhindert, so hat an
dessen Stelle das jeweilige Ersatzmitglied zu treten. Ein Mitglied des Senates der
Leistungsfeststellungskommission muß vom Landespersonalausschuß bestellt wor­
den sein.

(4) Mitglieder der Leistungsfeststellungskommission haben sich der Ausübung ih­
res Amtes zu enthalten, wenn sie als Vorgesetzte bei der Berichterstattung über die
Leistung eines Beamten mitgewirkt haben.
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(5) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder der Leistungsfeststellungskommission
sind bei ihren Entscheidungen weisungsungebunden.

§ 108
Mitgliedschaft zur Leistungsfeststellungskommission

(1) Zu Mitgliedern der Leistungsfeststellungskommission dürfen Beamte nicht be­
stellt werden, die außer Dienst gestellt sind, die aus gesundheitlichen Gründen ihr
Amt nicht ausüben können, die voraussichtlich länger als drei Monate vom Dienst ab­
wesend sind, die suspendiert sind oder gegen die ein Disziplinarverfahren anhängig
ist.

(2) Tritt einer der in Abs. 1 genannten Gründe bei einem ständigen oder weiteren
Mitglied der Leistungsfeststellungskommission ein, dann ist es abzuberufen; tritt ein
solcher Umstand beim Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter ein, dann hat sich der
Vorsitzende bzw. dessen Stellvertreter für die Dauer des Vorliegens dieser Gründe
der Ausübung des Amtes zu enthalten. Für die Zeit der Verhinderung ist erforderli­
chenfalls von der Landesregierung ein rechtskundiger Landesbeamter zum stellver­
tretenden Vorsitzenden der Leistungsfeststellungskommission zu bestellen.

(3) Die Mitgliedschaft endet mit dem Ablauf der Funktionsperiode oder dem Aus­
scheiden aus dem Dienststand.

(4) Scheidet ein Mitglied der Leistungsfeststellungskommission aus, so ist für den
Rest der Funktionsdauer ein neues Mitglied zu bestellen.

§ 109
Bericht über den provisorischen Beamten

Der Vorgesetzte hat über den provisorischen Beamten vor der Definitivstellung zu
berichten, ob der Beamte den Arbeitserfolg aufweist, der im Hinblick auf seine dienst­
liche Stellung zu erwarten ist.

9. Abschnitt
Disziplinarrecht

§ 110
Dienstpflichtverletzungen

Der Beamte, der schuldhaft seine Dienstpflichten verletzt, ist nach diesem Abschnitt
zur Verantwortung zu ziehen.
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§ 111
Disziplinarstrafen

(1) Disziplinarstrafen sind

1. der Verweis,
2. die Geldbuße bis zur Höhe eines halben Monatsbezuges unter Ausschluß der

Kinderzulage,
3. die Geldstrafe bis zur Höhe von fünf Monatsbezügen unter Ausschluß der Kinder­

zulage,
4. die Entlassung.

(2) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 3 ist von dem Monatsbezug auszugehen, der
dem Beamten auf Grund seiner besoldungsrechtlichen Stellung im Zeitpunkt der Fäl­
lung des erstinstanzlichen Disziplinarerkenntnisses beziehungsweise im Zeitpunkt
der Verhängung der Disziplinarverfügung gebührt. Allfällige Kürzungen des Monats­
bezuges sind bei der Strafbemessung nicht zu berücksichtigen.

§ 112
Strafbemessung

(1) Das Maß für die Höhe der Strafe ist die Schwere der Dienstpflichtverletzung.
Dabei ist jedoch darauf Rücksicht zu nehmen, inwieweit die beabsichtigte Strafhöhe
erforderlich ist, um den Beamten von der Begehung weiterer Dienstpflichtverletzun­
gen abzuhalten. Die nach dem Strafgesetzbuch für die Strafbemessung maßgeben­
den Gründe sind dem Sinne nach zu berücksichtigen; weiters ist auf die persönlichen
Verhältnisse und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Beamten Bedacht zu
nehmen.

(2) Hat der Beamte durch eine Tat oder durch mehrere selbständige Taten mehrere
Dienstpflichtverletzungen begangen und wird über diese Dienstpflichtverletzungen
gleichzeitig erkannt, so ist nur eine Strafe zu verhängen, die nach der schwersten
Dienstpflichtverletzung zu bemessen ist, wobei die weiteren Dienstpflichtverletzun­
gen als Erschwerungsgrund zu werten sind.

§ 113
Verjährung

(1) Der Beamte darf wegen einer Dienstpflichtverletzung nicht mehr bestraft wer­
den, wenn gegen ihn nicht

1. innerhalb von sechs Monaten, gerechnet von dem Zeitpunkt, zu dem der Diszi­
plinarbehörde die Dienstpflichtverletzung zur Kenntnis gelangt ist, oder

2. innerhalb von drei Jahren, gerechnet von dem Zeitpunkt der Beendigung der
Dienstpflichtverletzung,
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eine Disziplinarverfügung erlassen oder ein Disziplinarverfahren vor der Disziplinar­
kommission eingeleitet wurde. Sind von der Dienstbehörde vor Einleitung des Diszi­
plinarverfahrens im Auftrag der Disziplinarkommission notwendige Ermittlungen
durchzuführen (§ 139 Abs. 1 zweiter Satz), verlängert sich die unter Z 1 genannte
Frist um sechs Monate.

(2) Drei Jahre nach der an den beschuldigten Beamten erfolgten Zustellung der
Entscheidung, gegen ihn ein Disziplinarverfahren durchzuführen, darf eine Diszipli­
narstrafe nicht mehr verhängt werden.

(3) Der Lauf der in Abs. 1 und 2 genannten Fristen wird - sofern der der Dienst­
pflichtverletzung zugrundeliegende Sachverhalt Gegenstand der Anzeige oder eines
der folgenden Verfahren ist - gehemmt

1. für die Dauer eines Verfahrens vor dem Verfassungs- oder Verwaltungsge­
richtshof,

2. für die Dauer eines bei einem Gericht, bei einem unabhängigen Verwaltungssenat
oder einer Verwaltungsbehörde anhängigen Strafverfahrens,

3. für die Dauer eines Verfahrens vor einem unabhängigen Verwaltungssenat über
Beschwerden von Personen, die behaupten, durch die Ausübung unmittelbar ver­
waltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder auf andere Weise in ihren
Rechten verletzt worden zu sein,

4. für den Zeitraum zwischen der rechtskräftigen Beendigung oder, wenn auch nur
vorläufigen, Einstellung eines Strafverfahrens und dem Einlangen einer diesbe­
züglichen Mitteilung bei der Dienstbehörde und

5. für den Zeitraum zwischen der Erstattung der Anzeige und dem Einlangen der
Mitteilung
a) über die Beendigung des gerichtlichen oder des verwaltungsbehördlichen Straf­

verfahrens oder des Strafverfahrens vor dem unabhängigen Verwaltungssenat,
b) des Staatsanwaltes über die Zurücklegung der Anzeige oder
c) der Verwaltungsbehörde über das Absehen von der Einleitung eines Verwal­

tungsstrafverfahrens
bei der Dienstbehörde.

(4) Der Lauf der in Abs. 1 und 2 genannten Fristen wird weiters gehemmt in den
Fällen des § 26 Abs. 3 und 4 des Burgenländischen Landes-Personalvertretungsge­
setzes, LGBI. Nr. 17/1980,

1. für den Zeitraum ab AntragsteIlung der Disziplinarbehörde auf Erteilung der Zu­
stimmung bis zur Entscheidung durch das zuständige Organ der Personalver­
tretung,

2. für die Dauer eines Verfahrens vor der Dienstbehörde.

(5) Hat der Sachverhalt, der einer Dienstpflichtverletzung zugrunde liegt, zu einer
strafgerichtlichen Verurteilung geführt und ist die strafrechtliche Verjährungsfrist län­
ger als die im Abs. 1 Z 2 genannte Frist, so tritt an die Stelle dieser Frist die straf­
rechtliche Verjährungsfrist.
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§ 114
Zusammentreffen von gerichtlich oder verwaltungsbehördlich

strafbaren Handlungen mit Dienstpflichtverletzungen

(1) Wurde der Beamte wegen einer gerichtlich oder verwaltungsbehördlich strafba­
ren Handlung rechtskräftig verurteilt und erschöpft sich die Dienstpflichtverletzung in
der Verwirklichung des strafbaren Tatbestandes, so ist von der Verfolgung abzuse­
hen, wenn anzunehmen ist, daß die Verhängung einer Disziplinarstrafe nicht erfor­
derlich ist, um den Beamten von der Begehung weiterer Dienstpflichtverletzungen
abzuhalten.

(2) Die Disziplinarbehörde ist an die dem Spruch eines rechtskräftigen Urteils zu­
grunde gelegte Tatsachenfeststellung eines Strafgerichtes (Straferkenntnis eines un­
abhängigen Verwaltungssenates) gebunden. Sie darf auch nicht eine Tatsache als
erwiesen annehmen, die das Gericht (der unabhängige Verwaltungssenat) als nicht
erweisbar angenommen hat.

(3) Wird von der Verfolgung nicht abgesehen, dann ist, wenn sich eine strafgericht­
liche oder verwaltungsbehördliche Verurteilung auf denselben Sachverhalt bezieht,
eine Strafe nur auszusprechen, wenn und soweit dies zusätzlich erforderlich ist, um
den Beamten von der Begehung weiterer Dienstpflichtverletzungen abzuhalten.

§ 115
Disziplinarbehörden

Disziplinarbehörden sind

1. das Amt der Landesregierung; diesem stehen die in diesem Abschnitt der Dienst­
behörde eingeräumten Befugnisse zu; das Amt der Landesregierung ist insbeson­
dere zuständig zur vorläufigen Suspendierung und zur Erlassung von
Disziplinarverfügungen;

2. die Disziplinarkommission; diese ist zuständig zur Erlassung von Disziplinarer­
kenntnissen und zur Entscheidung über Suspendierungen;

3. die Disziplinaroberkommission; diese ist zuständig zur Entscheidung über Beru­
fungen gegen Erkenntnisse der Disziplinarkommission sowie über Berufungen ge­
gen Suspendierungen durch die Disziplinarkommission. Gegen die Entscheidun­
gen der Disziplinaroberkommission steht kein ordentliches Rechtsmittel zu.

§ 116
Disziplinarkommission

(1) Die Disziplinarkommission ist beim Amt der Landesregierung einzurichten und
besteht aus einem rechtskundigen Vorsitzenden, zwei rechtskundigen Stellvertretern
des Vorsitzenden und weiteren Mitgliedern. Der Vorsitzende, seine Stellvertreter und
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die Hälfte der weiteren Mitglieder der Disziplinarkommission sind von der Dienstbe­
hörde auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. Die zweite Hälfte der weiteren Mit­
glieder ist vom Landespersonalausschuß zu bestellen. Bestellt der Landespersonal­
ausschuß innerhalb eines Monates nach Aufforderung durch die Dienstbehörde kei­
ne oder zu wenige Mitglieder für die Disziplinarkommission, so hat die Dienstbehörde
die erforderlichen Mitglieder selbst zu bestellen.

(2) Die Disziplinarkommission entscheidet in Senaten. Die Senate haben aus dem
Vorsitzenden der Kommission oder einem seiner Stellvertreter als Senatsvorsitzen­
den und zwei weiteren Mitgliedern zu bestehen; diese dürfen keiner niedrigeren Ver­
wendungsgruppe angehören als der des Beschuldigten. Jedes Kommissionsmitglied
darf mehreren Senaten angehören. Ein Mitglied des Senates der Disziplinarkommis­
sion muß vom Landespersonalausschuß bestellt worden sein.

(3) Der Vorsitzende der Disziplinarkommission hat mit seinen Stellvertretern bis
zum Jahresschluß für das folgende Kalenderjahr die Senate zu bilden und die Ge­
schäfte unter diese zu verteilen. Die Geschäftsverteilung hat auch eine Regelung
über die gegenseitige Vertretung der Senatsvorsitzenden zu enthalten und die Rei­
henfolge der Vertretung zu bestimmen. In der Geschäftsverteilung ist auch die Rei­
henfolge zu bestimmen, in der die weiteren Kommissionsmitglieder bei der Verhinde­
rung eines Senatsmitgliedes als Ersatzmitglieder in die Senate eintreten. Die Zusam­
mensetzung der Senate darf nur im Falle unbedingten Bedarfes abgeändert werden.

§ 117
Disziplinaroberkommission

(1) Die Disziplinaroberkommission ist beim Amt der Landesregierung einzurichten
und besteht aus dem Landesamtsdirektor oder bei dessen Verhinderung dem Lan­
desamtsdirektor-Stellvertreter oder, falls auch dieser verhindert ist, einem von der
Landesregierung auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellenden rechtskundigen Lan­
desbeamten als Vorsitzenden und zwei von der Dienstbehörde auf die Dauer von
fünf Jahren zu bestellenden Mitgliedern. Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein
Ersatzmitglied zu bestellen.

(2) Die Mitglieder der Disziplinaroberkommission müssen rechtskundig sein.

§ 118
Mitgliedschaft zu den Disziplinarkommissionen

(1) Zu Mitgliedern der Disziplinarkommission und der Disziplinaroberkommission
dürfen nur Landesbeamte des Dienststandes bestellt werden, gegen die kein Diszi­
plinarverfahren anhängig ist.

(2) Ein Beamter hat der Bestellung zum Mitglied der Disziplinarkommission oder
der Disziplinaroberkommission Folge zu leisten.

(3) Die Mitgliedschaft zu der Disziplinarkommission und der Disziplinaroberkom­
mission ruht vom Zeitpunkt der Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen
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rechtskräftigem Abschluß, während der Zeit der Suspendierung, der AußerdienststeI­
lung, der Erteilung eines Urlaubes von mehr als drei Monaten und der Ableistung des
Präsenzdienstes oder des Zivildienstes.

(4) Die Mitgliedschaft zu der Disziplinarkommission und der Disziplinaroberkom­
mission endet mit Ablauf der Bestellungsdauer, mit der rechtskräftigen Verhängung
einer Disziplinarstrafe sowie mit dem Ausscheiden aus dem Dienststand.

(5) Im Bedarfsfalle sind die Kommissionen durch Neubestellung von Kommissions­
mitgliedern für den Rest der Funktionsdauer zu ergänzen.

§ 119
Abstimmung

(1) Die Senate der Disziplinarkommission sowie die Disziplinaroberkommission ha­
ben mit Stimmenmehrheit zu entscheiden. Die Disziplinarstrafe der Entlassung darf
nur einstimmig verhängt werden. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Der Vorsitzen­
de hat seine Stimme zuletzt abzugeben.

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder der Disziplinarkommission und der
Disziplinaroberkommission sind bei ihren Entscheidungen weisungsungebunden.

§ 120
Disziplinaranwalt

(1) Für die Disziplinarkommission und die Disziplinaroberkommission ist zur Vertre­
tung der dienstlichen Interessen im Disziplinarverfahren von der Dienstbehörde je ein
rechtskundiger Disziplinaranwalt und dessen Stellvertreter zu bestellen.

(2) Auf den Disziplinaranwalt ist § 118 sinngemäß anzuwenden.

§ 121
Anwendung des AVG und des Zustell gesetzes

Soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Disziplinarver­
fahren

1. das AVG mit Ausnahme der §§ 2 bis 4,12,42 Abs. 1 und 2,51, 51a, 57,62 Abs.
3, 63 Abs. 1, 64 Abs. 2, 64a, 67 a bis 67 g, 68 Abs. 2 und 3 und 75 bis 80 sowie

2. das Zustellgesetz, BGBI.Nr. 200/1982,

anzuwenden.
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§ 122
Parteien

Parteien im Disziplinarverfahren sind der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt. Die
Stellung als Partei kommt ihnen mit dem Zeitpunkt der Zustellung der Disziplinaran­
zeige zu.

§ 123
Verteidiger

(1) Der Beschuldigte kann sich selbst verteidigen oder durch einen Rechtsanwalt,
einen Verteidiger in Strafsachen oder einen Beamten verteidigen lassen.

(2) Auf Verlangen des Beschuldigten ist ein Beamter des Dienststandes von der
Dienstbehörde als Verteidiger zu bestellen.

(3) Abgesehen von dem im Abs. 2 genannten Fall ist der Beamte zur Übernahme
einer Verteidigung nicht verpflichtet. Er darf in keinem Fall eine Belohnung anneh­
men und hat gegenüber dem Beschuldigten nur Anspruch auf Vergütung des im In­
teresse der Verteidigung notwendigen und zweckmäßigen Aufwandes.

(4) Die Bestellung eines Verteidigers schließt nicht aus, daß der Beschuldigte im
eigenen Namen Erklärungen abgibt.

(5) Der Verteidiger ist über alle ihm in dieser Eigenschaft zukommenden Mitteilun­
gen zur Verschwiegenheit verpflichtet.

§ 124
Zustellungen

(1) Zustellungen an die Parteien haben zu eigenen Handen zu erfolgen.

(2) Sofern der Beschuldigte einen Verteidiger hat, sind sämtliche Schriftstücke
auch dem Verteidiger zu eigenen Handen zuzustellen. Ist der Verteidiger zustel­
lungsbevollmächtigt, so treten die Rechtswirkungen der Zustellung für den Beschul­
digten mit dem Zeitpunkt der Zustellung an den Verteidiger ein.

§ 125
Disziplinaranzeige

(1) Der unmittelbar oder mittelbar zur Führung der Dienstaufsicht berufene Vorge­
setzte (Dienstvorgesetzte) hat bei jedem begründeten Verdacht einer Dienstpflicht­
verletzung die zur vorläufigen KlarsteIlung des Sachverhaltes erforderlichen
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Erhebungen zu pflegen und sodann unverzüglich im Dienstwege der Dienstbehörde
Disziplinaranzeige zu erstatten. Erweckt der Verdacht einer Dienstpflichtverletzung
auch den Verdacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren
Handlung, so hat sich der Dienstvorgesetzte in dieser Eigenschaft jeder Erhebung zu
enthalten und sofort der Dienstbehörde zu berichten. Diese hat gemäß § 84 der
Strafprozeßordnung 1975, BGBI.Nr. 631, vorzugehen.

(2) Von einer Disziplinaranzeige an die Dienstbehörde ist abzusehen, wenn nach
Ansicht des Dienstvorgesetzten eine Belehrung oder Ermahnung ausreicht. Diese ist
dem Beamten nachweislich mitzuteilen. Eine Ermahnung oder Belehrung darf nach
Ablauf von drei Jahren ab Mitteilung an den Beamten zu keinen dienstlichen Nachtei­
len führen, wenn der Beamte in diesem Zeitraum keine weitere Dienstpflichtverlet­
zung begangen hat.

(3) Die Dienstbehörde hat, sofern es sich nicht um eine Selbstanzeige handelt, ei­
ne Abschrift der Disziplinaranzeige unverzüglich dem Beschuldigten zuzustellen.

§ 126
Disziplinarmaßnahmen der Dienstbehörde

(1) Auf Grund der Disziplinaranzeige oder des Berichtes des Dienstvorgesetzten
hat die Dienstbehörde

1. eine Disziplinarverfügung zu erlassen oder
2. die Disziplinaranzeige an den Vorsitzenden der Disziplinarkommission und an den

Disziplinaranwalt weiterzuleiten.

(2) Die Dienstbehörde kann von der Erlassung einer Disziplinarverfügung oder der
Weiterleitung der Disziplinaranzeige absehen, wenn das Verschulden geringfügig ist
und die Folgen der Dienstpflichtverletzung unbedeutend sind. Auf Verlangen des Be­
amten ist dieser hievon formlos zu verständigen.

§ 127
Selbstanzeige

(1) Jeder Beamte hat das Recht, bei seiner Dienstbehörde schriftlich die Einleitung
eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst zu beantragen.

(2) Hat der Beamte die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst be­
antragt, so ist nach § 126 vorzugehen. Auf Verlangen des Beamten ist dieser Antrag
unverzüglich dem Vorsitzenden der Disziplinarkommission und dem Disziplinaranwalt
zu übermitteln.
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§ 128
Suspendierung

(1) Wird über den Beamten die Untersuchungshaft verhängt oder würden durch die
Belassung des Beamten im Dienst wegen der Art der ihm zur Last gelegten Dienst­
pflichtverletzungen das Ansehen des Amtes oder wesentliche Interessen des Dien­
stes gefährdet, so hat die Dienstbehörde die vorläufige Suspendierung zu verfügen.

(2) Gegen die vorläufige Suspendierung ist kein Rechtsmittel zulässig.

(3) Jede vorläufige Suspendierung ist unverzüglich der Disziplinarkommission mit­
zuteilen, die über die Suspendierung zu entscheiden hat. Die vorläufige Suspendie­
rung endet spätestens mit dem Tag dieser Entscheidung. Ist jedoch ein Disziplinar­
verfahren bei der Disziplinarkommission (Disziplinaroberkommission) bereits anhän­
gig, so hat diese bei Vorliegen der im Abs. 1 genannten Voraussetzungen die Sus­
pendierung zu verfügen.

(4) Jede durch Beschluß der Disziplinarkommission (Disziplinaroberkommission)
verfügte Suspendierung hat die Kürzung des Monatsbezuges des Beamten - unter
Ausschluß der Kinderzulage - auf zwei Drittel für die Dauer der Suspendierung zur
Folge. Die Disziplinarkommission (Disziplinaroberkommission) kann auf Antrag des
Beamten oder von Amts wegen die Kürzung vermindern oder aufheben, wenn und
soweit dies zur Aufrechterhaltung des notwendigen Lebensunterhaltes des Beamten
und seiner Familienangehörigen, für die er sorgepflichtig ist, unbedingt erforderlich
ist.

(5) Die Suspendierung endet spätestens mit dem rechtskräftigen Abschluß des Dis­
ziplinarverfahrens. Fallen die Umstände, die für die Suspendierung des Beamten
maßgebend gewesen sind, vorher weg, so ist die Suspendierung von der Disziplinar­
kommission (Disziplinaroberkommission), bei der das Disziplinarverfahren anhängig
ist, unverzüglich aufzuheben.

(6) Die Berufung gegen eine Suspendierung oder gegen eine Entscheidung über
die Verminderung (Aufhebung) der Bezugskürzung hat keine aufschiebende Wir­
kung. Über die Berufung hat die Disziplinaroberkommission ohne unnötigen Auf­
schub, spätestens aber binnen zwei Monaten ohne mündliche Verhandlung zu
entscheiden.

(7) Wird die Bezugskürzung auf Antrag des Beamten vermindert oder aufgehoben,
so wird diese Verfügung mit dem Tage der AntragsteIlung wirksam.

§ 129
Verbindung des Disziplinarverfahrens gegen

mehrere Beschuldigte

Sind an einer Dienstpflichtverletzung mehrere Beamte beteiligt, so ist das Disziplinar­
verfahren vor der Kommission für alle Beteiligten gemeinsam durchzuführen.
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§ 130
Strafanzeige und Unterbrechung des Disziplinarverfahrens

(1) Kommt die Disziplinarbehörde während des Disziplinarverfahrens zur Ansicht,
daß eine von Amts wegen zu verfolgende gerichtlich strafbare Handlung vorliegt, so
hat sie gemäß § 84 Strafprozeßordnung vorzugehen.

(2) Hat die Disziplinarbehörde Anzeige an die Staatsanwaltschaft, die Sicherheits­
behörde oder die Verwaltungsbehörde erstattet oder hat sie sonst Kenntnis von ei­
nem anhängigen gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Strafverfahren, so ist
das Disziplinarverfahren zu unterbrechen.

(3) Das Disziplinarverfahren ist weiterzuführen und in erster Instanz binnen sechs
Monaten abzuschließen, nachdem

1. die Mitteilung
a) der Staatsanwaltschaft über die Zurücklegung der Anzeige oder
b) der Verwaltungsbehörde über das Absehen von der Einleitung eines Verwal­

tungsstrafverfahrens
bei der Disziplinarbehörde eingelangt ist oder

2. das gerichtliche oder verwaltungsbehördliche Strafverfahren rechtskräftig abge­
schlossen oder, wenn auch nur vorläufig, eingestellt worden ist.

§ 131
Absehen von der Strafe

Im Falle eines Schuldspruches kann von der Verhängung einer Strafe abgesehen
werden, wenn dies ohne Verletzung dienstlicher Interessen möglich ist und nach den
Umständen des Falles und nach der Persönlichkeit des Beamten angenommen wer­
den kann, daß ein Schuldspruch allein genügen wird, den Beamten von weiteren
Verfehlungen abzuhalten.

§ 132
Außerordentliche Rechtsmittel

(1) Vor der Entscheidung über die Wiederaufnahme des Verfahrens oder über die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sind die Parteien zu hören.

(2) § 69 Abs. 2 und 3 AVG ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß die mit drei Jah­
ren festgesetzten Fristen im Disziplinarverfahren zehn Jahre betragen.

(3) Die Wiederaufnahme eines Verfahrens zum Nachteil des Beschuldigten ist nur
innerhalb der im § 113 festgelegten Fristen zulässig. Im Falle der Wiederaufnahme
des Verfahrens auf Antrag des Beschuldigten und im Falle der Wiedereinsetzung in
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den vorigen Stand darf über den Beschuldigten keine strengere als die bereits ver­
hängte Strafe ausgesprochen werden.

(4) Nach dem Tod des Beamten können auch Personen die Wiederaufnahme des
Verfahrens und die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragen, die nach
dem bestraften Beamten einen Versorgungsanspruch nach dem Pensionsgesetz
1965, BGBI.Nr. 340, besitzen. Hat das Erkenntnis auf Entlassung gelautet, so steht
dieses Recht den Personen zu, die bei Nichtvorliegen dieser Strafe einen Versor­
gungsanspruch besäßen.

(5) Durch die Verfügung der Wiederaufnahme des Verfahrens und die Bewilligung
der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird der frühere Bescheid nicht
aufgehoben.

§ 133
Kosten

(1) Die Kosten des Verfahrens einschließlich der Reisegebühren und der Gebüh­
ren für Zeugen, Sachverständige und Dolmetscher sind vom Land zu tragen, wenn

1. das Verfahren eingestellt,
2. der Beamte freigesprochen oder
3. gegen den Beamten eine Disziplinarverfügung erlassen

wird.

(2) Wird über den Beamten von der Disziplinarkommission eine Disziplinarstrafe
verhängt, so ist im Erkenntnis auszusprechen, ob und inwieweit er mit Rücksicht auf
den von ihm verursachten Verfahrensaufwand, seine persönlichen Verhältnisse und
seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit die Kosten des Verfahrens zu ersetzen hat;
dasselbe gilt, wenn im Schuldspruch von der Verhängung einer Disziplinarstrafe ab­
gesehen wird. Die aus der Beiziehung eines Verteidigers erwachsenden Kosten hat
in allen Fällen der Beamte zu tragen.

(3) Hinsichtlich der Gebühren der Zeugen, Sachverständigen und Dolmetscher ist
das Gebührenanspruchsgesetz 1975, BGBI.Nr. 136, sinngemäß anzuwenden.

§ 134
Einstellung des Disziplinarverfahrens

(1) Das Disziplinarverfahren ist mit Bescheid einzustellen, wenn

1. der Beschuldigte die ihm zur Last gelegte Dienstpflichtverletzung nicht begangen
hat oder Umstände vorliegen, die die Strafbarkeit ausschließen,

2. die dem Beschuldigten zur Last gelegte Tat nicht erwiesen werden kann oder kei­
ne Dienstpflichtverletzung darstellt,

3. Umstände vorliegen, die die Verfolgung ausschließen, oder
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4. die Schuld des Beschuldigten gering ist, die Tat keine oder nur unbedeutende Fol­
gen nach sich gezogen hat und überdies eine Bestrafung nicht geboten ist, um
den Beschuldigten von der Verletzung der Dienstpflichten abzuhalten oder der
Verletzung von Dienstpflichten durch andere Beamte entgegenzuwirken.

(2) Das Disziplinarverfahren gilt als eingestellt, wenn das öffentlich-rechtliche
Dienstverhältnis des Beschuldigten endet.

§ 135
Entscheidungspflicht

Im Falle der Verletzung der Entscheidungspflicht durch die Disziplinaroberkommissi­
on ist § 73 Abs. 2 und 3 AVG nicht anzuwenden.

§ 136
Abgabenfreiheit

Schriften und Amtshandlungen auf Grund dieses Abschnittes sind von der Entrich­
tung bundesgesetzlich geregelter Abgaben und Gebühren befreit.

§ 137
Auswirkungen von Disziplinarverfahren

(1) Eine Dienstpflichtverletzung darf über eine Disziplinarstrafe hinaus zu keinen
dienstlichen Nachteilen führen.

(2) Hat der Beamte innerhalb von drei Jahren nach Rechtskraft der Disziplinarver­
fügung oder des Disziplinarerkenntnisses keine Dienstpflichtverletzung begangen, so
darf die erfolgte Bestrafung in einem weiteren Disziplinarverfahren nicht berücksich­
tigt werden.

§ 138
Aufbewahrung der Akten

Nach endgültigem Abschluß des Disziplinarverfahrens sind die Akten unter Ver­
schluß aufzubewahren.

§ 139
Einleitung des Verfahrens vor der Disziplinarkommission

(1) Der Senatsvorsitzende hat nach Einlangen der Disziplinaranzeige den Diszipli­
narsenat zur Entscheidung darüber einzuberufen, ob ein Disziplinarverfahren
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durchzuführen ist. Notwendige Ermittlungen sind von der Dienstbehörde im Auftrag
des Senatsvorsitzenden durchzuführen.

(2) Hat die Disziplinarkommission die Durchführung eines Disziplinarverfahrens be­
schlossen, so ist dieser Beschluß dem beschuldigten Beamten, dem Disziplinaran­
walt und der Dienstbehörde zuzustellen. Gegen die Einleitung des Disziplinarverfah­
rens ist kein Rechtsmittel zulässig.

(3) Sind in anderen Rechtsvorschriften an die Einleitung des Disziplinarverfahrens
Rechtsfolgen geknüpft, so treten diese nur im Falle des Beschlusses der Disziplinar­
kommission, ein Disziplinarverfahren durchzuführen, und im Falle der (vorläufigen)
Suspendierung ein.

§ 140
Verhandlungsbeschluß und mündliche Verhandlung

(1) Ist nach Durchführung der notwendigen Ermittlungen der Sachverhalt ausrei­
chend geklärt, so hat die Disziplinarkommission die mündliche Verhandlung anzube­
raumen (Verhandlungsbeschluß) und zu dieser die Parteien sowie die in Betracht
kommenden Zeugen und Sachverständigen zu laden. Die mündliche Verhandlung ist
so anzuberaumen, daß zwischen ihr und der Zustellung des Beschlusses ein Zeit­
raum von mindestens zwei Wochen liegt.

(2) Im Verhandlungsbeschluß sind die Anschuldigungspunkte bestimmt anzufüh­
ren. Gegen den Verhandlungsbeschluß ist kein Rechtsmittel zulässig.

(3) Im Verhandlungsbeschluß ist dem Beschuldigten die Zusammensetzung des
Senates einschließlich der Ersatzmitglieder bekanntzugeben. Der Beschuldigte hat
das Recht, binnen einer Woche nach Zustellung des Verhandlungsbeschlusses ein
Mitglied des Senates ohne Angabe von Gründen abzulehnen. Auf Verlangen des Be­
schuldigten dürfen bei der mündlichen Verhandlung bis zu drei Beamte als Vertrau­
enspersonen anwesend sein. Die mündliche Verhandlung ist ansonsten nicht öffent­
lich.

(4) Die Beratungen und Abstimmungen des Senates sind vertraulich.

(5) Die mündliche Verhandlung hat mit der Verlesung des Verhandlungsbeschlus­
ses zu beginnen. Sodann ist der Beschuldigte zu vernehmen.

(6) Nach der Vernehmung des Beschuldigten sind die Beweise in der vom Vorsit­
zenden bestimmten Reihenfolge aufzunehmen. Die Parteien haben das Recht, Be­
weisanträge zu stellen. Über die Berücksichtigung dieser Anträge hat der Vorsitzen­
de zu entscheiden; die übrigen Mitglieder des Senates haben jedoch das Recht, eine
Beschlußfassung des Senates über die Berücksichtigung der Beweisanträge zu ver­
langen. Gegen die Entscheidung des Vorsitzenden und die des Senates ist kein ab­
gesondertes Rechtsmittel zulässig.
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(7) Der Beschuldigte darf zur Beantwortung der an ihn gestellten Fragen nicht ge­
zwungen werden.

(8) Erfordert der Gang der Beweisaufnahme eine Unterbrechung der mündlichen
Verhandlung, so hat hierüber der Senat nach Beratung zu beschließen.

(9) Nach Abschluß des Beweisverfahrens ist dem Disziplinaranwalt das Wort zu er­
teilen. Der Disziplinaranwalt hat hierauf die Ergebnisse der Beweisführung zusam­
menzufassen sowie seine Anträge zu stellen und zu begründen.

(10) Nach dem Disziplinaranwalt ist dem Beschuldigten das Wort zu erteilen. Erwi­
dert der Disziplinaranwalt hierauf etwas, so hat der Beschuldigte jedenfalls das
Schlußwort.

(11) Nach Schluß der mündlichen Verhandlung hat sich der Senat zur Beratung
zurückzuziehen.

(12) Unmittelbar nach dem Beschluß des Senates ist das Erkenntnis samt den we­
sentlichen Gründen mündlich zu verkünden.

(13) Über die mündliche Verhandlung ist eine vom Vorsitzenden und vom Schrift­
führer zu unterfertigende Verhandlungsschrift aufzunehmen. Sie ist vor der Beratung
des Senates zu verlesen, wenn die Parteien nicht darauf verzichtet haben. Wird ge­
gen die Aufnahme der Verhandlungsschrift in Kurzschrift oder auf Schallträger kein
Einwand erhoben, so ist dies zulässig. Vor der Beratung des Senates ist die in Kurz­
schrift aufgenommene Verhandlungsschrift zu verlesen oder es ist die Aufnahme des
Schallträgers wiederzugeben, wenn die Parteien nicht darauf verzichtet haben. Auf­
nahmen in Kurzschrift oder auf Schallträger sind binnen einer Woche in Vollschrift
zu übertragen. Der Schallträger ist mindestens drei Monate ab der Übertragung
aufzubewahren.

(14) Einwendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der
Verhandlungsschrift sind bis spätestens unmittelbar nach der Verlesung (Wiederga­
be) zu erheben. Wenn den Einwendungen nicht Rechnung getragen wird, sind diese
in die Verhandlungsschrift als Nachtrag aufzunehmen. Die Verkündung des Erkennt­
nisses gemäß Abs. 12 ist am Ende der Verhandlungsschrift zu protokollieren. Auf die
Verhandlungsschrift ist § 14 Abs. 3, 4 letzter Satz und 5 AVG nicht anzuwenden.

(15) Über die Beratungen des Senates ist ein Beratungsprotokoll aufzunehmen,
das vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterfertigen ist.

§ 141
Wiederholung der mündlichen Verhandlung

Der Vorsitzende ist berechtigt, bei Vorliegen besonderer Gründe die mündliche Ver­
handlung zu unterbrechen oder zu vertagen. Wurde die Verhandlung vertagt, so hat
der Vorsitzende bei der Wiederaufnahme der Verhandlung die wesentlichen Vorgän­
ge der vertagten Verhandlungen nach dem Protokoll und den sonst zu
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berücksichtigenden Akten mündlich vorzutragen. Die Verhandlung ist jedoch zu wie­
derholen, wenn sich die Zusammensetzung des Senates geändert hat oder seit der
Vertagung mehr als sechs Monate verstrichen sind.

§ 142
Absehen von der mündlichen Verhandlung

(1) Die mündliche Verhandlung vor dem Disziplinarsenat kann ungeachtet eines
Parteienantrages in Abwesenheit des Beschuldigten durchgeführt werden, wenn

1. der Beschuldigte trotz ordnungsgemäß zugestellter Ladung nicht zur mündlichen
Verhandlung erschienen ist, sofern er nachweislich auf diese Säumnisfolge hinge­
wiesen worden ist, oder

2. der Sachverhalt nach der Aktenlage oder infolge Bindung an die dem Spruch ei­
nes rechtskräftigen Urteils eines Strafgerichtes oder eines Straferkenntnisses ei­
nes unabhängigen Verwaltungssenats zugrunde gelegte Tatsachenfeststellung
hinreichend geklärt ist.

(2) Von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor der Disziplinarober­
kommission kann ungeachtet eines Parteienantrages Abstand genommen werden,
wenn

1. die Berufung zurückzuweisen ist,
2. die Angelegenheit an die erste Instanz zu verweisen ist,
3. ausschließlich über eine Berufung gegen die Auferlegung eines Kostenersatzes zu

entscheiden ist oder
4. sich die Berufung ausschließlich gegen die Strafbemessung richtet.

(3) In den Fällen des Abs. 1 ist vor schriftlicher Erlassung des Diesziplinarerkennt­
nisses dem Beschuldigten Gelegenheit zu geben, von dem Ergebnis der Beweis­
aufnahme Kenntnis und dazu Stellung zu nehmen.

§ 143
Disziplinarerkenntnis

(1) Die Disziplinarkommission hat bei der Beschlußfassung über das Disziplinarer­
kenntnis nur auf das, was in der mündlichen Verhandlung vorgekommen ist, sowie
auf eine allfällige Stellungnahme des Beschuldigten gemäß § 142 Abs. 3 Rücksicht
zu nehmen. Dies gilt auch für die Disziplinaroberkommission, wenn eine mündliche
Verhandlung durchgeführt worden ist.

(2) Das Disziplinarerkenntnis hat auf Schuldspruch oder Freispruch zu lauten und
im Falle eines Schuldspruches, sofern nicht nach § 114 Abs. 3 oder § 131 von einem
Strafausspruch abgesehen wird, die Strafe festzusetzen.
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(3) Eine schriftliche Ausfertigung des Disziplinarerkenntnisses ist den Parteien
längstens innerhalb von zwei Wochen zuzustellen und der Dienstbehörde unverzüg­
lich zu übermitteln.

(4) Das Disziplinarerkenntnis der Disziplinaroberkommission wird für jede Partei mit
der mündlichen Verkündung, wenn aber von einer mündlichen Verhandlung abgese­
hen wurde, mit der an die Partei erfolgten Zustellung rechtswirksam.

§ 144
Ratenbewilligung

(1) Bei der Hereinbringung einer Geldstrafe oder einer Geldbuße ist auf die per­
sönlichen Verhältnisse und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Beamten Be­
dacht zu nehmen.

(2) Die Disziplinarkommission darf die Abstattung einer Geldstrafe oder einer Geld­
buße in höchstens 36 Monatsraten bewilligen. Die Geldstrafen und Geldbußen sind
erforderlichenfalls hereinzubringen:

1. bei Beamten des Dienststandes durch Abzug vom Monatsbezug und
2. bei Beamten des Ruhestandes durch Abzug vom Ruhebezug.

(3) Die eingegangenen Geldstrafen und Geldbußen fließen dem Land zu.

§ 145
Mitteilungen an die Öffentlichkeit

(1) Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den Inhalt der mündlichen Verhandlung
sind untersagt. Der Beamte, auf den sich das Disziplinarverfahren bezogen hat, und
dessen Hinterbliebene dürfen den Inhalt eines rechtskräftigen Disziplinarerkenntnis­
ses insoweit veröffentlichen, als eine solche Veröffentlichung von der Disziplinarkom­
mission im Spruch des Disziplinarerkenntnisses nicht deshalb ausgeschlossen wird,
weil es der Verschwiegenheit unterliegt. Hat die Dienstbehörde gemäß § 126 Abs. 2
von einer Ahndung, von der Erlassung einer Disziplinarverfügung oder der Weiterlei­
tung der Disziplinaranzeige abgesehen oder hat die Disziplinarkommission das bei
ihr anhängige Verfahren eingestellt, so darf der Beamte oder dessen Hinterbliebene
diese Tatsache ebenfalls veröffentlichen.

(2) Rechtskräftige Entscheidungen der Disziplinaroberkommission dürfen in anony­
misierter Form veröffentlicht werden.
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§ 146
Berufung des Beschuldigten

Auf Grund einer vom Beschuldigten erhobenen Berufung darf das Disziplinarerkennt­
nis nicht zu seinen Ungunsten abgeändert werden.

§ 147
Vollzug des Disziplinarerkenntnisses

(1) Der Vorsitzende hat nach Eintritt der Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses
den Vollzug der Disziplinarstrafe durch die zuständige Dienstbehörde zu veran­
lassen.

(2) Im Falle des Todes des Beamten oder des Austrittes aus dem Dienstverhältnis
erlischt die Vollziehbarkeit der Disziplinarstrafe.

§ 148
Disziplinarverfügung

Hat der Beamte vor dem Dienstvorgesetzten oder vor der Dienstbehörde eine Dienst­
pflichtverletzung gestanden, so kann die Dienstbehörde hinsichtlich dieser Dienst­
pflichtverletzung ohne weiteres Verfahren schriftlich eine Disziplinarverfügung erlas­
sen. Die Disziplinarverfügung ist auch dem Disziplinaranwalt zuzustellen. In der Dis­
ziplinarverfügung darf nur der Verweis ausgesprochen oder eine Geldbuße bis zur
Höhe von 10 % des Monatsbezuges - unter Ausschluß der Kinderzulage -, auf den
der Beamte im Zeitpunkt der Erlassung der Disziplinarverfügung Anspruch hat, ver­
hängt werden.

§ 149
Einspruch

Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können gegen die Disziplinarverfügung
innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung Einspruch erheben. Der rechtzeitige
Einspruch setzt die Disziplinarverfügung außer Kraft; die Disziplinarkommission hat
zu entscheiden, ob ein Verfahren einzuleiten ist.

§ 150

Verantwortung von Beamten des Ruhestandes

Beamte des Ruhestandes sind nach den Bestimmungen dieses Gesetzes wegen ei­
ner im Dienststand begangenen Dienstpflichtverletzung oder wegen gröblicher Ver­
letzung der ihnen im Ruhestand obliegenden Verpflichtungen zur Verantwortung zu
ziehen.
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§ 151
Disziplinarstrafen

Disziplinarstrafen für Beamte des Ruhestandes sind

1. der Verweis,
2. die Geldstrafe bis zur Höhe von fünf Ruhebezügen, unter Ausschluß der Kinder­

zulage,
3. der Verlust aller aus dem Dienstverhältnis erfließenden Rechte und Ansprüche.

§ 152
Zuständigkeit

Zur Durchführung des Disziplinarverfahrens ist die Disziplinarkommission zuständig,
die im Zeitpunkt des Ausscheidens des Beschuldigten aus dem Dienststand zustän­
dig war.

2.HAUPTSTÜCK

Besondere Bestimmungen

1. Abschnitt
Lehrer

§ 153
Ernennungserfordernisse

Eine Berufspraxis, die im Zusammenhang mit einer abgeschlossenen schulmäßigen
Ausbildung oder einer sonstigen Berufsausbildung für Lehrer vorgeschrieben ist, ist ­
soweit die Anlage 1 nicht anders bestimmt - nach Abschluß der vorgeschriebenen
Ausbildung zurückzulegen.

§ 154
Schulfeste Stellen

(1) Schulfeste Stellen sind die Planstellen eines Direktors, Direktorstellvertreters,
Abteilungsleiters, Abteilungsvorstandes, Fachvorstandes und Erziehungsleiters.

(2) Von den sonstigen Planstellen für Lehrer ist mindestens die Hälfte jener Plan­
stellen als schulfest zu erklären, deren dauernder Bestand bei Berücksichtigung der
voraussichtlichen Schülerzahlen und der Pflichtgegenstände an den betreffenden
Schulen gesichert ist.
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(3) Die gemäß Abs. 2 erklärte Schulfestigkeit darf nur bei wesentlicher Änderung
der maßgebenden Umstände aufgehoben werden.

(4) Die Erklärung und Aufhebung der Schulfestigkeit obliegt der Dienstbehörde.

(5) Die Erklärung und Aufhebung der Schulfestigkeit sind im Landesamtsblatt für
das Burgenland kundzumachen.

§ 155
Versetzung des Inhabers einer schulfesten Stelle

Der Inhaber einer schulfesten Stelle kann unter Bedachtnahme auf § 39 nur

1. mit seiner Zustimmung,
2. im Falle einer Verwendungsbeschränkung gemäß § 44 Abs. 2,
3. bei Aufhebung der Schulfestigkeit,
4. bei Auflassung der Planstelle oder
5. im Falle des durch Disziplinarerkenntnis ausgesprochenen Verlustes der aus der

Innehabung einer schulfesten Stelle erfließenden Rechte
an eine andere Schule versetzt werden.

§ 156
Verleihung schulfester Stellen

(1) Schulfeste Stellen gemäß § 154 Abs. 1 werden mit der Ernennung auf die be­
treffenden Planstellen besetzt. Sonstige Schulfeste Stellen sind nach Maßgabe der
folgenden Absätze zu verleihen.

(2) Schulfeste Stellen dürfen nur Lehrern im definitiven Dienstverhältnis verliehen
werden, die die Lehrbefähigung für die betreffende Stelle besitzen.

(3) Schulfeste Stellen sind - ausgenommen im Falle des Diensttausches von Inha­
bern solcher Stellen - im Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren zu besetzen.

(4) Die freigewordenen schulfesten Stellen sind ehestens, längstens jedoch inner­
halb von sechs Monaten nach Freiwerden im Landesamtsblatt für das Burgenland
auszuschreiben. Unter freigewordenen, schulfesten Stellen sind auch solche zu ver­
stehen, deren Inhaber die aus der Innehabung einer schulfesten Stelle erfließenden
Rechte auf Grund eines Disziplinarerkenntnisses verloren haben.

(5) Die Bewerbungsgesuche sind innerhalb eines Monates nach dem Ausschrei­
bungstag im Dienstweg einzureichen. Die Zeit der Hauptferien ist in diese Frist nicht
einzurechnen. Nicht rechtzeitig eingereichte Bewerbungsgesuche gelten als nicht
eingebracht.

(6) Die Verleihung der schulfesten Stellen obliegt der Dienstbehörde. Bei der Aus­
wahl aus den Bewerbern ist zunächst auf die Leistungsfeststellung, ferner auf die
Rücksichtswürdigkeit der Bewerber im Hinblick auf ihre sozialen Verhältnisse
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Bedacht zu nehmen. Lehrer, die ihre schulfeste Stelle durch Auflassung der Planstel­
le verloren haben, sind bevorzugt zu reihen. Bei weniger als drei geeigneten Bewer­
bern kann eine neuerliche Ausschreibung vorgenommen werden.

(7) Unterbleibt die Verleihung der ausgeschriebenen schulfesten Stellen, so ist die­
se Stelle bis zur ordnungsgemäßen Besetzung im Bewerbungsverfahren weiterhin
auszuschreiben.

§ 157
Vorübergehende Verwendung bei einer Dienststelle

der Verwaltung

(1) Der Lehrer kann bei Bedarf mit seiner Zustimmung unter Freistellung von der
Unterrichtserteilung einer Dienststelle der Landesverwaltung vorübergehend zur
Dienstleistung zugewiesen werden.

(2) Der Zustimmung des Lehrers bedarf es nicht, wenn die vorübergehende Ver­
wendung bei einer Dienststelle der Schulverwaltung und für einen Zeitraum erfolgt, in
dem der Lehrer auf Grund eines amtsärztlichen Zeugnisses wegen seines gesund­
heitlichen oder die Gesundheit der Schüler gefährdenden Zustandes zwar für den
Schuldienst, nicht aber für den Verwaltungsdienst ungeeignet ist.

(3) Der Lehrer unterliegt für die Dauer einer solchen Verwendung, soweit sie nicht
in der Ausübung des Lehramtes besteht, den für die Beamten dieser Dienststelle gel­
tenden Bestimmungen über die dienstliche Tätigkeit, die Pflichten, die Feiertagsruhe
und den Urlaub.

§ 158
Zusätzliche Verwendung an einer anderen Schule

Der Lehrer kann aus wichtigen dienstlichen Gründen im Auftrag der Dienstbehörde
vorübergehend auch an einer anderen Schule verwendet werden.

§ 159
Lehramtliche Pflichten

Der Lehrer ist zur Erteilung regelmäßigen Unterrichtes (Lehrverpflichtung) sowie zur
genauen Erfüllung der sonstigen aus seiner lehramtlichen Stellung sich ergebenden
Obliegenheiten verpflichtet und hat die vorgeschriebene Unterrichtszeit einzuhalten.
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§ 160
Lehrverpflichtung

(1) Das Ausmaß der dem Lehrer obliegenden Lehrverpflichtung richtet sich nach
dem Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz, BGBI.Nr. 244/1965.

(2) Die §§ 50 bis 60 (Dienstzeit) sind auf Lehrer nicht anzuwenden.

§ 161
Herabsetzung der Lehrverpflichtung

(1) Die §§ 61 bis 64 sind auf Lehrer mit den Abweichungen anzuwenden, die sich
aus den Abs. 2 bis 7 ergeben.

(2) Abweichend vom § 61 Abs. 2 ist das Ausmaß der Herabsetzung der Lehrver­
pflichtung so festzulegen, daß die verbleibende Unterrichtstätigkeit ganze Unter­
richtsstunden umfaßt. Die verbleibende Lehrverpflichtung darf nicht unter 10 und
muß unter 20 Werteinheiten liegen.

(3) Die Zeit der Herabsetzung der Lehrverpflichtung endet unbeschadet des § 64
mit Ablauf des Schuljahres, in dem oder mit dessen Beginn die im § 61 Abs. 3 oder
im § 62 Abs. 2 festgelegte Frist abläuft. Dies gilt jedoch nicht für solche Zeiträume,
an die ohne Unterbrechung ein weiterer Zeitraum der Herabsetzung der Lehrver­
pflichtung nach den §§ 61 oder 62 anschließt.

(4) Zeiträume nach § 61 Abs. 3, um die infolge der Anwendung des Abs. 3 Jahres­
fristen überschritten werden, sind auf den im § 61 Abs. 3 angeführten Gesamtzeit­
raum anzurechnen. Soweit es die Einhaltung des Abs. 3 erfordert, ist eine Über­
schreitung dieses Gesamtzeitraumes um höchstens ein Jahr zulässig.

(5) Die Verpflichtung des Lehrers zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen
wird durch § 63 nicht berührt.

(6) § 63 Abs. 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle von ganzen
Stunden ganze Unterrichtsstunden treten.

(7) § 63 Abs. 3 ist auf Lehrer nicht anzuwenden. Lehrer mit einem geringeren Be­
schäftigungsausmaß sollen jedoch - wenn sie nicht selbst eine häufigere Heranzie­
hung wünschen - nach Möglichkeit nur in einem geringeren Ausmaß zu Dienstlei­
stungen über die für sie maßgebende Lehrverpflichtung hinaus herangezogen wer­
den als Lehrer mit einem höheren Beschäftigungsausmaß.

(8) Eine Anwendung des § 64 Abs. 1 ist in den letzten vier Monaten des Schuljah­
res ausgeschlossen.

(9) Auf Lehrer, die die Funktion eines Direktors, eines Direktorstellvertreters, eines
Abteilungsleiters oder eines Abteilungsvorstandes ausüben oder mit einer Schulauf­
sichtsfunktion betraut sind, sind die §§ 61 bis 64 nicht anzuwenden.

Seite 78



§ 162
Meldepflichten

§ 67 ist auf Lehrer mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Aufenthaltnahme außer­
halb des Wohnsitzes, wenn der Lehrer gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist, und
die Adresse, unter der dem beurlaubten Lehrer im kürzesten Wege amtliche Verstän­
digungen zukommen können, der unmittelbar vorgesetzten Dienststelle zu melden
sind. Der während der Schulferien beurlaubte Lehrer hat die Adresse, unter der ihm
im kürzesten Wege amtliche Verständigungen zukommen können, nur für die Zeit
der Hauptferien zu melden. Leiter haben diese Meldung auch für die Zeit der Weih­
nachts-, Semester- und Osterferien zu erstatten.

§ 163
Amtstitel

(1) Für die Lehrer sind folgende Amtstitel vorgesehen:

Verwendungs- Amtstitel
gruppe(n) in den Gehaltsstufen 1 bis 9 ab der Gehaltsstufe 10

L PA, L 1 Professor

je nach Verwendung

L2 Berufsschullehrer Berufsschuloberlehrer
Erzieher Obererzieher
Fachlehrer Fachoberlehrer

L3 Lehrer für (unter Hinzufügen Oberlehrer für (unter Hinzu-
des Unterrichtsgegenstandes) fügung des Unterrichtsgegen-

standes)

(2) Für die Lehrer sind abweichend vom Abs. 1 folgende Amtstitel vorgesehen:

für den Amtstitel

Leiter einer Schule Direktor

Vorstand einer Abteilung einer Lehranstalt Abteilungsvorstand
im Sinne schulrechtlicher Vorschriften

Fachvorstand im Sinne Fachvorstand
schulrechtlicher Vorschriften

§ 164
Ferien und Urlaub

(1) Lehrer, die einer Anstaltsleitung unmittelbar unterstehen, dürfen sich, soweit
nicht besondere Verpflichtungen (Vertretungen des Direktors, Abhaltung von
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Prüfungen u. dgl.) entgegenstehen, während der Hauptferien von dem Ort ihrer Lehr­
tätigkeit entfernen.

(2) Während der sonstigen Ferien haben die Lehrer gegen Meldung bei der An­
staltsleitung die Befugnis zur Entfernung vom Dienstort, wenn nicht besondere
dienstliche Verhältnisse Ihre Anwesenheit an der Schule erfordern.

(3) Direktoren (Leiter) von Anstalten haben, wenn für die klaglose Erledigung drin­
gender Amtsgeschäfte vorgesorgt ist und nicht besondere dienstliche Rücksichten
die persönliche Anwesenheit des Direktors (Leiters) in seinem Dienstort erfordern,
Anspruch auf einen Urlaub während der Hauptferien, der erst nach Abwicklung der
Schlußgeschäfte beginnt und fünf Tage vor Anfang des folgenden Schuljahres endet.

(4) Der Lehrer kann aus wichtigen dienstlichen Gründen während eines Ferienur­
laubes zur Dienstleistung zurückberufen werden. In diesem Falle ist ihm, sobald es
der Dienst gestattet, die Fortsetzung des Ferienurlaubes zu ermöglichen.

(5) Die §§ 80 bis 88, § 95 Abs. 1, § 95 Abs. 2 (soweit es die Verhinderung des Ur­
laubsantrittes betrifft) und § 95 sind auf Lehrer nicht anzuwenden. Soweit § 95 Abs. 2
die Unterbrechung des Erholungsurlaubes betrifft, ist er auf Lehrer mit der Abwei­
chung anzuwenden, daß an die Stelle des Erholungsurlaubes die Schulferien treten.

(6) § 94 ist auf Lehrer mit folgenden Abweichungen anzuwenden:

1. Pflegefreistellung ist in vollen Unterrichtsstunden zu verbrauchen.
2. Durch den Verbrauch

a) der Pflegefreistellung nach § 94 Abs. 1 dürfen je Schuljahr nicht mehr als 20
Wochenstunden,

b) der Pflegefreistellung nach § 94 Abs. 4 dürfen je Schuljahr nicht mehr als 20
weitere Wochenstunden

im Sinne des § 2 Abs. 1 erster Satz Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz an
Dienstleistung entfallen.

3. Diese Zahl vermindert sich entsprechend, wenn die Wochendienstzeit des Lehrers
herabgesetzt oder ermäßigt ist. Die Zahl erhöht sich entsprechend, wenn das Aus­
maß der Lehrverpflichtung aus den im § 61 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 an­
geführten Gründen überschritten wird.

4. Entfallen durch die Pflegefreistellung Zeiten einer Verwaltungstätigkeit, die in die
Lehrverpflichtung einzurechnen ist, so ist jede Stunde als halbe Wochenstunde
auf die Höchstdauer nach den Z 2 und 3 anzurechnen.

5. Bei der Anwendung des § 94 Abs. 6 erster Satz und Abs. 7 tritt an die Stelle des
Kalenderjahres das Schuljahr.

6. § 94 Abs. 6 zweiter Satz und Abs. 8 ist nicht anzuwenden.

§ 165
Leistungsfeststellung

Die Bestimmungen über die Leistungsfeststellung sind auf Lehrer mit der Abwei­
chung anzuwenden, daß
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1. an die Stelle des Kalenderjahres das Schuljahr und an die Stelle des Monates Jän­
ner der Monat Oktober treten,

2. eine Leistungsfeststellung nach § 99 Abs. 1 Z1 oder 2 abweichend vom § 101 Abs.
1 auch dann zulässig ist, wenn sie - unter Berücksichtigung der geübten Verlei­
hungspraxis - Einfluß auf eine bevorstehende mögliche Verleihung einer schulfe­
sten Stelle haben kann; § 101 Abs. 2 und 3 ist anzuwenden.

§ 166
Disziplinarrecht

Im Falle eines Schuldspruches hat das Erkenntnis den Verlust der aus der Inneha­
bung einer schulfesten Stelle erfließenden Rechte auszusprechen, sofern dies aus
dienstlichen Interessen geboten erscheint.

2. Abschnitt
Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates

§ 167
Begriffsbestimmung

Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates im Sinne dieses Gesetzes sind
die von der Landesregierung gemäß Art. 129b Abs. 1 B-VG ernannten Personen. Es
sind dies

1. der Vorsitzende,
2. der Stellvertretende Vorsitzende,
3. die sonstigen Mitglieder.

§ 168
Ernennungserfordernisse

(1) Zu Mitgliedern des Unabhängigen Verwaltungssenates können nur Personen
ernannt werden, die

1. das aktive Wahlrecht zum Nationalrat besitzen,
2. die körperliche und geistige Eignung für die Tätigkeit als Mitglied des Unabhängi­

gen Verwaltungssenates aufweisen,
3. das rechtswissenschaftliche Diplomstudium nach dem Bundesgesetz über das

Studium der Rechtswissenschaften, BGBI.Nr. 140/1978, oder die rechts- und
staatswissenschaftlichen Studien nach der juristischen Studien- und Staatsprü­
fungsordnung, StGBI.Nr. 164/1945, zurückgelegt haben,
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4. eine für den rechtskundigen Verwaltungsdienst vorgesehene Dienstprüfung oder
eine sonst für die Ausübung eines Rechtsberufs anerkannte staatliche Prüfung er­
folgreich abgelegt haben oder eine solchen Prüfungen gleichzuhaltende Qualifika­
tion aufweisen,

5. mindestens fünf Jahre einen Beruf ausgeübt haben, für den die Vollendung des
rechtswissenschaftlichen Studiums Voraussetzung ist und

6. jene Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet des Verwaltungsrechtes nach­
weisen, die für die Tätigkeit eines Mitgliedes des Unabhängigen Verwaltungssena­
tes erforderlich sind.

(2) Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung, Mitglieder des Na­
tionalrates, des Bundesrates oder eines Landtages, Staatssekretäre, der Präsident
des Rechnungshofes, Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes oder des Verwal­
tungsgerichtshofes sowie Mitglieder der Volksanwaltschaft dürfen dem Unabhängi­
gen Verwaltungssenat nicht angehören.

§ 169
Ernennung

(1) Durch die Ernennung einer Person, die nicht bereits Landesbeamter ist, zum
Mitglied des Unabhängigen Verwaltungssenates wird ein definitives öffentlich-rechtli­
ches Dienstverhältnis zum Land Burgenland begründet.

(2) Bei einem in einem provisorischen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum
Land stehenden Bediensteten tritt mit der Ernennung zum Mitglied des Unabhängi­
gen Verwaltungssenates eine Änderung in bezug auf sein öffentlich-rechliches
Dienstverhältnis zum Land Burgenland nur insoweit ein, als das Dienstverhältnis mit
Wirksamkeit der Ernennung definitiv ist.

(3) Bei einem in einem definitiven öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Land
stehenden Bediensteten tritt mit der Ernennung zum Mitglied des Unabhängigen Ver­
waltungssenates eine Änderung in bezug auf sein öffentlich-rechtliches Dienstver­
hältnis zum Land Burgenland nicht ein.

(4) § 4 ist auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates nicht anzu­
wenden. § 6 Abs. 1 ist auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates mit
der Maßgabe anzuwenden, daß im Bescheid über die Ernennung zum Mitglied des
Unabhängigen Verwaltungssenates auch die Funktion im Unabhängigen Verwal­
tungssenat (§ 167) und der Tag des Ablaufes der Bestellungsdauer anzuführen sind.
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§ 170
Unabhängigkeit

(1) Die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates sind bei Besorgung der
ihnen nach Art. 129a und 129b B-VG zukommenden Aufgaben unabhängig und an
keine Weisungen gebunden. Sie dürfen für die Dauer ihres Amtes keine Tätigkeit
ausüben, die Zweifel an der unabhängigen Ausübung ihres Amtes hervorrufen
könnte.

(2) § 46 gilt nur insoweit, als nicht der Abs. 1 für die Mitglieder des Unabhängigen
Verwaltungssenates Weisungsfreiheit bestimmt.

§ 171
Provisorisches und definitives Dienstverhältnis

Die §§ 11 bis 13 sind auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates nicht
anzuwenden.

§ 172
Übertritt und Versetzung in den Ruhestand

(1) Die §§ 14 bis 16 sind auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates
nicht anzuwenden.

(2) § 15 ist nach Beendigung der Mitgliedschaft beim Unabhängigen Verwaltungs­
senat auf Dienstverhältnisse zum Land auch hinsichtlich jener Sachverhalte anzu­
wenden, die sich während der Mitgliedschaft ereignet haben.

(3) Die Erklärung gemäß § 16 kann bereits vor dem Ende des Amtes (§ 5 Abs. 2 lit.
a und b des Gesetzes über den Unabhängigen Verwaltungssenat Burgenland) abge­
geben werden.

§ 173
Auflösung des Dienstverhältnisses

(1) § 21 Abs. 1 ist auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates nicht
anzuwenden.

(2) § 21 Abs. 1 Z 5 und 6 sind nach Beendigung der Mitgliedschaft beim Unabhän­
gigen Verwaltungssenat auf Dienstverhältnisse zum Land auch hinsichtlich jener
Sachverhalte anzuwenden, die sich während der Mitgliedschaft ereignet haben.
Ebenso ist § 21 Abs. 1 Z 3 und 4 nach Beendigung der Mitgliedschaft beim Unabhän­
gigen Verwaltungssenat auf Dienstverhältnisse zum Land hinsichtlich jener Sachver­
halte anzuwenden, welche zur Enthebung vom Amt nach § 5 Abs. 4 lit. c oder d des
Gesetzes über den Unabhänigen Verwaltungssenat Burgenland geführt haben.
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§ 174
Austritt und Entlassung

(1) Die §§ 22 und 23 sind auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssena­
tes nicht anzuwenden.

(2) Die Erklärung gemäß § 22 kann bereits vor dem Ende des Amtes (§ 5 Abs. 2 lit.
a und b des Gesetzes über den Unabhängigen Verwaltungssenat Burgenland) abge­
geben werden.

§ 175
Dienstliche Ausbildung

(1) Die §§ 24 bis 36 sind auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates
nicht anzuwenden.

(2) Personen, die das Amt eines Mitgliedes des Unabhängigen Verwaltungssena­
tes anstreben, sind zu Dienstprüfungen zuzulassen, wenn sie die Ernennungserfor­
dernisse gemäß § 168 Abs. 1 Z. 1-4 und 6 erfüllen.

§ 176
Versetzung, Dienstzuteilung, Entsendung, Verwendungsänderung

Die §§ 39 bis 42 sind auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates nicht
anzuwenden.

§ 177
Leistungsfeststellung

Die §§ 99 bis 109 sind auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates
nicht anzuwenden.

§ 178
Disziplinarrecht

(1) Abweichend von § 115 sind für die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungs­
senates folgende Disziplinarbehörden eingerichtet:

1. die Vollversammlung des Unabhängigen Verwaltungssenates; diese ist zuständig
zur Suspendierung von Mitgliedern des Unabhängigen Verwaltungssenates;

2. die Disziplinarkommission (§ 116); diese ist zuständig zur Erlassung von Diszipli­
narerkenntnissen hinsichtlich der Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungs­
senates;

3. die Disziplinaroberkommission (§ 117); diese ist zuständig zur Entscheidung über
Berufungen gegen Erkenntnisse der Disziplinarkommission.
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Gegen die Entscheidungen der Vollversammlung des Unabhängigen Verwaltungsse­
nates und der Disziplinaroberkommission steht kein ordentliches Rechtsmittel zu.

(2) Die §§ 125 und 126 sind auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungsse­
nates mit der Abweichung anzuwenden, daß an die Stelle des Dienstvorgesetzten
die Vollversammlung des Unabhängigen Verwaltungssenates zu treten hat.

(3) Anstelle des § 128 gilt für die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssena­
tes folgendes:

1. Wird über das Mitglied des Unabhängigen Verwaltungssenates die Untersu­
chungshaft verhängt oder würden durch die Belassung des Mitgliedes im Dienst
wegen der Art der ihm zur Last gelegten Dienstpflichtverletzungen das Ansehen
des Unabhängigen Verwaltungssenates oder wesentliche Interessen des Dienstes
gefährdet, so hat die Vollversammlung des Unabhängigen Verwaltungssenates die
Suspendierung zu verfügen.

2. Jede Suspendierung hat die Kürzung des Monatsbezuges des Mitgliedes des Un­
abhängigen Verwaltungssenates - unter Ausschluß der Kinderzulage - auf zwei
Drittel für die Dauer der Suspendierung zur Folge. Die Vollversammlung des Un­
abhängigen Verwaltungssenates kann auf Antrag des Mitgliedes des Unabhängi­
gen Verwaltungssenates oder von Amts wegen die Kürzung vermindern oder auf­
heben, wenn und soweit dies zur Aufrechterhaltung des notwendigen Lebensun­
terhaltes des Mitgliedes und seiner Familienangehörigen, für die es sorgepflichtig
ist, unbedingt erforderlich ist.

3. Die Suspendierung endet spätestens mit dem rechtskräftigen Abschluß des Diszi­
plinarverfahrens. Fallen die Umstände, die für die Suspendierung des Mitgliedes
des Unabhängigen Verwaltungssenates maßgebend gewesen sind, vorher weg,
so ist die Suspendierung von der Vollversammlung des Unabhängigen Verwal­
tungssenates unverzüglich aufzuheben.

4. Gegen die Suspendierung und gegen die Entscheidung über die Verminderung
(Aufhebung) der Bezugskürzung ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

5. Wird die Bezugkürzung auf Antrag des Mitgliedes des Unabhängigen Verwal­
tungssenates vermindert oder aufgehoben, so wird diese Verfügung mit dem Tage
der AntragsteIlung wirksam.

(4) § 139 ist auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates mit folgen­
den Abweichungen anzuwenden:

1. Notwendige Ermittlungen sind von der Vollversammlung des Unabhängigen Ver­
waltungssenates über Ersuchen der Disziplinarkommission durchzuführen.

2. Der Einleitungsbeschluß der Disziplinarkommission ist auch der Vollversammlung
des Unabhängigen Verwaltungssenates zuzustellen.

(5) § 143 Abs. 3 ist auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates mit
der Abweichung anzuwenden, daß eine schriftliche Ausfertigung des Disziplinarer­
kenntnisses auch der Vollversammlung des Unabhängigen Verwaltungssenates un­
verzüglich zu übermitteln ist.
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(6) Die §§ 148 und 149 sind auf die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungsse­
nates nicht anzuwenden.

§ 179
Dienststellenleiter und Vorgesetzter

In bezug auf die anzuwendenden dienstrechtlichen Vorschriften gilt der Vorsitzende
des Unabhänigen Verwaltungssenates als Dienststellenleiter. Er übt die Dienstauf­
sicht über die übrigen Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates (Dienstvor­
gesetzter) und die Dienst- und Fachaufsicht über das sonstige Personal aus (Dienst­
und Fachvorgesetzter). Er ist Dienstbehörde im Sinne der §§ 48, 70, 71 und 73. Ge­
gen seine Entscheidung ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

3. HAUPTSTÜCK

Schlußteil

1. Abschnitt

§ 180
Aufhebung von Rechtsvorschriften

(1) (Verfassungsbestimmung) § 4 Abs. 5 und § 10 Abs. 2 des Landesbeamtenge­
setzes 1985, LGBI. Nr. 48, werden mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgeho­
ben.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird das Landesbeamtengesetz 1985,
LGBI. Nr. 48, nach Maßgabe folgender Bestimmungen aufgehoben:

1. § 1 erster Satz wird nicht aufgehoben.
2. § 2 wird nur soweit aufgehoben, als in ihm das Beamten-Dienstrechtsgesetz

-BDG1979, BGBI. Nr. 333, und seine Änderungen als auf die Landesbeamten
sinngemäß anwendbar erklärt werden.

3. § 14 Abs. 1 Z 1, 2, 4 und 5 und Abs. 2 wird nicht aufgehoben.

2. Abschnitt
Übergangsbestimmungen

§ 181
Emennungserfordemisse und Definitivstellungserfordernisse

(1) Die in der Anlage 2 angeführten Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften gelten
so lange als Landesgesetze weiter, bis die auf Grund des § 25 Abs. 4 für die
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betreffenden Verwendungen erlassenen Verordnungen in Kraft treten. Auf die in der
Anlage 2 angeführte Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften sind § 25 Abs. 6, § 26
Abs.1 und 3 und die §§ 29 bis 36 und 194 dieses Gesetzes anzuwenden.

(2) Mitglieder der Prüfungskommission, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes dieses Amt noch bekleiden, bleiben bis zum Ablauf ihrer Bestellungsperi­
ode oder bis zum Eintritt eines der im § 30 dieses Gesetzes angeführten Endigungs­
gründe, längstens aber bis zur Neuregelung der für die betreffende Verwendung in
der Anlage 2 angeführten Ausbildungs- bzw. Prüfungsvorschrift gemäß § 25 Abs. 4
dieses Gesetzes im Amt.

(3) Bei der Anwendung des § 34 Abs. 8 sind die bisherige und die entsprechende
neue Dienstprüfung als selbe Dienstprüfung anzusehen.

(4) Bis zum Inkrafttreten der für die betreffenden Verwendungen vorgesehenen
neuen Verordnungen nach § 25 Abs. 4 gelten noch folgende Erfordernisse:

1. im gehobenen sozialen Betreuungsdienst Ersatz der Dienstprüfung durch die Ab­
solvierung einer Akademie für Sozialarbeit, einer früheren Lehranstalt für gehobe­
ne Sozialberufe,

2. im Sozialfachdienst Ersatz

a) der Grundausbildung und
b) der nach Vollendung des 18. Lebensjahres im Dienst einer inländischen Ge­

bietskörperschaft zurückgelegten Verwendung, die zumindest dem Mittleren
Dienst entspricht, durch die erfolgreiche Absolvierung einer Fachschule für So­
zialarbeit (Fürsorgeschule).

§ 182
Nachweis der abgeschlossenen Hochschulbildung

(1) Der Nachweis der abgeschlossenen Hochschulbildung im Sinne der Anlage 1
ist bei Beamten, auf deren Hochschulstudium das Allgemeine Hochschul-Studienge­
setz, BGBI. Nr. 177/1996, und die nach ihm erlassenen besonderen Studiengesetze
nicht anzuwenden sind, wie folgt zu erbringen:

1. bei den rechts- und staatswissenschaftlichen Studien und bei den Studien an ei­
ner Hochschule technischer Richtung (Technische Hochschule, Montanistische
Hochschule, Hochschule für Bodenkultur) durch die erfolgreiche Ablegung der' in
den Studien- und Prüfungsordnungen hiefür vorgesehenen Staatsprüfungen,

2. bei den staatswissenschaftlichen Studien durch die Erwerbung des Doktorates
der Staatswissenschaften,

3. bei den theologischen Studien durch die erfolgreiche Vollendung der in den Stu­
dien- und Prüfungsvorschriften hiefür vorgesehenen Studien an einer theologi­
schen Fakultät oder an einer gleichgehaltenen geistlichen Lehranstalt,
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4. bei den medizinischen Studien durch die Erwerbung des Doktorates der Medi­
zin,

5. bei den philosophischen Studien durch die Erwerbung des Doktorates der Philo­
sophie oder durch die erfolgreiche Ablegung der Lehramtsprüfung für höhere
Schulen (oder der früheren Lehramtsprüfung für Mittelschulen) einschließlich des
vorgeschriebenen Probejahres,

6. bei den pharmazeutischen Studien durch die Erwerbung des akademischen Gra­
des eines Magisters der Pharmazie; bei Lehrern durch eine zusätzliche einjährige
Fachausbildung oder durch den akademischen Grad eines Magisters der Phar­
mazie und die Erwerbung des Doktorates der Philosophie, wenn die strenge Prü­
fung aus Chemie oder Botanik oder Pharmakognosie mit einem zweiten naturwis­
senschaftlich-mathematischen Fach abgelegt wurde,

7. bei den Studien der Architektur an der Akademie der bildenden Künste und an
der Hochschule für angewandte Kunst in Wien durch die Erwerbung des Diploms,

8. bei den Studien der Konservierung und Technologie (Restaurierung und Konser­
vierung) durch die Erwerbung des Diploms der Akademie der bildenden Künste
oder einer Kunsthochschule,

9. bei den Studien für das Lehramt an höheren Schulen aus den Fächern Musiker­
ziehung, Instrumentalmusikerziehung, Bildnerische Erziehung, Handarbeit und
Werkerziehung sowie Handarbeit und Werkerziehung (Textiles Gestalten) durch
die erfolgreiche Ablegung der Lehramtsprüfung für höhere Schulen (oder der frü­
heren Lehramtsprüfung für Mittelschulen) einschließlich des vorgeschriebenen
Probejahres,

10. bei den tierärztlichen Studien durch die Erwerbung des tierärztlichen Diploms,

11. bei den Studien an der Hochschule für Welthandel durch Erwerbung des Dokto­
rates der Handelswissenschaften oder durch die erfolgreiche Ablegung der Lehr­
amtsprüfung für mittlere kaufmännische Lehranstalten (frühere Lehrbefähigungs­
prüfung für Diplomhandelslehrer).

(2) Die Erwerbung des Doktorates der Wirtschaftswissenschaften auf Grund eines
im Gebiet der Republik Österreich erworbenen Diploms für Diplom-Volkswirte, Di­
plom-Kaufleute oder Diplomhandelslehrer ist der Erwerbung des Doktorates der Han­
deiswissenschaften an der Hochschule für Welthandel gleichzuhalten. Gleiches gilt
für die Erwerbung des Diploms für Diplom-Volkswirte, sofern das betreffende Studi­
um nach dem 30. September 1965 abgeschlossen wurde.

(3) Das Studium an der Hochschule für Welthandel ist bei Beamten der Verwen­
dungsgruppe A auch durch die Erwerbung des akademischen Grades eines Diplom­
kaufmannes als vollendet anzusehen, wenn der Beamte diesen akademischen Grad
vor dem 1. Jänner 1960 erworben und überdies das zweisemestrige Aufbaustudium
an einer Hochschule für Welthandel absolviert hat.
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§ 183
Überleitung von Anstellungs- oder

Definitivstellungserfordernissen

(1) Anstellungs- und Definitivstellungserfordernisse oder Teile von solchen Erfor­
dernissen, die nach den vor dem Inkrafttreten der Anlage 1 geltenden Bestimmungen
erfüllt wurden, gelten auch als nach den neuen Rechtsvorschriften erfüllt.

(2) Das Diplom der ehemaligen Kunstgewerbeschule, der ehemaligen Akademie für
angewandte Kunst in Wien, der ehemaligen Reichshochschule für angewandte Kunst
in Wien sowie der ehemaligen Hochschule für angewandte Kunst in Wien ist - wenn
es bis zum 31. Juli 1970 erlangt wurde - dem Diplom einer Kunsthochschule
gleichzuhalten.

§ 184
Versetzung in den Ruhestand und Wiederaufnahme

in den Dienststand

(1) Vor Ablauf des 28. Feber 1997 eingeleitete Verfahren zur Versetzung in den
Ruhestand nach § 14 Abs. 1 Z 2 des BOG 1979 in der bis zum Ablauf des 28. Feber
1997 geltenden Fassung sind nach den bis zum Ablauf des 28. Feber 1997 gelten­
den Bestimmungen zu Ende zu führen.

(2) Der Beamte des Ruhestandes kann aus dienstlichen Gründen durch Ernennung
wieder in den Dienststand aufgenommen werden, wenn er

1. im Fall des § 14 Abs. 1 Z 2 des BOG 1979 in der bis zum Ablauf des 28. Feber
1997 geltenden Fassung oder

2. im Fall des § 207 des BOG 1979 in der bis zum Ablauf des 31. August 1996 gel­
tenden Fassung

seine Dienstfähigkeit wieder erlangt hat. Ein Ansuchen des Beamten ist nicht erfor­
derlich. § 17 Abs. 2 und 3 ist anzuwenden.

§ 185
DienstfreisteIlung und AußerdienststeIlung wegen

Ausübung des Mandates im Nationalrat, im
Bundesrat oder in einem Landtag

Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem das einzelne Mitglied des Nationalrates, des Bundes­
rates oder eines Landtages nach dem 31. Dezember 1997 angelobt wird, ist auf die­
ses Mitglied anstelle des § 18 Abs. 3 und 4 § 17 Abs. 3 und 4 BOG 1979 in der bis
zum Ablauf des 31. Juli 1997 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden.
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§ 186
Dienstzeit

Bestehende Regelungen, die eine kürzere Wochendienstzeit als § 51 Abs. 2 vorse­
hen, bleiben unberührt.

§ 187
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit

(1) Zeiten einer Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit, die nach § 50
a BOG 1979 in einer vor dem 1. Jänner 1998 für die Landesbeamten geltenden Fas­
sung gewährt worden sind, sind auf die Obergrenze nach § 50a Abs. 3 anzurechnen.
Nicht anzurechnen sind jedoch Zeiten einer Herabsetzung der regelmäßigen Wo­
chendienstzeit, die vor dem Ablauf des 30. Juni 1991 nach § 50a BOG 1979 zur Be­
treuung eines eigenen Kindes, eines Wahl- oder Pflegekindes oder eines sonstigen
Kindes, das dem Haushalt des Beamten angehört und für dessen Unterhalt überwie­
gend er und (oder) sein Ehegatte aufkommen, gewährt worden sind.

(2) Auf Zeiten, für die eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach
den §§ 50a und 50b des BOG 1979 in der bis zum 31. Dezember 1997 für die Lan­
desbeamten geltenden Fassung gewährt worden ist, sind ansonsten die §§ 50a bis
50d des BOG und die darauf Bezug nehmenden Bestimmungen dieses Bundesgeset­
zes und des Gehaltsgesetzes 1956
- alle in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 1997 für die Landesbeamten gelten­

den Fassung
- weiterhin anzuwenden. Dies gilt auch dann, wenn solche Zeiten nach Ablauf des
31. Dezember 1997 enden.

§ 188
Amtstitel

Den Beamten des früheren Dienstzweiges "Mittlerer Verwaltungs- und Kanzlei­
dienst", die vor dem 29. März 1979 auf einen Dienstposten der Dienstklasse IV er­
nannt worden sind, steht der Amtstitel "Kanzleidirektor" zu.

§ 189
Urlaub

Beamten, die vor dem 14.Dezember 1983 in den Landesdienst eingetreten sind, ge­
bührt - wenn es für sie günstiger ist - jenes Urlaubsausmaß, das sich für sie aus § 65
Abs. 1 Z 4 BOG 1979 in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 1981 geltenden Fas­
sung ergibt.
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§ 190
Karenzurlaub

Auf Karenzurlaube, die gemäß § 75 BOG 1979 in der bis zum Ablauf des 31. De­
zember 1997 für die Landesbeamten geltenden Fassung gewährt worden sind, ist §
75 BOG 1979 in dieser Fassung weiterhin anzuwenden.

§ 191
Leistungsfeststellung

(1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens der §§ 99 bis 109 anhängige Leistungsfeststel­
lungsverfahren sind nach diesem Gesetz fortzuführen.

(2) Die nach dem Landesbeamtengesetz 1985, LGBI.Nr. 48, in der geltenden Fas­
sung, zuletzt gültigen Leistungsfeststellungen bleiben bis zu einer Leistungsfeststel­
lung nach diesem Gesetz unberührt.

(3) Die Leistungsfeststellungskommission, die auf Grund der bisher geltenden Be­
stimmungen errichtet wurde, bleibt bis zum Ablauf ihrer Funktionsperiode im Amt.

§ 192
Disziplinarrecht

(1) Die Disziplinarkommission und die Diszipinaroberkommission, die auf Grund
der bisher geltenden Bestimmungen errichtet wurden, bleiben bis zum Ablauf ihrer
Funktionsperiode im Amt.

(2) Disziplinarverfahren, die vor dem 1. September 1995 eingeleitet worden sind,
sind nach den am 31. August 1995 geltenden Bestimmungen zu Ende zu führen.

(3) Auf Dienstpflichtverletzungen, die vor dem 1. September 1995 begangen wor­
den sind, ist § 94 BOG 1979 in der bis zum Ablauf des 31. August 1995 geltenden
Fassung anzuwenden.

(4) § 94 BOG 1979 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr. 665/1994 ist nur
auf Dienstpflichtverletzungen anzuwenden, die nach dem 31. August 1995 begangen
wurden.

(5) Auf die am 31. Dezember 1997 anhängigen Disziplinarverfahren ist das BOG
1979 in der bis zum Ablauf dieses Tages für die Landesbeamten geltenden Fassung
weiter anzuwenden.
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§ 193
Lehrer

(1) Ernennungen in die Verwendungsgruppen L2b3 und l2b2 sind nicht mehr
zulässig.

(2) § 183 Abs. 1 ist auf lehrer mit der Maßgabe anzuwenden, daß sie die Ernen­
nungserfordernisse auch dann erfüllen, wenn die betreffende Verwendung in der An­
lage 1 nicht mehr vorgesehen ist.

§ 194
Wahrung erworbener Ansprüche und Rechte

Sofern dieses Gesetz nicht ausdrücklich anders bestimmt, werden aus Bescheiden
nach dem landesbeamtengesetz 1985 erfließende Rechte und Pflichten sowie nach
dem landesbeamtengesetz 1985 erworbene Anwartschaften und Ansprüche nicht
berührt.

3. Abschnitt
Schlußbestimmungen

§ 195
Begriffsbestimmung

Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind die Behörden, Ämter und andere Ver­
waltungsstellen sowie die Anstalten und Betriebe des landes, die nach ihrem organi­
satorischen Aufbau eine verwaltungs- oder betriebstechnische Einheit darstellen.

§ 196
Dienstliche Ausbildung

(1) Die Bestimmungen über die dienstliche Ausbildung sind auch auf Landesbe­
dienstete anzuwenden, die nicht Beamte sind, aber die Planstelle eines Landesbe­
amten anstreben.

(2) Gemeindebedienstete sind zu Dienstprüfungen zuzulassen, wenn

1. sie nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften die Zulassungsvoraussetzungen
für die betreffende Dienstprüfung erfüllen,

2. die Ablegung der Prüfung für ihre derzeitige oder angestrebte Verwendung vorge­
schrieben ist und

3. die Prüfung nicht nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften zwingend vor ei­
ner anderen Prüfungskommission abzulegen ist.
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§ 197
Verweisung

(1) Soweit in Landesgesetzen auf durch § 180 aufgehobene Bestimmungen des
Landesbeamtengesetzes 1985 oder auf Bestimmungen des Beamten-Dienstrechts­
gesetzes 1979 verwiesen wird, treten an die Stelle der verwiesenen Bestimmungen
die entsprechenden Bestimmungen diese Gesetzes.

(2) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird und nicht
ausdrücklich anders bestimmt ist, sind diese Landesgesetze in der jeweils geltenden
Fassung anzuwenden.

(3) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird und nicht aus­
drücklich anderes bestimmt ist, sind diese in der nachstehend angeführten Fassung
anzuwenden:

1. Allgemeines Hochschul-Studiengesetz, BGBI. Nr. 177/1966, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBI.! Nr. 48/1997,

2. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, zuletzt ge­
ändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 471/1995,

3. Ärztegesetz 1984, BGBI. Nr. 373, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI.
Nr. 752/1996,

4. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 - BOG 1979, BGBI. Nr. 333, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBI./ Nr. 110/1997,

5. Behinderteneinstellungsgesetz, BGBI. Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBI. Nr. 757/1996,

6. Berufsausbildungsgesetz, BGBI. Nr. 142/1969, zuletzt geändert durch das Bun­
desgesetz BGBI.! Nr. 67/1997,

7. Bezügegesetz, BGBI. Nr. 273/1972, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBI./ Nr. 64/1997,

8. Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz, BGBI. Nr. 244/1965, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBI.! Nr. 61/1997,

9. Bundesgesetz betreffend die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der medi­
zinisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste, BGBI. Nr. 102/1961,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 872/1992,

10. Bundesgesetz über das Studium der Rechtswissenschaften, BGBI. Nr. 140/1978,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI.I Nr. 48/1997,

11. Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984 - DVG, BGBI. Nr. 29, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBI.! Nr. 61/1997,

12. Eltern-Karenzurlaubsgesetz - EKUG, BGBI. Nr. 651/1989, in der für die Landes­
beamten jeweils geltenden Fassung,

13. Entwicklungshelfergesetz, BGBI.Nr. 574/1983, zuletzt geändert durch das Bun­
desgesetz BGBI.! Nr. 61/1997,

14. Bundesgesetz über Fachhochschul-Studiengänge, BGBI.Nr. 340/1993,
15. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. Nr. 376, zuletzt geändert durch das

Bundesgesetz BGBI./ Nr. 14/1997,
16. Gebührenanspruchsgesetz 1975, BGBI. Nr. 136, zuletzt geändert durch das Bun­

desgesetz BGBI. Nr. 623/1994,
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17. Gehaltsgesetz 1956, BGBI. Nr. 54, in der für die Landesbeamten jeweils gelten­
den Fassung,

18. Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBI./ Nr. 63/1997,

19. Heeresversorgungsgesetz, BGBI. Nr. 27/1964, zuletzt geändert durch das Bun­
desgesetz BGBI. Nr. 411/1996,

20. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBI. Nr. 152, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBI. Nr. 411/1996,

21. Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBI. Nr. 302/1984, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBI.I Nr. 64/1997,

22. Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBI. Nr. 296/
1985, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI./ Nr. 64/1997,

23. Medizinisch-technisches Dienstgesetz (MTD-Gesetz), BGBI. Nr. 460/1992, zu­
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 327/1996,

24. Mietrechtsgesetz, BGBI.Nr. 520/1981, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBI./ Nr. 22/1997,

25. Mutterschutzgesetz 1979, BGBI. Nr. 221 ,in der für die Landesbeamten jeweils
geltenden Fassung,

26. Opferfürsorgegesetz, BGBI. Nr. 183/1947, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBI. Nr. 830/1995,

27. Pensionsgesetz, BGBI.Nr. 340/1965, in der für die Landesbeamten jeweils gel­
tenden Fassung,

28. Reisegebührenvorschrift 1955, BGBI.Nr. 133, in der für die Landesbeamten je­
weils geltenden Fassung,

29. Schulpflichtgesetz 1985, BGBI. Nr. 76, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBI. Nr. 768/1996,

30. Strafgesetzbuch, BGBI. Nr. 60/1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBI./ Nr. 112/1997,

31. Strafprozeßordnung 1975, BGBI. Nr. 631, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBI./ Nr. 112/1997,

32. Studienberechtigungsgesetz, BGBI. Nr. 292/1985, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBI. Nr.620/1994,

33. Unvereinbarkeitsgesetz 1983, BGBI.Nr. 333, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI. I Nr. 64/1997,

34. Zustell gesetz, BGBI. Nr. 200/1982, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBI. Nr. 357/1990.

§ 198
Rückwirkendes Inkrafttreten von Verordnungen

Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes dürfen auch rückwirkend, frühestens je­
doch mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes, in Kraft gesetzt werden.
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§ 199
(Verfassungsbestimmung)

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 1998 in Kraft.
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Anlage 1
(zu § 4 Abs. 3 und § 13 Abs. 1)

Ernennungserfordernisse und Definitivstellungserfordernisse

Die Beamten haben neben den allgemeinen Ernennungserfordernissen ( § 4 Abs. 1
und 2) folgende besondere Ernennungserfordernisse und folgende DefinitivsteIlungs­
erfordernisse zu erfüllen:

1. VERWENDUNGSGRUPPE A
(Höherer Dienst)

Ernennungserfordernisse:

Allgemeine Bestimmungen

1.1. Eine der Verwendung entsprechende abgeschlossene Hochschulbildung. Die­
se ist durch Erwerbung des Diplomgrades gemäß § 35 des Allgemeinen Hochschul­
Studiengesetzes nachzuweisen.

1.2. Das Ernennungserfordernis des Abschlusses eines Hochschulstudiums der
Rechtswissenschaften oder der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften wird durch
die erfolgreiche Absolvierung eines für den betreffenden Bereich von der Verwal­
tungsakademie des Bundes veranstalteten Aufstiegskurses ersetzt.

Sonderbestimmungen für einzelne Verwendungen

1.3. Zusätzlich zum Erfordernis der Z 1.1

für die Verwendung Erfordernis

a) als Apotheker die erfolgreiche Ablegung der Prüfung für den
Apothekerberuf;

b) als Leiter von Apotheken zusätzlich zu Iit. a die Berechtigung zur Leitung einer öf-
fentlichen Apotheke;

c) als Arzt die Berechtigung zur selbständigen Ausübung des ärztli-
chen Berufes

1.4 Eine Nachsicht von den in Z 1.3 lit. abis c angeführten Ernennungserfordernis­
sen ist ausgeschlossen.

Definitivstellungserfordernisse :

1.5. Für alle Verwendungen (ausgenommen Ärzte an Krankenanstalten und Apo­
theker) der erfolgreiche Abschluß der Grundausbildung für die Verwendungsgruppe
A.
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2. VERWENDUNGSGRUPPE B
(Gehobener Dienst)

Ernennungserfordernisse:

Allgemeine Bestimmungen

2.1. Die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung an einer höheren Schule. Als Rei­
feprüfung gilt auch das Diplom einer Akademie für Sozialarbeit. Die erfolgreiche Ab­
legung der Reifeprüfung wird ersetzt

a) durch eine abgeschlossene Hochschulbildung, wenn mit dieser auch das Ernen­
nungserfordernis für die Verwendungsgruppe A erfüllt wird oder

b) durch den Abschluß der für einen Fachhochschul-Studiengang vorgeschriebenen
Studien und Prüfungen im Sinne des § 5 des Bundesgesetzes über Fachhoch­
schul-Studiengänge, BGBI.Nr. 340/1993.

2.2. Das Erfordernis der Z 2.1 wird durch die gemeinsame Erfüllung aller folgenden
Voraussetzungen ersetzt:

a) Lehrabschluß nach dem Berufsausbildungsgesetz, BGBI. Nr. 142/1969,
b) erfolgreicher Abschluß einer mindestens dreijährigen Ausbildung an einer Fach­

akademie nach § 18 Abs. 1 Z 5 der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194, die bei
einer Einrichtung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts geführt wird, und

c) erfolgreiche Ablegung der Studienberechtigungsprüfung nach dem Studienbe­
rechtigungsgesetz, BGBI. Nr. 292/1985.

2.3. Das Erfordernis der Z 2.1 wird durch die erfolgreiche Ablegung der Beamten­
Aufstiegsprüfung ersetzt, wenn der Beamte außerdem nach der Vollendung des 18.
Lebensjahres acht Jahre in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskör­
perschaft zurückgelegt hat. Die Beamten-Aufstiegsprüfung hat folgende Fächer zu
umfassen:

a) Pflichtfächer (im vollen Umfang des Lehrplanes einer naturwissenschaftlichen
Realgymnasiums ):
aa) Deutsch,
bb) Geschichte und Sozialkunde,
cc) Geographie und Wirtschaftskunde und

b) nach Wahl des Kandidaten zwei der folgenden Fächer im Umfang des Lehrplanes
eines Realgymnasiums bis einschließlich zur 6. Klasse , davon jedenfalls eines
der in sublit. aa bis cc angeführten Fächer:
aa) Fremdsprache,
bb) eine weitere Fremdsprache,
cc) Mathematik,
dd) Physik,
ee) Chemie,
ff) Naturgeschichte.
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Die geforderten Kenntnisse sind durch staatsgültige Zeugnisse auf Grund schulrecht­
licher Vorschriften nachzuweisen. Wenn diese Zeugnisse auf Grund von Externisten­
prüfungen erworben werden, sind sie nur dann für die Beamten-Aufstiegsprüfung an­
zuerkennen, wenn in den Fächern Deutsch, Mathematik und Fremdsprache (weitere
Fremdsprache) eine schriftliche und mündliche Prüfung abgelegt wurde.

Sonderbestimmungen für einzelne Verwendungen

2.4.

für die Verwendung Erfordernis

a) im medizinisch-technischen Dienst zusätzlich zum Erfordernis der Z 2.1 die Erfüllung
der Voraussetzungen zur Ausübung des Gehobenen
medizinisch-technischen Dienstes nach dem Bun-
desgesetz BGBI. Nr. 10211961,oder nach dem Ge-
setz über die Regelung der gehobenen medizinisch-
technischen Dienste (MTD-Gesetz), BGBI. Nr. 460/
1992

b) im sozialen Betreuungsdienst das Erfordernis der Z 2.1 wird ersetzt durch die Ab-
solvierung einer früheren Lehranstalt für gehobene
Sozialberufe; in die gemäß Z 2.3 erforderliche Zeit
von acht Jahren können Zeiten einer einschlägigen
Tätigkeit außerhalb des Dienstes bei einer inländi-
schen Gebietskörperschaft oder einem Gemeinde-
verband eingerechnetwerden

Definitivstellungserfordernis :

2.4. Für alle Verwendungen (ausgenommen medizinisch-technischer Dienst) der
erfolgreiche Abschluß der Grundausbildung für die Verwendungsgruppe B.

3. VERWENDUNGSGRUPPE C
(Fachdienst)

Ernennungserfordernisse:

Allgemeine Bestimmungen

3.1.

a) Eine nach Vollendung des 18. Lebensjahres im Dienst einer inländischen Gebiets­
körperschaft oder einem Gemeindeverband zurückgelegte Verwendung von vier
Jahren, die mindestens dem Mittleren Dienst entspricht, und

b) der erfolgreiche Abschluß der Grundausbildung für die Verwendungsgruppe C.

3.2. Die Ernennungserfordernisse der Z 3.1 werden durch die gemeinsame Erfül­
lung aller folgenden Voraussetzungen ersetzt:
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a) Lehrabschluß nach dem Berufsausbildungsgesetz,
b) erfolgreiche Ablegung der Meisterprüfung oder der Werkmeisterprüfung und
c) erfolgreicher Abschluß der Grundausbildung für die Verwendungsgruppe C.

3.3. Ist die Erlernung eines Lehrberufes gefordert, so ist diese nachzuweisen

a) nach den Bestimmungen oder den Übergangsbestimmungen des Berufsausbil­
dungsgesetzes, BGBI. Nr. 142/1969,

b) in der Land- und Forstwirtschaft durch die Erwerbung der Berufsbezeichnung ei­
nes Facharbeiters oder I wenn in dem betreffenden Zweig der Landwirtschaft eine
solche Berufsbezeichnung nicht erworben werden kann, durch die Erwerbung der
Berufsbezeichnung eines Gehilfen oder

c) durch den erfolgreichen Abschluß einer Grundausbildung, die als Ersatz für die Er­
lernung eines Lehrberufes vorgeschrieben ist (Facharbeiter-Aufstiegsprüfung).

Sonderbestimmungen für einzelne Verwendungen

3.4. Zusätzlich zu den Erfordernissen der Z 3.1:

für die Verwendung Erfordemis

a) als Straßenmeister die erfolgreiche Absolvierung einer Fachschule bau- oder ma-
schinentechnischer Richtung und die Berechtigung zur Füh-
rung von Kraftwagen; das Erfordernis der Absolvierung einer
Fachschule wird ersetzt durch die Erlernung eines Lehrberufes,
in dem Arbeiten ausgeführt werden, die für den Straßenbau-
und Straßenerhaltungsdienst von besonderer Bedeutung sind,
und eine zusätzliche vierjährige Verwendung im Straßenbau-
und Straßenerhaltungsdienst einer Gebietskörperschaft in einer
Verwendung, die zumindest dem Mittleren Dienst entspricht;

b) im technischen Dienst der in Z 3.1 angeführte vierjährige Zeitraum wird bis zum
Höchstausmaß von zwei Jahren durch die Zeit des erfolgrei-
chen Besuches einer einschlägigen mittleren berufsbildenden
Lehranstalt ersetzt.

4. VERWENDUNGSGRUPPE D
(Mittlerer Dienst)

Ernennungserfordernisse:

Allgemeine Bestimmungen

4.1. Die für den Dienst in dieser Verwendungsgruppe erforderlichen Kenntnisse
und Fähigkeiten beziehungsweise Fertigkeiten.

Seite 99



4.2. Auf den für einzelne Verwendungen geforderten Nachweis der Erlernung ei­
nes Lehrberufes ist Z 3.3 anzuwenden.

Sonderbestimmungen für einzelne Verwendungen

4.3.

für die Verwendung Erfordernis

a) im fachlichen Hilfsdienst höherer Art eine nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurückge-
legte vierjährige Dienstleistung bei einer inländischen
Gebietskörperschaft in einer entsprechenden fachli-
chen Verwendung des Hilfsdienstes und der erfolgrei-
che Abschluß der Grundausbildung für die Verwen-
dungsgruppe D;

b) im Sanitätshilfsdienst die Berechtigung zur Ausübung von Tätigkeiten des
Sanitätshilfsdienstes nach dem Bundesgesetz BGBI.
Nr. 10211961

Definitivstellungserfordernisse :

4.4. Für alle Verwendungen (ausgenommen die unter Z 4.3. lit. a und b angeführ­
ten Verwendungen) der erfolgreiche Abschluß der Grundausbildung für die Verwen­
dungsgruppe D.

5. VERWENDUNGSGRUPPE E
(Hilfsdienst)

Ernennungserfordernisse:

Eignung für die vorgesehene Verwendung.

6. VERWENDUNGSGRUPPE P 1

Ernennungserfordernisse:

6.1. Erlernung eines Lehrberufes und Verwendung im erlernten Lehrberuf als Par­
tieführer oder als Spezialarbeiter in besonderer Verwendung.

6.2. Die Tätigkeit als Partieführer im Sinne der Z 6.1 umfaßt die Beaufsichtigung
und Leitung einer Bedienstetengruppe, der Facharbeiter angehören.

6.3. Die Tätigkeit als Spezialarbeiter in besonderer Verwendung im Sinne der Z 6.1
liegt vor bei Verwendung mit Arbeiten, die mehr Kenntnisse oder handwerkliche Fä­
higkeiten erfordern als von einem Spezialarbeiter der Verwendungsgruppe P 2 ver­
langt werden kann; zu diesen Verwendungen gehören insbesondere Verwendungen
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als Lehrenbauer, Maschinensetzer, Modelltischler, Schnitt- und Stanzenmacher, Zu­
schneider und Ausmittier. Inwieweit andere Verwendungen hiezu gehören, ist von
der Dienstbehörde festzusetzen.

6.4. Auf den geforderten Nachweis der Erlernung eines Lehrberufes ist Z 3.3
anzuwenden.

7. VERWENDUNGSGRUPPE P 2

Ernennungserfordernisse:

7.1. Erlernung eines Lehrberufes und

a) erfolgreiche Ablegung der Meisterprüfung im erlernten Lehrberuf sowie Verwen­
dung im erlernten Lehrberuf oder

b) Verwendung im einschlägigen Lehrberuf als Vorarbeiter oder als Spezialarbeiter
oder

c) zehnjährige Verwendung im erlernten Lehrberuf in einem Dienstverhältnis zu ei­
ner inländischen Gebietskörperschaft, wenn der Lehrberuf gemäß Z 3.3 lit. a oder
b erlernt wurde, sowie weiterhin Verwendung im erlernten Lehrberuf.

7.2. Die Tätigkeit als Vorarbeiter im Sinne der Z 7.1 lit. b umfaßt die Überwachung
der Tätigkeit anderer Arbeiter.

7.3. Die Tätigkeit als Spezialarbeiter im Sinne der Z 7.1 lit. b liegt vor bei Verwen­
dung mit Arbeiten, die mehr Kenntnisse oder handwerkliche Fähigkeiten erfordern,
als von einem Facharbeiter der Verwendungsgruppe P 3 verlangt werden kann. Zu
diesen Verwendungen gehören, insbesondere Verwendungen als Facharbeiter in
zwei erlernten Berufen, Facharbeitern mit erfolgreich abgelegter Meister- oder Werk­
meisterprüfung im erlernten Beruf, Feinmechaniker für Spezialgeräte, Glasbläser für
wissenschaftliche Geräte, Handsetzer, Mustermacher für Bekleidung und Ausrü­
stung, Radarmechaniker, Schlosser für Werkzeug- und Vorrichtungsbau. Inwieweit
andere Verwendungen hiezu gehören ist von der Landesregierung festzusetzen.

7.4. Auf den in Z 7.1 lit. b geforderten Nachweis der Erlernung eines Lehrberufes ist
Z 3.3 anzuwenden.

Sonderbestimmungen für einzelne Verwendungen

7.5. Für Kraftwagenlenker einer im § 6 des Bezügegesetzes, BGBI. Nr. 273/1972,
im Art. 51 oder im Art. 73 Abs. 1 des Landes-Verfassungsgesetzes, LGBI. Nr.
42/1981, angeführten Person, die zusätzlich mit der Wahrnehmung von Sicherheits­
aufgaben betraut sind, an Stelle der Erfordernisse der Z 7.1

a) das in Z 8.3 lit. c angeführte Erfordernis und
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b) der Nachweis der Ausbildung in der Wahrnehmung der für die Ausübung des
Dienstes erforderlichen Sicherheitsaufgaben.

7.6. Berufskraftfahrer im Sinne der Z 8.5 und 8.6 erfüllen die Voraussetzungen der
Z 7.1 lit. c auch dann, wenn die bei einer inländischen Gebietskörperschaft zurückge­
legte zehnjährige Verwendung als Berufskraftfahrer für in Z 8.6 angeführte Kraftfahr­
zeuge zur Gänze oder teilweise vor der Erfüllung der in Z 8.5 Iit. b angeführten Erfor­
dernisse liegt.

7.7. Bei Kraftfahrern, die seit 1. Jänner 1995 in einem Dienstverhältnis zum Land
Burgenland stehen und am 1. Jänner 1995 als Berufskraftfahrer verwendet wurden,
werden die Erfordernisse der Z 7.1 lit. c und Z 8.5 lit. b durch eine bei einer inländi­
schen Gebietskörperschaft zurückgelegte fünfzehnjährige Verwendung als Berufs­
kraftfahrer gemäß Z 8.6 ersetzt, wenn diese Verwendung nach wie vor gegeben ist
und der Beamte die erfolgreiche Ablegung einer Prüfung über sein Arbeitsgebiet
nachweist (Berufskraftfahrerprüfung). Zu dieser Prüfung sind auf Antrag Beamte zu­
zulassen, die mindestens fünf Jahre erfolgreich als Berufskraftfahrer verwendet wor­
den sind. Auf die Durchführung der Prüfung sind die §§ 28 bis 35 sinngemäß
anzuwenden.

7.8. Bei Kraftfahrern, die spätestens am 1. September 1994 die Lehre zum Lehrbe­
ruf "Kraftfahrzeugmechaniker" oder zum Lehrberuf "Landmaschinenmechaniker" be­
gonnen haben und diese Lehre spätestens am 1. September 1999 erfolgreich ab­
schließen, werden die Erfordernisse der Z 7.1 lit. c und der Z 8.5 lit. b durch eine bei
einer inländischen Gebietskörperschaft zurückgelegte zwölfjährige Verwendung als
Berufskraftfahrer gemäß Z 8.6 ersetzt, wenn der Beamte die erfolgreiche Ablegung
der Berufskraftfahrerprüfung nachweist und diese Verwendung nach wie vor gegeben
ist. Z 7.7 zweiter und dritter Satz ist anzuwenden.

8. VERWENDUNGSGRUPPE P 3

Ernennungserfordernisse:

Allgemeine Bestimmungen

8.1. Erlernung eines Lehrberufes und Verwendung als Facharbeiter im erlernten
Lehrberuf.

8.2. Auf den geforderten Nachweis der Erlernung eines Lehrberufes ist Z 3.3 an­
zuwenden.

8.3. An Stelle der Erfordernisse der Z 8.1 die Verwendung als

a) Führer von Spezialfahrzeugen (Schaufellader, Bagger, Arbeitsraupe, motorisierter
Schneepflug, Schneefräse, Straßenwalze usw.) und die hiefür erforderliche
Berechtigung,
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b) Heizer in Hochdruckkesselanlagen mit erlerntem einschlägigen Lehrberuf und er­
folgreicher Ablegung der Dampfkesselwärterprüfung,

c) Kraftwagenlenker im überwiegenden Ausmaß, wenn hiefür zumindest die Berechti­
gung zur Führung eines Personenkraftwagens erforderlich ist,

d) Maschinist in einem Bereich, für den die erfolgreiche Ablegung sowohl der Ma­
schinen- als auch der Dampfkesselwärterprüfung vorgeschrieben ist, und die er­
folgreiche Ablegung beider Prüfungen,

e) Straßenwärter mit Beaufsichtigung und Leitung einer Arbeitsgruppe im Straßen­
bau- und Straßenerhaltungsdienst sowie eine zehnjährige Vorverwendung als
Straßenwärter oder in einer gleichartigen Tätigkeit im Baudienst und der erfolgrei­
che Abschluß der Grundausbildung für die Verwendungsgruppe P 3.

8.4. Inwieweit das Führen anderer als der in der Z 8.3 lit. a ausdrücklich angeführ­
ten Spezialfahrzeuge dieser Bestimmung zuzuordnen ist, ist von der Dienstbehörde
festzustellen.

8.5. Die Erlernung des Lehrberufes "Berufskraftfahrer" im Sinne der Z 8.1 ist
nachzuweisen:

a) durch den Erwerb des Führerscheins der Gruppe C und zusätzlich
b) durch die Ablegung der Lehrabschlußprüfung für Berufskraftfahrer oder durch die

Zusatzprüfung gemäß Art. 11I§ 10 der Verordnung über den Ausbildungsversuch
für den Lehrberuf Berufskraftfahrer, BGBI. Nr. 396/1987.

8.6. Die Tätigkeit im erlernten Lehrberuf "Berufskraftfahrer" ist durch die Verwen­
dung als Berufskraftfahrer für

a) Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 7.500 kg oder
b) Spezialfahrzeuge gemäß Z 8.3 lit. a oder Z 8.4 nachzuweisen.

9. VERWENDUNGSGRUPPE P 4

Ernennungserfordernisse:

Fähigkeit zur Ausübung von handwerklichen Tätigkeiten, für die eine über die bloße
Einweisung am Arbeitsplatz hinausgehende Anlernzeit erforderlich ist, und dauernde
Verwendung auf diesem Gebiet.

10. VERWENDUNGSGRUPPE P 5

Ernennungserfordernisse:
Eignung für die vorgesehene Verwendung als Reinigungskraft oder als ungelernter
Arbeiter.
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11. VERWENDUNGSGRUPPEN LPA, L 1
L 2a2, L 2a1, L 2b1, L3

Die für Bundeslehrer geltenden Ernennungserfordernisse (Z 22 bis 27 der Anlage 1
zum Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBI.Nr. 333) sind auf die Landesbeamten
sinngemäß anzuwenden.
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Anlage 2
(zu § 181 Abs. 1)

Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften,
die gemäß § 181 Abs. 1 als Landesgesetze weiter anzuwenden sind

Ausbildungs- bzw. Prüfungsvorschrift für verlautbart in

Rechtskundiger Verwaltungsdienst LGBI.Nr.42/1973

Physikatsprufung RGBI.Nr. 37/1873 in der Fassung BGBI.Nr.
100/1947

Tierärztliche Physikatsprufung BGBI.Nr. 215/1949 in der Fassung BGBI.Nr.
56/1952

Wissenschaftlicher Dienst BGBI.Nr. 160/1974 in der Fassung BGBI.Nr.
381/1975

Höherer Bibliotheksdienst BGBI.Nr. 236/1961 in der Fassung BGBI.Nr.
236/1963

Höherer und Gehobener Redaktionsdienst BGBI.Nr.39/1975

Höherer technischer Agrardienst LGBI.Nr. 89/1993

Höherer technischer Dienst BGBI.Nr.219/1973

Höherer Wirtschaftsdienst BGBI.Nr. 70/1972

Höherer statistischer Dienst BGBI.Nr. 639/1974

Gehobener statistischer Dienst, Statistischer LGBI.Nr.36/1974
Fachdienst und Mittlerer statistischer Dienst
Gehobener Rechnungs- u. Verwaltungsdienst

Gehobener Dienst an Museen, Sammlungen BGBI.Nr. 155/1972
und Wissenschaftlichen Anstalten

Gehobener Archivdienst BGBI.Nr. 118/1972

Gehobener technischer Agrardienst LGBI.Nr.26/1994

Gehobener technischer Dienst BGBI.Nr. 220/1973

Gehobener Jugendwohlfahrtsdienst Amt der Bgld. Landesregierung, Zahl: 1-312-1967

Verwaltungsfachdienst Amt der Bgld. Landesregierung, Zahl: LAD/II-
1344n7-1956

Fachdienst an Bibliotheken BGBI.Nr. 88/1973 in der Fassung BGBI.Nr.
549/1973 und 381/1975

Agrartechnischer Fachdienst BGBI.Nr. 18/1949 und Amt der Bgld. Landesre-
gierung, Zahl: LADIII-101/2-1959

Technischer Fachdienst BGBI.Nr. 221/1973

Allgemeine Kanzleiprufung BGBI.Nr. 87/1972

Mittlerer technischer Dienst BGBI.Nr. 222/1973

Mittlerer technischer Agrardienst BGBI.Nr. 18/1949
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VORBLATT

Probleme:

1. Das Dienstrecht der in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Land Bur­
genland stehenden Bediensteten (Landesbeamte) wird zur Zeit in der Weise gere­
gelt, daß der Landesgesetzgeber unter Anwendung der Rechtssetzungstechnik
der statischen Verweisung die für das Dienstrecht der Bundesbeamten maßgeben­
den Bundesgesetze - mit wenigen Abweichungen - sinngemäß auf die Landesbe­
amten anwendet. Diese Verweisungstechnik wird den rechtsstaatlichen Anforde­
rungen an die Verständlichkeit und Lesbarkeit eines Gesetzes in keiner Weise
gerecht.

2. Die Richtlinie des Rates über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung vom
23. November 1993 (93/104/EG) ist in das Dienstzeitrecht des Landes und der
Gemeinden umzusetzen.

3. Starre gesetzliche Rahmenbedingungen für die Teilzeitbeschäftigung von
Beamten.

4. Belastung des Personal-, insbesondere des Pensionsaufwandes, durch Berück­
sichtigung von Zeiten einer Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes für
zeitabhängige Rechte.

5. Disziplinarverfahren dauern allgemein zu lange.

1. Schaffung eines eigenständigen Dienstrechtes für die Landesbeamten unter Be­
achtung des Erfordernisses der Rechtsklarheit auf der einen Seite und des dienst­
rechtlichen Homogenitätsgebotes (Art. 21 B-VG) auf der anderen Seite.

2. Umsetzung der Mindestvorschriften für Arbeitszeitgestaltung der genannten Richt­
linie zur Gewährleistung der Sicherheit und Gesundheit von Landes- und Gemein­
debediensteten im Dienstzeitrecht des Landes und der Gemeinden.

3. Flexiblere Teilzeitregelungen.

4. Eingrenzung der Fälle der Berücksichtigung der Zeit eines Karenzurlaubes für
zeitabhängige Rechte.

5. Beschleunigung der Abwicklung von Disziplinarverfahren.

Lösungen:

1. Stufenweise Vollkodifizierung des Dienstrechtes der Landesbeamten, wobei in ei­
nem ersten Schritt das Dienstrecht Le.S. (d.s. im wesentlichen die im BOG 1979
geregelten Rechte und Pflichten) kodifiziert werden soll.
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2. Begriffsbestimmung der Dienstzeit mit einer Bewertung besonderer Dienste (Be­
reitschaft, Journaldienst), Festlegung von Mindestruhezeiten - je Tag und Woche­
und einer wöchentlichen Höchstarbeitszeit, Regelung von Ruhepausen und be­
stimmter Aspekte der Nachtarbeit.

3. Flexibilisierung der Teilzeitregelungen (bei den Anlaßgründen, beim Ausmaß, der
Zeitdauer, den Ausschlußgründen und der vorzeitigen Beendigung von Teilzeit).

4. Abschließende Regelung der Anlaßfälle, in denen Karenzurlaube kraft Gesetzes
eintreten oder ein Rechtsanspruch auf Gewährung eines Karenzurlaubes besteht;
Festsetzung einer Höchstdauer für Karenzurlaube je nach Anlaß sowie von Ober­
grenzen für deren Berücksichtigung für zeitabhängige Rechte; Regelung der Aus­
wirkungen eines Karenzurlaubes auf arbeitsplatzabhängige Rechte.

5. Einführung einer Strafbarkeitsverjährung, Durchführung der mündlichen Verhand­
lung in Abwesenheit des Beschuldigten unter bestimmten Voraussetzungen, Er­
weiterung der Befugnisse von Senatsvorsitzenden, Neuregelung von Ermahnung
und Belehrung, KlarsteIlung zu Parteienrechten des Beschuldigten, Vereinheitli­
chung der Judikatur der Disziplinaroberkommission durch Veröffentlichung in an­
onymisierter Form, legistische KlarsteIlung insbesondere des Zeitpunktes der
Rechtskraft eines Disziplinarerkenntnisses der Disziplinaroberkommission sowie
des Zeitpunktes, ab dem den Parteien des Disziplinarverfahrens ParteisteIlung
zukommt

Alternativen:

1. Beibehaltung des unbefriedigenden, weil unübersichtlichen, und rechtsstaatlich
bedenklichen Rechtszustandes.

2. Keine.

3. bis 5. Beibehaltung der bisherigen unbefriedigenden Rechtslage.

EU-Konformität:

Bei Verwirklichung des Entwurfes ist EU-Konformität gegeben.

Kosten:

1. Kodifizierung des Landesdienstrechtes:
Keine

2. Umsetzung der EU-Arbeitszeitrichtlinie:
Durch die Einführung gesetzlicher Höchstgrenzen für die tägliche und wöchentli­
che Dienstzeit im Dienstzeitrecht des Landes und der Gemeinden entstehen kaum
Mehrkosten, weil der vorliegende Entwurf einerseits leitende Beamte und jene Ar­
beitsbereiche ganz oder teilweise ausnimmt, in denen längere Dienste anfallen
(z.B. Erzieherdienst, Fremdenverkehr, Katastrophenschutzdienst, Straßenwinter­
dienst). Andererseits gestatten die vorgesehenen Durchrechnungszeiträume einen
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weitgehenden Ausgleich. Soweit dennoch auf einzelnen Arbeitsplätzen und in ein­
zelnen Dienststellen eine Herabsetzung der Dienstzeit erforderlich ist, wird davon
ausgegangen, daß diese durch organisatorische Maßnahmen aufgefangen wer­
den können. In den übrigen Bereichen läßt der Entwurf im wesentlichen die bisher
praktizierten DienstzeitmodelJeweiter zu.

3. Flexibilisierung der Teilzeitbeschäftigung:
Mit der Flexibilisierung der Teilzeitbeschäftigung für Beamte sind voraussichtlich
keine Mehrkosten verbunden. Mehrausgaben können nur dann entstehen, wenn
für die durch die Herabsetzung der Wochendienstzeit freigewordene Arbeitszeit
Ersatzkräfte aufgenommen und diese später in Dauerdienstverhältnisse übernom­
men werden. Die bei diesen Ersatzkräften durch die Ansammlung von Vorrük­
kungszeiten längerfristig entstehenden Mehrausgaben werden kurzfristig durch die
niedrigeren Personalkosten für Ersatzkräfte und die bei geringfügigen Herabset­
zungen entfallende Aufnahme von Ersatzkräften mehr als ausgeglichen.

4. Karenzurlaub:
Die Änderungen im Karenzurlaubsrecht - insbesondere die Einschränkung der An­
rechenbarkeit von Zeiten eines Karenzurlaubes für zeitabhängige Rechte - werden
langfristig Einsparungen sowohl im Personalaufwand für die aktiven Bediensteten
als auch im Pensionsaufwand bewirken, deren Höhe derzeit mangels Daten über
die künftige Inanspruchnahme von Karenzurlauben nicht bezifferbar ist.

5. Disziplinarrecht:
Die Neuregelungen verursachen keinen finanziellen Mehraufwand, sondern bewir­
ken im Gegenteil Kostenersparnisse durch Verfahrensbeschleunigung und
-konzentration.
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Erläuterungen

I.

Allgemeines

A) Kodifizierung des landesdienstrechts

Das Landesbeamtengesetz 1985, LGBI.Nr. 48, hat durch § 2 Abs. 1 sämtliche für das
Dienstrecht einschließlich des Besoldungs-, Disziplinar- und Pensionsrechts der öf­
fentlich-rechtlichen Bediensteten des Bundes maßgebenden Bundesgesetze in der
im Zeitpunkt der Beschlußfassung dieses Gesetzes geltenden Fassung für den Lan­
desbereich rezipiert.

Um die materielle Automatik des Dienstrechtes des Landes mit dem Dienstrecht des
Bundes zu wahren, war es bisher im Hinblick auf das aus dem bundesstaatlichen
Grundprinzip fließende Verbot einer dynamischen Verweisung erforderlich, neue
Bundesgesetze dienstrechtlichen Inhaltes durch Landesgesetze auch auf Landesbe­
amte für anwendbar zu erklären.

Das Landesbeamtengesetz 1985 mußte seit seinem Inkrafttreten am 18.12.1985 bis­
her nicht weniger als elfmal novelliert werden. Dabei wurden 41 Bundesgesetze in
den burgenländischen Rechtsbestand übernommen. Die Unübersichtlichkeit wird
noch dadurch verstärkt, daß der Bund seit einigen Jahren immer umfangreichere
Sammelnovellen, gipfelnd in den beiden Strukturanpassungsgesetzen 1995 und
1996, beschließt, von denen nur kleine Teile für den Landesbereich bedeutsam sind.
Der Umstand, daß der Landesgesetzgeber in letzter Zeit immer häufiger von den
Bundesdienstrechtsvorschriften abweichende Regelungen beschlossen hat, liefert ei­
nen weiteren Beitrag zur Rechtsverwirrung.

Durch all dies wird nicht nur dem Normunterworfenen sondern auch dem Rechtsan­
wender ein beinahe "geradezu archivarischer Fleiß" beim Auffinden der einschlägi­
gen Rechtsvorschriften abverlangt. Um sich über den Inhalt einer für den Landesbe­
reich geltenden Dienstrechtsnorm Klarheit zu verschaffen, bedarf es zunächst einer
Suche nach einer allfälligen Spezialbestimmung im Landesbeamtengesetz 1985.
Mangels einer solchen ist in einem zweiten Schritt zu prüfen, in welchem der für sinn­
gemäß anwendbar erklärten Bundesgesetze die gesuchte Norm zu finden sei. Hiebei
ist zu berücksichtigen, daß zahlreiche Bundesgesetze mit Abweichungen als auf die
Landesbeamten anwendbar erklärt werden. Zu berücksichtigen sind auch die oft un­
terschiedlichen zeitlichen Geltungsbereiche der Bundes- und Landesvorschriften.

Die derzeit geübte Verweisungstechnik im Bereich des Dienstrechts der Landesbe­
amten ist dem Gebot der Rechtsklarheit, Übersichtlichkeit und Rechtssicherheit in
höchstem Maße abträglich und unter dem Gesichtspunkt der Rechtsstaatlichkeit
bedenklich.

Die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf vorgeschlagene Kodifizierung des Landes­
dienstrechts soll durch präzise und übersichtliche Festlegung der Rechte und
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Pflichten der Landesbeamten es dem Rechtsunterworfenen ermöglichen, sein Ver­
halten normgerecht zu gestalten. Der Entwurf stellt damit einen weiteren wichtigen
Schritt auf dem Weg zur Rechtsbereinigung und Verwaltungsrefom sowie zu einer
bürgernahen Landesrechtsordnung dar. Vor allem aber soll dem rechtsstaatlichen
Prinzip als Grundlage jeder demokratischen Ordnung zum Durchbruch verholfen
werden.

Auf Grund des Umfanges der zu kodifizierenden Dienstrechtsvorschriften (insgesamt
ca. 400 - 500 Paragraphen) wird ein stufenweises Vorgehen für zweckmäßig erach­
tet. In einem ersten Schritt soll das für die Bundesbeamten im Beamten-Dienstrechts­
gesetz 1979 geregelte Dienstrecht Le.S. als Landesbeamten-Dienstrechtsgesetz
1997 beschlossen werden. Als weitere Schritte sind die Kodifizierung des Besol­
dungsrechts der Landesbeamten (beim Bund geregelt im Gehaltsgesetz 1956), des
Pensionsrechts der Landesbeamten (beim Bund im Pensionsgesetz 1965 und im Ne­
bengebührenzulagengesetz geregelt) sowie des Reisegebührenrechts der Landes­
beamten (Reisegebührenvorschrift 1955 beim Bund) geplant. Schließlich soll auch
für die Landesvertragsbediensteten ein eigenständiges übersichtliches Dienstrecht
geschaffen werden.

B) Arbeitszeit, Karenzurlaub und Disziplinarrecht

Mit der Umsetzung der EU-Arbeitszeitrichtlinie werden auch im Dienstzeitrecht des
Landes und der Gemeinden Schutzbestimmungen gegen eine übermäßige zeitliche
Inanspruchnahme von Dienstnehmern eingeführt. Der Entwurf enthält eine Flexibili­
sierung der Dienstzeit in Form erweiterter Möglichkeiten für Teilzeitbeschäftigung.
Mit dieser Flexibilisierung soll eine den Erfordernissen einer effizienten und bürger­
nahen Aufgabenerfüllung des Landes Rechnung tragende Arbeitszeitgestaltung ge­
schaffen werden, die auch den Wünschen des Bediensteten nach flexiblerer Zeitein­
teilung entgegenkommt.

Die Reform des Karenzurlaubsrechtes bezweckt eine Vereinfachung der Verwal­
tungsabläufe bei der Gewährung von Karenzurlauben sowie eine Entlastung des Per­
sonalaufwandes des Bundes durch deren eingeschränkte Berücksichtigung für
zeitabhängige Rechte. Die Reform des Disziplinarrechtes zielt auf eine Verfahrens­
beschleunigung und Verfahrenskonzentration bei Disziplinarverfahren ab.

Die Bestimmungen über die Arbeitszeit gliedern sich in folgende Schwerpunkte:

1. Umsetzung der EU-Arbeitszeitrichtlinie:

Mit den §§ 50 und 52 bis 57 Bgld. LBDG 1997 soll die Umsetzung der auf Art.
118a EGV gestützten Richtlinie über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung
vom 23. November 1993 (93/104/EG, publiziert in ABI. Nr. L 307/18 vom 13. De­
zember 1993) in das Dienstzeitrecht des Landes und der Gemeinden vorgenom­
men werden. Die Richtlinie enthält Regelungen über die täglichen und wöchentli­
chen Mindestruhezeiten, den Mindestjahresurlaub, die Ruhepausen, die wöchent­
liche Höchstarbeitszeit sowie bestimmte Aspekte der Nacht- und Schichtarbeit so­
wie des Arbeitsrhythmus.
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Nach Art. 1 Abs. 3 ist die Richtlinie grundsätzlich auch auf öffentliche Tätigkeitsbe­
reiche im Sinne des Art. 2 der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG anzuwenden, nimmt
aber generell Arbeitsbereiche, "soweit Besonderheiten bestimmter spezifischer
Tätigkeiten im öffentlichen Dienst, z.B. bei den Streitkräften oder der Polizei, oder
bestimmter spezifischer Tätigkeiten bei den Katastrophenschutzdiensten zwingend
entgegenstehen," vom Anwendungsbereich aus.

Dem auch für öffentlich Bedienstete geltenden Schutzprinzip trägt der Entwurf ins­
besondere durch Einführung von gesetzlichen Höchstgrenzen für die tägliche und
wöchentliche Dienstzeit (einschließlich von Überstundenleistungen und von Voll­
dienstteilen der Bereitschafts- und Journaldienste) sowie der Schaffung von ge­
setzlichen Grundlagen für Pausen und Ruhezeiten sowie der Regelung bestimm­
ter Aspekte der Nachtarbeit Rechnung. Den Besonderheiten des öffentlichen
Dienstes mit dem aus der absoluten Betriebspflicht einzelner öffentlicher Organe
(z.B. Katastrophenschutzdienst, Straßenwinterdienst) abzuleitenden Erfordernis
einer jederzeitigen unbehinderten Tätigkeit wird dadurch Rechnung getragen, daß
diese von der starren Anwendung der angeführten Schutzbestimmungen ausge­
nommen werden. Den ausgenommenen Bereichen wird jedoch aufgetragen, für ei­
ne größtmögliche Sicherheit und für einen größtmöglichen Gesundheitsschutz der
dort tätigen Bediensteten zu sorgen.

2. Flexiblere Teilzeitregelungen:

Der Entwurf bringt für die der Herabsetzung der Wochendienstzeit folgende
Neuerungen:

a) Mehr Flexibilität bei den Anlaßgründen:
Die Herabsetzung der Wochendienstzeit nach § 61 ist nicht mehr nur zur Pflege
oder Betreuung naher Angehöriger, sondern aus beliebigen Gründen zulässig.

b) Mehr Flexibilität beim Ausmaß:
Die Wochendienstzeit muß nicht mehr starr auf 50 %, sondern sie kann auf eine
beliebige Zahl voller Stunden zwischen 50 % und 100 % der Vollbeschäftigung
herabgesetzt werden.

c) Mehr Flexibilität bei der Zeitdauer:
- Herabsetzungen nach § 61 sind - statt bis zu 4 Jahren - künftig bis zu 10

Jahren zulässig.
- Für Herabsetzungen nach § 62 entfällt die Obergrenze von 4 Jahren ersatzlos.

d) Wegfall von Ausschlußgründen:
Für eine Herabsetzung nach § 61 sind
- eine Mindestdienstzeit von fünf Jahren und
- ein Ende der Herabsetzung spätestens mit der Vollendung des 55. Lebens-
jahres

nicht mehr erforderlich. Eine Herabsetzung nach § 62 ist auch zur Betreuung ei­
nes Kindes zulässig, das das 1. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
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e) Erleichterte vorzeitige Beendigung:
Ein vorzeitiges Ende der Herabsetzung auf Wunsch des Beamten ist nicht mehr
ausgeschlossen, wenn das Ausschöpfen der vollen Dauer für ihn keine Härte
wäre. Es muß auch nicht der Grund für die Herabsetzung weggefallen sein.

C) Zuständigkeit

Die Zuständigkeit des Landes zur Erlassung dieses Gesetzes ergibt sich aus Art. 21
B-VG.

11.

Besondere Bemerkungen

Zu §§ 1 bis 17.19.21 bis 49.59.65 bis 89.93 bis 112.114 bis 120.123,124.126
bis 129. 131 bis 138. 144. 146 bis 159. 162 bis 179.181 bis 184. 188. 189. 193, 195.
196 und Anlagen 1 (ausgenommen Z 2.1.) und 2:

Keine inhaltliche Änderung der derzeitigen Rechtslage.

Einige Bestimmungen, insbesondere die Sonderbestimmungen für die Mitglieder des
Unabhängigen Verwaltungssenates Burgenland, wurden aus systematischen Grün­
den neu geordnet und übersichtlicher gestaltet.

Zu §§ 18. 20 und 185:

Die Neuregelungen sind auf Grund des Bezügebegrenzungsgesetzes, BGBI. I Nr.
64/1997, insbesondere auf Grund der im Rahmen dieses Bundesgesetzes beschlos­
senen und mit 1. August 1997 in Kraft getretenen Änderung des Unvereinbarkeitsge­
setzes 1983, unumgänglich notwendig.

Zu § 50:

Dem Arbeitszeitbegriff des Art. 2 Z 1 der Richtlinie 93/104/EG folgend werden in die­
ser Bestimmung die Begriffe der Dienstzeit und der Tages- und Wochendienstzeit
definiert.

Die Richtlinie charakterisiert Arbeit als Zeitspanne, "während der ein Arbeitnehmer
gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten arbeitet,
dem Arbeitgeber zur Verfügung steht und seine Tätigkeit ausübt oder Aufgaben
wahrnimmt".

Bei der Bestimmung des Dienstzeitbegriffes im vorliegenden Entwurf wird daher da­
von ausgegangen, daß der Beamte nicht nur während der regelmäßigen Wochen­
dienstzeit und allfälliger Überstunden, sondern auch während angeordneter Bereit­
schaftszeiten und Journaldiensten dem Dienstgeber zur Verfügung steht, aber nicht
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in allen angeführten Fällen Volldienst versieht, indem er seine Tätigkeit ausübt oder
Aufgaben besorgt. Eine derartige Verpflichtung, seiner dienstlichen Tätigkeit nachzu­
gehen, besteht insbesondere nicht während einer angeordneten Rufbereitschaft. Die­
se Zeit gilt nur dann, wenn ein Beamter im Rahmen seiner Rufbereitschaft zum Voll­
dienst herangezogen wird, als Dienstzeit. Dies ist auch dann der Fall, wenn generell
oder bei einer einzeln angeordneten Dienststellenbereitschaft oder einem JournaI­
dienst bestimmt wird, daß für einen Teil der Anwesenheitsverpflichtung Ruheerlaub­
nis erteilt wird, in der der Beamte auch privaten Tätigkeiten nachgehen darf. Diese
Teile der Dienststellenbereitschaft und des Journaldienstes sind daher nicht als
Dienstzeit zu werten.

Von diesem Begriff der "Dienstzeit" leitet sich auch die Definition der Tages- und
Wochendienstzeit ab.

Zu § 51 Abs. 6:

Diese Regelung geht im Sinne des Dienstzeitbegriffes nach § 50 Z 1 LBDG 1997 da­
von aus, daß sich der Beamte während der im verlängerten Dienstplan enthaltenen
Bereitschafts- und Wartezeiten zwar in der Verfügung des Dienstgebers befindet,
aber nicht verpflichtet ist, seiner dienstlichen Tätigkeit nachzugehen. Diese Zeiten
werden daher aus dem Begriff der Dienstzeit ausgenommen und sind nicht auf die
Höchstgrenzen der Dienstzeit anzurechnen.

Zu § 52 (Höchstgrenzen der Dienstzeit):

Die in Abs. 1 festgelegte Höchstgrenze von 13 Stunden für die Tagesdienstzeit ent­
spricht Art. 3 der Richtlinie 93/104/EG, wonach die Mitgliedstaaten die erforderlichen
Maßnahmen zu treffen haben, damit jedem Arbeitnehmer pro 24-Stunden-Zeitraum
eine Mindestruhezeit von 11 zusammenhängenden Stunden gewährt wird.

Die Höchstgrenze der Tagesdienstzeit von 13 Stunden darf nur bei den in Abs. 2 an­
geführten Tätigkeiten unter den in dieser Bestimmung angeführten Voraussetzungen
sowie in den im Abs. 3 und 6 genannten Fällen überschritten werden.

Nach Abs. 2 Z 1 ist zunächst eine Überschreitung der täglichen Höchstdienstzeit bei
Tätigkeiten zulässig, die an außerhalb des Dienstortes gelegenen Orten verrichtet
werden. Dazu zählen Dienstverrichtungen an zur Dienststelle gehörenden Außen­
steIlen oder Anlagen, in anderen Dienststellen, Prüf- und Kontrolldienste, vermes­
sungstechnische Feldarbeiten und ähnliche Tätigkeiten. Dies im Hinblick auf die mit
der Besorgung dieser auswärtigen Dienstverrichtungen notwendigerweise verbunde­
nen längeren auswärtigen Aufenthalte oder dabei zurückzulegender Wegstrecken.

Nach Abs. 2 Z 2 gilt diese Überschreitungsmöglichkeit auch für Tätigkeiten, die da­
durch gekennzeichnet sind, daß bei diesen unbedingt die Kontinuität des Dienstes
oder der Produktion gewährleistet sein muß. Als Bereiche, in denen die Kontinuität
des Dienstes gewährleistet sein muß, kommen vor allem Bereiche in Betracht, in de­
nen das aus der Betriebspflicht öffentlicher Einrichtungen abzuleitende Erfordernis
einer jederzeitigen unbehinderten Tätigkeit (z.B. Unterbringung und Beaufsichtigung
von Schülerinnen und Schülern in Schülerheimen) dies erforderlich machen kann.
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Weiters führt diese Bestimmung Tätigkeiten in Bereichen an, in denen es nicht nur
um die kontinuierliche Betreuung von Menschen, sondern auch von Pflanzen oder
Tieren insbesondere in landwirtschaftlichen Betrieben (z.B. Lehrbetriebe, Landes­
forstgärten) und Versuchsanstalten sowie um die notwendige Kontinuität bei der
Durchführung, Steuerung und Kontrolle bestimmter Forschungs- und Entwicklungs­
projekte geht.

Abs. 2 Z 3 führt als letzte Ausnahme von der täglichen Höchstarbeitszeit den Fall ei­
nes vorhersehbaren übermäßigen Arbeitsanfalles in land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben (z.B. Ernteeinsatz) des Landes oder im Rahmen des Fremdenverkehrs ­
insbesondere in den Gemeinden - an.

Die in Abs. 2 angeführten Ausnahmen von der täglichen Höchstdienstzeit beruhen
auf Art. 17 Abs. 2 Z 2.1 der Richtlinie 93/104/EG. In diesen Fällen ist den von einem
verlängerten Dienst betroffenen Beamten innerhalb der nächsten 14 Kalendertage
ein entsprechender Ausgleich für die durch den verlängerten Dienst verkürzte Ruhe­
zeit zu gewähren.

Die in Abs. 3 festgesetzte Höchstgrenze für die Wochendienstzeit von durchschnitt­
lich 48 Stunden (einschließlich von Überstunden sowie jener Teile der Bereitschaft
und des Journaldienstes, während welcher der Beamte verpflichtet ist, seiner dienst­
lichen Tätigkeit nachzugehen) in einem viermonatigen Durchrechnungszeitraum ent­
spricht Art. 6 in Verbindung mit Art. 16 der Richtlinie 93/104/EG. Bei der Errechnung
des Durchschnitts der Vvochendienstzeit in diesen vier Monaten sind Zeiten, in de­
nen der Beamte vom Dienst befreit, enthoben oder gerechtfertigt vom Dienst abwe­
send ist, als neutrale Zeiten außer Betracht zu lassen. Dies trifft insbesondere auf al­
le Arten des Urlaubes, die AußerdienststeIlung, die DienstfreisteIlung, den Kuraufent­
halt, den Präsenz- und Zivildienst, die Suspendierung und gerechtfertigte Abwesen­
heit insbesondere infolge Krankheit, Unfalls oder Gebrechens zu.

Über die Höchstgrenze für die Wochendienstzeit hinaus dürfen nach Abs. 4 - sieht
man von dem im Abs. 6 geregelten Fall außerordentlicher Verhältnisse ab - verlän­
gerte Dienste nur mit Zustimmung des Beamten geleistet werden. Dem Beamten, der
sich nicht zur Leistung verlängerter Dienste bereit erklärt, dürfen daraus keine Nach­
teile erwachsen. Dienststellenleiter sollen verpflichtet sein, aktuelle Listen über alle
Bediensteten zu führen, die sich zu verlängerten Diensten bereit erklärt haben. Die
Pflicht zur Vorlage dieser Listen an die zuständige Dienstbehörde soll diese im Sinne
ihrer Fürsorgepflicht gegenüber diesen Bediensteten in die Lage versetzen, die Mög­
lichkeit zur Überschreitung der wöchentlichen Höchstarbeitszeit im Einzelfall aus
Gründen des Schutzes der Sicherheit und Gesundheit der Bediensteten zu unterbin­
den oder einzuschränken. Das Benachteiligungsverbot für Beamte, die sich nicht zur
Leistung solcher verlängerter Dienste bereit erklären, und die Verpflichtung zur Füh­
rung aktueller Listen und zu deren Vorlage an die zuständige Dienstbehörde stützen
sich auf Art. 18 Abs. 1 lit. i der Richtlinie 93/104/EG.

Abs. 5 ermächtigt im Sinne des Art. 5 Abs. 4 der Richtlinie 89/391 zu Abweichungen
von den Höchstgrenzen für die Tages- und Wochendienstzeit bei Eintritt außerge­
wöhnlicher Ereignisse oder nicht vorhersehbarer Umstände, um Gefahren für die
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Bediensteten, die Allgemeinheit, die öffentliche Ordnung und Sicherheit oder schwe­
re wirtschaftliche Schäden abwenden zu können.

Die in § 52 festgesetzten Höchstgrenzen gelten aber nicht für die in § 57 angeführten
Bedienstetengruppe bzw. deren Tätigkeiten.

Zu § 53 (Ruhepausen):

Diese Bestimmung entspricht Art. 4 der Richtlinie 93/194/EG, wonach bei einer tägli­
chen Dienstzeit von mehr als sechs Stunden eine Ruhepause zu gewähren ist. Die
zeitliche Festlegung dieser Pause richtet sich nach den dienstlichen Erfordernissen
und den jeweiligen örtlichen Verhältnissen. Sie wird in Bereichen mit einem Normal­
dienstplan mit der für die Einnahme des Mittagessens schon bisher gewährten Mit­
tagspause zusammenfallen. In Bereichen, in denen infolge durchgehender Dienstzeit
die Mittagspause entfällt, können nach § 48b zweiter Satz im Dienstplan anstelle ei­
ner halbstündigen Ruhepause zwei Ruhepausen von je einer Vierteilstunde oder drei
Ruhepausen von je 10 Minuten eingeräumt werden.

Vom Anspruch auf Gewährung einer Ruhepause sind nach § 57 die dort angeführten
Bedienstetengruppen ausgeschlossen.

Zu § 54 (Tägliche Ruhezeiten):

Nach dieser Bestimmung ist gemäß Art. 3 der Richtlinie 93/194/EG jedem Beamten
pro 24-Stunden-Zeitraum eine Mindestruhezeit von 11 zusammenhängenden Stun­
den zu gewähren. Diese Bestimmung ist nach § 57 ebenfalls auf die dort angeführten
Bedienstetengruppen nicht anzuwenden.

Zu § 55 (Wochenruhezeit):

Die Bestimmung des Abs. 1 dient der Umsetzung des Art. 5 der Richtlinie 93/104/EG,
wonach pro Siebentageszeitraum eine kontinuierliche Mindestruhezeit von 24 Stun­
den zuzüglich der täglichen Ruhezeit von 11 Stunden zu gewähren ist. Die Wochen­
ruhezeit von 35 Stunden pro Siebentageszeitraum schließt grundsätzlich den Sonn­
tag ein.

Wird in einer Kalenderwoche die vorgeschriebene wöchentliche Mindestruhezeit von
35 Stunden unterschritten, ist nach Abs. 2 in einem Bezugszeitraum von 14 Tagen
(Art. 16 der Richtlinie 93/104/EG) sicherzustellen, daß in der nächstfolgenden KaIen­
derwoche eine entsprechende Verlängerung der wöchentlichen Mindestruhezeit
erfolgt.

Zu § 56 (Nachtarbeit):

Abs. 1 beschränkt im Sinne des Art. 8 Z 1 der Richtlinie 93/104/EG die tägliche "nor­
male Arbeitszeit" für Nachtarbeiter auf durchschnittlich acht Stunden in einem Durch­
rechnungszeitraum von 14 Kalendertagen. "Nachtarbeit" wird dabei, um den Gel­
tungsbereich der Schutzbestimmungen abzugrenzen, im Sinne der Begriffsbestim­
mungen des Art. 2 der Richtlinie als regelmäßige dienstliche Tätigkeit in der Zeit
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zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr im Ausmaß von mindestens drei Stunden definiert.
Das Wort "regelmäßig" bedingt, daß der Beamte nicht unbedingt an jedem Arbeits­
tag, aber doch zum überwiegenden Teil an den Tagen der Wochendienstzeit drei
Stunden seiner täglichen Dienstzeit Nachtarbeit verrichtet. Mit der Wendung, daß der
Beamte "seiner dienstlichen Tätigkeit nachzugehen hat", wird das Erfordernis zum
Ausdruck gebracht, daß der Beamte in dieser Zeit Aufgaben zu besorgen oder
dienstliche Tätigkeiten zu verrichten hat und damit tatsächlich Volldienst leistet.

Die Bestimmung des Abs. 2 entspricht Art. 8 Z 2 der zitierten Richtlinie und definiert
Nachtschwerarbeit als einen von Nachtarbeitern zu besorgenden Dienst, der mit be­
sonderen Gefahren oder einer erheblichen körperlichen oder geistigen Anspannung
verbunden ist. Der Schutzanspruch nach dieser Bestimmung wird, da keine Mindest­
dauer der in die Nachtzeit fallenden Anteile der Dienstzeit gefordert ist, bereits dann
gegeben sein, wenn die dienstliche Tätigkeit durch besondere Gefahren oder An­
spannungen zusätzlich erschwert ist. Da es erforderlich ist, diese Tätigkeiten im Lan­
desdienst, auf welche die obigen Voraussetzungen zutreffen, erst festzustellen, ent­
hält diese Bestimmung eine diesbezügliche Verordnungsermächtigung.

Es wird darauf hingewiesen, daß die Schutzbestimmungen nach § 56 Abs. 1 und 2
des Entwurfes nicht für die in § 57 angeführten Bedienstetengruppen gelten.

Die Bestimmung des Abs. 3 trägt Art. 9 der Richtlinie 93/104/EG Rechnung. Danach
hat der Bund die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, daß der Gesundheitszustand
der Nachtarbeiter, die das wünschen, bei Antritt der Tätigkeit und danach in regelmä­
ßigen Abständen ärztlich untersucht wird. Die Regelung hindert nicht, daß bei Bedarf
auch vom Dienstgeber derartige Untersuchungen angeordnet werden können. Die
Kosten derartiger Untersuchungen sind vom Land zu tragen, den Bediensteten ist die
dafür notwendige DienstfreisteIlung zu gewähren.

Nach Art. 9 Abs. 1 Z 2 der Richtlinie haben die Mitgliedstaaten die erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, damit Nachtarbeiter mit gesundheitlichen Schwierigkeiten,
die nachweislich mit ihrer nächtlichen Tätigkeit verbunden sind, soweit dies möglich
ist, auf eine Tagesarbeitsstelle versetzt werden. Abs. 4 statuiert in diesem Sinne ei­
nen Versetzungsanspruch nach Dienstesmöglichkeit auf einen zumutbaren Arbeits­
platz ohne Nachtarbeit, wenn der Beamte für diesen geeignet ist. Kann dem Beamten
innerhalb seiner Dienststelle kein seiner bisherigen Verwendung gleichwertiger Ar­
beitsplatz zugewiesen werden, kann ihm auch ohne Anwendung der Bestimmungen
über den Versetzungs- und Verwendungsänderungsschutz ein anderer ungleichwer­
tiger Arbeitsplatz zugewiesen werden. Ob ein bestimmter Arbeitsplatz ohne Nachtar­
beit dem Beamten zugemutet werden kann, ist unter dem Gesichtspunkt seiner per­
sönlichen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse vor allem bei einer Änderung
des Dienstortes zu prüfen.

Zu § 57 (Ausnahmebestimmungen):

Die Richtlinie 93/104/EG (Art. 17 Abs. 1) gestattet eine Abweichung von den Min­
destvorschriften bei leitenden Angestellten und Personen mit selbständiger Entschei­
dungsbefugnis, deren Arbeitszeit wegen der besonderen Merkmale der ausgeübten
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Tätigkeit nicht gemessen und/oder nicht im voraus festgelegt wird oder von den Ar­
beitnehmern selbst festgelegt werden kann.

Von diesen beiden Abweichungsmöglichkeiten macht Abs. 1 hinsichtlich der an er­
ster Stelle angeführten Personengruppe in der Weise Gebrauch, daß Beamte mit
Vorgesetztenfunktion, deren Mehrleistungen in zeitlicher und mengenmäßiger Hin­
sicht durch eine Zulage (z.B. Verwendungszulage) als abgegolten gelten, von den
Schutzbestimmungen ausgenommen werden. Dies im Hinblick auf den maßgeblichen
Einfluß auf die tatsächliche Dienstzeit ihrer Mitarbeiter, der diesem Personenkreis
zukommt.

In die Kategorie der "Personen mit selbständiger Entscheidungsbefugnis, deren Ar­
beitszeit wegen der besonderen Merkmale der ausgeübten Tätigkeit nicht gemessen
und/oder nicht im voraus festgelegt wird oder von den Arbeitnehmern selbst festge­
legt werden kann", fallen die Lehrer, deren Tätigkeit vor allem in der Vor- und Nach­
bereitung des Unterrichtes in diesem Sinne nicht festgelegt werden kann. Diese Be­
dienstetengruppe wird daher von den Schutzbestimmungen des Entwurfes in den für
sie geltenden besonderen Dienstrechtsvorschriften ausgenommen.

Abs. 2 nimmt verschiedene Bedienstetengruppen von den Schutzbestimmungen
nach §§ 48 bis 48e gänzlich aus. Abs. 3 verpflichtet aber das Land im Sinne seiner
Fürsorgepflicht diesen Bediensteten gegenüber zu einem größtmöglichen Sicher­
heits- und Gesundheitsschutz. Auch diese Bedienstetengruppen sind daher soweit
als möglich vor übermäßiger zeitlicher Inanspruchnahme in der Weise zu schützen,
daß für sie die allgemeinen Grundsätze des Schutzes der Sicherheit und Gesundheit
zu beachten sind.

Die Ausnehmung der in Abs. 2 angeführten spezifischen Tätigkeiten von Bedienste­
tengruppen von den Schutzbestimmungen stützt sich auf Art. 1 Abs. 3 der Richtlinie
93/104/EG in Verbindung mit Art. 2 der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG. Danach findet
diese Richtlinie keine Anwendung, "soweit Besonderheiten bestimmter spezifischer
Tätigkeiten im öffentlichen Dienst oder bestimmter spezifischer Tätigkeiten bei den
Katastrophenschutzdiensten zwingend entgegenstehen." Die Besonderheiten der
Aufgaben der im Abs. 2 angeführten Staatsorgane und der bei diesen Beschäftigten
rechtfertigen somit für sich allein nicht schon eine Abweichung von den dienstzeit­
rechtlichen Schutzbestimmungen. Eine Abweichung wird vielmehr nur dann und bei
jenen Bediensteten gerechtfertigt sein, die unbedingt und ohne zeitliche Obergrenze
zur Besorgung dieser Staatsfunktionen herangezogen werden müssen.

Im Abs. 4 wird das Verhältnis der im Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz (KA-AZG)
erfolgten Arbeitszeitregelung für die in Dienst- und Ausbildungsverhältnissen zum
Land stehenden Angehörigen von Gesundheitsberufen in Krankenanstalten und in
Pflegeanstalten zu den Dienstzeitregelungen des LBDG 1997 klargestellt.

Zu § 58:

Seit dem Inkrafttreten der 11. Novelle zum Landesbeamtengesetz 1985, LGBI.Nr.
11/1997, sind in jenen Fällen, in denen eine Dienstreise nicht vom Dienstort sondern
vom Wohnort aus angetreten oder im Wohnort beendet wird, die

Seite 117



Reisekostenvergütung und die Reisezulage - je nach Lage des Dienstverrichtungsor­
tes - und bestimmten Voraussetzungen unter Zugrundelegung der Wegstrecke
Wohnort - Dienstverrichtungsort - Wohnort zu bemessen. Es erscheint sachlich ge­
rechtfertigt, die gemäß § 58 allenfalls als Überstunde zu wertende Reisezeit nach
den gleichen Grundsätzen zu ermitteln wie die reisegebührenrechtlichen Ansprüche.
Dieses Ergebnis wird durch die Anordnung der sinngemäßen Anwendung des § 16
Abs. 5 RGV 1955 in der Fassung des Gesetzes LGBI.Nr. 11/1997 auf die Fälle des §
58 LBDG 1997 erreicht

Zu § 60 Abs. 1 und 3:

Im Abs. 1 wird im Sinne einer terminologischen Vereinheitlichung der im Dienst- und
Besoldungsrecht verwendeten Begriffe für die verschiedenen Formen der Bereit­
schaft die Legaldefinition der "Dienststellenbereitschaft" aufgenommen.

Im Abs. 3 entfällt im Hinblick auf die im Zusammenhang mit der Begriffsbestimmung
der Dienstzeit nach § 50 Z 1 vorgenommene generelle Bewertung aller drei Formen
der Bereitschaft und des Journaldienstes hinsichtlich ihrer Dienstzeitanteile dessen
letzter Satz.

Zu §§ 61 bis 64 (Teilzeitregelung für Beamte):

Die Bestimmungen über die Herabsetzung der Wochendienstzeit der bisherigen §§
50 bis 50e BOG 1979 werden, wie bereits im Punkt B)2 des Allgemeinen Teiles der
Erläuterungen ausgeführt, in mehrfacher Hinsicht flexibler gestaltet.

Zu § 61:

Nach Abs. 1 war bisher eine Herabsetzung der Wochendienstzeit nach § 50a BOG
1979 nur aus Anlaß der notwendigen Pflege oder Betreuung naher Angehöriger zu­
lässig. Diese Einschränkung fällt ersatzlos weg, das heißt, der Beamte muß seinen
Antrag auf Herabsetzung nicht mehr begründen.

Wie bisher ist eine Herabsetzung nur zulässig, wenn keine wichtigen dienstlichen In­
teressen entgegenstehen. Dies bezieht sich nun nicht nur auf die Herabsetzung an
sich, sondern auch auf das gewünschte Ausmaß der Herabsetzung.

Der Ersatz des Begriffes "Wochendienstzeit" durch den Begriff "regelmäßige Wo­
chendienstzeit" ergibt sich aus den Neuformulierungen im Zusammenhang mit der
Anpassung an die EU-Arbeitszeitrichtlinie: Da der Begriff der "Wochendienstzeit"
nach § 50 LBDG 1997 nicht nur die regelmäßige Wochendienstzeit im Sinne des §
51 Abs. 2 LBDG 1997, sondern auch Überstunden u.a.m. einschließt, ist eine termi­
nologische Anpassung in jenen Bestimmungen erforderlich, in denen auf die regel­
mäßige Wochendienstzeit von 40 Stunden abgestellt werden soll.

Die regelmäßige Wochendienstzeit muß außerdem nicht mehr starr auf 50 %, son­
dern sie kann gemäß Abs. 2 auf eine beliebige Zahl voller Stunden im Ausmaß von
50 % bis unter 100 % der Vollbeschäftigung herabgesetzt werden. Gemäß § 50c
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Abs. 2 kann in zwingenden Fällen sogar vom vollen Stundenausmaß abgegangen
werden.

Im Abs. 3 wird die Obergrenze für die Gesamtdauer der Herabsetzungen nach § 50a
von vier auf zehn Jahre angehoben.

Weiterhin gilt, daß die Herabsetzung nur für volle Jahre in Anspruch genommen wer­
den kann, um eine überschaubare Personalbewirtschaftung sicherzustellen. Eine
vorzeitige Beendigung unter den Voraussetzungen des § 64 ist jedoch damit nicht
ausgeschlossen.

Abs. 4 führt die Gründe an, die eine Herabsetzung ausschließen. Von den bisherigen
Ausschlußgründen sind die des Fehlens einer Mindestdienstzeit von fünf Jahren und
des Endens der Herabsetzung nach der Vollendung des 55. Lebensjahres weggefal­
len. Aus Gründen eines ordnungsgemäßen und effizienten Personaleinsatzes muß
das Erfordernis der Verwendbarkeit auf einem der dienstrechtlichen Stellung zumin­
dest entsprechenden Arbeitsplatz weiterhin aufrecht bleiben (Z 3).

Bei Verwendung auf einem Arbeitsplatz an einer im Ausland gelegenen Dienststelle
des Landes kommt eine Herabsetzung mit Rücksicht auf die Organisation und die
AufgabensteIlung nicht in Betracht. In diesem Fall würde eine Herabsetzung zu ho­
hen Folgekosten, wie z.B. Reise- und Übersiedlungskosten für Ersatzkräfte führen.

Zu § 62:

Abs. 1 sieht so wie bisher einen Anspruch auf Herabsetzung der Wochendienstzeit
aus Anlaß der Betreuung eines in den Z 1 bis 3 angeführten Kindes vor. Neu ist, daß
auch hier - so wie im Fall des § 61 - die regelmäßige Wochendienstzeit nicht mehr
starr auf 50 % herabzusetzen ist, sondern daß diese Wochendienstzeit je nach An­
trag des Beamten auf eine bliebige Zahl voller Stunden im Ausmaß von 50 % bis un­
ter 100 % der Vollbeschäftigung festgelegt werden kann. Die Ausschlußgründe des §
61 Abs. 4 gelten auch für die Fälle des § 62.

Abs. 2 entspricht dem bisherigen § 50b Abs. 2. Ein früheres Enden der Herabsetzung
bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 50d ist damit nicht ausgeschlossen.

Abs. 3 führt Ausschlußgründe an, die speziell für Herabsetzungen nach § 62 gelten.
Sie waren schon im bisherigen § 50b Abs. 3 BOG 1979 vorgesehen. Der Ausschluß­
grund, daß das Kind das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, fällt jedoch weg.

Abs. 4 entspricht dem bisherigen § 50b Abs. 4 BOG 1979. Die Obergrenzen-Rege­
lung des bisherigen § 50b Abs. 5 BOG 1979 fällt jedoch ersatzlos weg. Damit fallen
sämtliche Herabsetzungen nach § 62 nicht mehr unter zeitliche Obergrenzen und
können daher für beliebig viele Kinder - jeweils höchstens bis zu deren Schuleintritt ­
in Anspruch genommen werden.

Zu § 63:
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Dieser zieht die Regelungen der bisherigen §§ 50c und 50d BOG 1979 in einem Pa­
ragraphen zusammen. Abs. 1 entspricht dem bisherigen § 50c BOG 1979, die Abs. 2
und 3 entsprechen dem bisherigen § 50d BOG 1979.

Die eingeschränkte Überschreitungsmöglichkeit des Beschäftigungsausmaßes von
50 % im bisherigen § 50d erster Satz BOG 1979 wird im neuen Abs. 2 auf das jeweils
in Aussicht genommenen volle Stundenausmaß übertragen. Damit ist nach wie vor
sichergestellt, daß das Beschäftigungsausmaß von 50 % in keinem Fall unterschrit­
ten wird. Im Falle eines zwingenden dienstlichen Erfordernisses kann die regelmäßi­
ge Wochendienstzeit auch auf ein nicht ganzzahliges Stundenausmaß herabgesetzt
werden. Aus Gründen einer überschaubaren Personalbewirtschaftung soll aber die
Festsetzung eines vollen Stundenausmaßes die Regel sein.

Zu § 64:

Abs. 1 entspricht dem bisherigen § 50e Abs. 1 BOG 1979 mit folgenden
Abweichungen:

1. Für eine vorzeitige Beendigung der Herabsetzung auf Antrag des Beamten ist es
nicht mehr erforderlich, daß der Grund für die Herabsetzung weggefallen sein muß
und das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten Dauer der Herabsetzung für ihn
eine Härte bedeuten würde.

2. Wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen, ist nicht nur eine
vorzeitige Beendigung der Herabsetzung, sondern je nach Wunsch des Beamten
auch eine Änderung des Prozentausmaßes der Herabsetzung möglich.

Die Abs. 2 und 3 entsprechen dem bisherigen § 50e Abs. 2 und 3 BOG 1979, doch
gelten die Bestimmungen des Abs. 3 über die Anrechnung von Verkürzungen der
Zeit einer Herabsetzung auf die zeitlichen Obergrenzen nur mehr für die Fälle des §
61, da in den Fällen des § 62 keine Obergrenzen mehr vorgesehen sind.

Sonderbestimmungen zur Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit für
Lehrer enthält § 161 LBOG 1997, Übergangsbestimmungen zur Neuregelung enthält
§ 186 LBOG 1997. Besoldungsrechtliche und pensionsrechtliche Bestimmungen zur
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit sind im § 13 Abs. 10 und im § 61
Abs. 13 des Gehaltsgesetzes 1956 und im § 5 Abs. 3 bis 5 des Pensionsgesetzes
1965, jeweils in der Fassung des gleichzeitig eingebrachten Entwurfes einer 12. No­
velle zum Landesbeamtengesetz 1985, enthalten. Auf die Erläuterungen zu diesen
Bestimmungen wird verwiesen.

Zu §§ 92 bis 95 (Karenzurlaubl:

Die Neufassung des Karenzurlaubsrechts enthält folgende Neuregelungen: Die An­
laßfälle, in denen Karenzurlaube kraft Gesetzes eintreten oder ein Rechtsanspruch
auf Gewährung eines Karenzurlaubes besteht, werden abschließend geregelt. Wei­
ters werden für Karenzurlaube je nach Anlaß Höchstdauern sowie Obergrenzen für
die Berücksichtigung für zeitabhängige Rechte festgelegt.
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Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird das Karenzurlaubsrecht auf drei Paragra­
phen verteilt.

§ 92 enthält die unveränderte grundsätzliche Regelung über die Gewährung eines
Karenzurlaubes.

§ 92 Abs. 2 sieht für drei Anlaßfälle eine gesetzliche Karenzierung für die Dauer des
jeweiligen Anlasses vor. Gemäß Z 1 bewirkt die Mitgliedschaft zu einem unabhängi­
gen Verwaltungssenat eine Karenzierung für die Dauer der Mitgliedschaft beim UVS.
Dasselbe gilt gemäß Z 2 für über Vorschlag oder im Einvernehmen mit der Republik
Österreich befristet bestellte Mitglieder eines Organes einer zwischenstaatlichen Ein­
richtung. Als solche Organe kommen etwa der Europäische Gerichtshof oder der
Rechnungshof der EU in Betracht.

Gemäß Z 3 bewirkt auch die Bestellung zum Vizepräsidenten eines Landesschulra­
tes bzw. des Stadtschulrates für Wien eine Karenzierung für die Dauer der
Bestellung.

Die Abs. 3 und 4 regeln die Höchstdauer von Karenzurlauben. Karenzurlaube dürfen
nach Abs. 3 einerseits eine Höchstdauer von zehn Jahren nicht überschreiten, wobei
frühere - und zwar sowohl nach bisherigem als auch nach neuem Recht gewährte ­
Karenzurlaube zu berücksichtigen sind. Andererseits endet ein Karenzurlaub wie bis­
her spätestens mit Ablauf des Jahres, in dem der Beamte sein 64. Lebensjahr vollen­
det. Abs. 4 nimmt drei Gruppen von Karenzurlauben, nämlich

- Anschlußkarenzurlaube zur Betreuung von Kindern bis zur Schulpflicht
- Karenzurlaube, auf die ein Rechtsanspruch besteht, und
- Karenzurlaube, die kraft Gesetzes eintreten,

von der Beschränkung der Höchstdauer aus, da eine solche nicht mit dem Zweck des
Karenzurlaubes vereinbar wäre.

§ 93 regelt die Berücksichtigung von Karenzurlaubszeiten für zeitabhängige Rechte
(Vorrückung, ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit, Urlaubsausmaß,
Jubiläumszuwendung).

Abs. 1 entspricht dem bisherigen § 75 Abs. 2 BOG 1979. Die Zeit eines Karenzurlau­
bes ist demnach für zeitabhängige Rechte nicht zu berücksichtigen, soweit gesetzlich
nicht anderes bestimmt ist. Solche Bestimmungen finden sich beispielsweise im § 10
Abs. 1 Z 3 und Abs. 4 GG 1956 bezüglich der Vorrückung und im § 6 Abs. 2 PG 1965
bezüglich der Anrechnung für die ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit.

Abs. 2 regelt, in welchen Fällen und bis zu welchem zeitlichen Höchstausmaß Zeiten
eines Karenzurlaubes für zeitabhängige Rechte zu berücksichtigen sind. Ohne zeitli­
che Beschränkung berücksichtigt wird die Zeit eines kraft Gesetzes eintretenden Ka­
renzurlaubes. Karenzurlaube, die
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- zur Begründung eines Dienstverhältnisses als Entwicklungshelfer oder zu einer Ein­
richtung der Europäischen Union oder einer sonstigen zwischenstaatlichen Einrich­
tung, der Österreich angehört, oder

- zur Ausbildung des Beamten für seine dienstliche Verwendung

gewährt worden sind, sind auf Antrag (Abs. 3) bis zum Höchstausmaß von drei Jah­
ren für zeitabhängige Rechte zu berücksichtigen. Nach Abs. 4 sind Zeiten eines frü­
heren im Landesdienst zurückgelegten Karenzurlaubes, die für zeitabhängige Rechte
berücksichtigt worden sind, in diese einjährige Höchstdauer einzurechnen, soweit es
sich nicht um einen kraft Gesetzes eingetretenen Karenzurlaub oder um einen Ka­
renzurlaub, auf dessen Gewährung ein Rechtsanspruch bestanden hat, gehandelt
hat.

Die Berücksichtigung für zeitabhängige Rechte ist inhaltlich "unteilbar"; so ist etwa
eine Berücksichtigung nur für die Vorrückung, nicht aber für die ruhegenußfähige
Gesamtdienstzeit, unzulässig. Die zeitliche Dimension der Berücksichtigung für
zeitabhängige Rechte steht dagegen im Fall des Abs. 2 Z 2 innerhalb der vorgegebe­
nen Höchstgrenze frei; so kann etwa bei einem dreijährigen, grundsätzlich anrechen­
baren Karenzurlaub die Berücksichtigung mindestens eines Monates und höchstens
von 36 Monaten beantragt werden.

§ 92 regelt die Folgen des Antrittes eines Karenzurlaubes auf arbeitsplatzabhängige
Rechte.

Mit dem Antritt eines die Dauer von sechs Monaten überschreitenden Karenzurlau­
bes ist nach Abs. 1 grundsätzlich die Abberufung des Beamten von seinem Arbeits­
platz verbunden.

Abs. 2 sieht für Elternschafts-Karenzurlaube nach dem MSchG oder dem EKUG eine
relative Arbeitsplatzgarantie vor: In diesem Fall darf der vor Antritt des Karenzurlau­
bes innegehabte Arbeitsplatz zunächst nicht auf Dauer nachbesetzt werden; Bedien­
stete haben einen Rechtsanspruch darauf, nach Wiederantritt des Dienstes wieder
mit diesem Arbeitsplatz betraut zu werden. Für den Fall, daß der Dienst nach Beendi­
gung eines Karenzurlaubes nach dem MSchG oder dem EKUG nicht wieder am vor
Antritt des Karenzurlaubes innegehabten Arbeitsplatz angetreten werden kann, weil
dieser Arbeitsplatz nicht mehr existiert, sieht Abs. 3 eine Rangfolge von Ersatzar­
beitsplätzen vor: Dem Beamten ist demnach zunächst ein gleichwertiger Arbeitsplatz
seiner Dienststelle, in Ermangelung eines solchen ein gleichwertiger Arbeitsplatz ei­
ner anderen Dienststelle zuzuweisen. Steht kein gleichwertiger Arbeitsplatz zur Ver­
fügung, ist dem Beamten zunächst ein nicht gleichwertiger Arbeitsplatz seiner Dienst­
stelle und erst bei Nichtverfügbarkeit eines solchen ein nicht gleichwertiger Arbeits­
platz einer anderen Dienststelle zuzuweisen. Das Vorliegen der gesetzlichen Tatbe­
standselemente der Nichtexistenz bzw. der Nichtverfügbarkeit eines Arbeitsplatzes
ist einer Überprüfung im Instanzenzug bzw. bei den Gerichtshöfen des öffentlichen
Rechts zugänglich.
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Nach Abs. 3 ist bei der Zuweisung eines Arbeitsplatzes einer anderen Dienststelle
auf sich auf deren örtliche Lage beziehende Wünsche des Beamten nach Möglichkeit
Bedacht zu nehmen.

Zu § 113 Abs. 2:

Nach dieser Bestimmung soll im Sinne einer Strafbarkeitsverjährung die Verhängung
einer Disziplinarstrafe unzulässig sein, wenn seit der Einleitung des Disziplinarver­
fahrens drei Jahre vergangen sind. Damit soll vor allem dem Recht des Beschuldig­
ten auf Abschluß des Verfahrens entsprochen werden. Maßgebender Zeitpunkt für
den Beginn dieser Verjährungsfrist ist die an den Beschuldigten erfolgte nachweisli­
che Zustellung der Entscheidung der Disziplinarbehörde.

Zu § 113 Abs. 3 und 4:

Im Sinne einer einheitlichen Regelung der Hemmung des Ablaufes der Fristen für die
Strafbarkeits- und Verfolgungsverjährung wird Abs. 2 neu gefaßt und um die Hem­
mung der Verjährungsfristen bei Verfahren vor den Gerichtshöfen des öffentlichen
Rechts und der unabhängigen Verwaltungssenate erweitert. Im Abs. 3 ist die Straf­
barkeitsverjährung zu ergänzen.

Zu § 121 Z 1:

Mit dieser Bestimmung soll im Hinblick auf die im § 126 Abs. 4 beabsichtigte KlarsteI­
lung der Rechtswirksamkeit von Disziplinarerkenntnissen die Anwendung von § 62
Abs. 3 AVG, der davon Abweichendes vorsieht, im Disziplinarverfahren ausgeschlos­
sen werden.

Zu § 122:

Durch diese Bestimmung wird klargestellt, daß der Beamte, der unter dem Verdacht
steht, eine Dienstpflichtverletzung begangen zu haben, mit Zustellung der Diszipli­
naranzeige durch die Dienstbehörde Parteistellung im Sinne des AVG genießt. Glei­
ches soll für den Disziplinaranwalt gelten, für den die ParteisteIlung mit Zustellung
der weitergeleiteten Disziplinaranzeige begründet wird.

Zu § 125 Abs. 2:

Dem Beamten soll eine Ermahnung oder Belehrung durch den Dienstvorgesetzten
nachweislich zur Kenntnis gebracht werden. Ermahnungen oder Belehrungen sollen
im Hinblick auf die Geringfügigkeit des Verschuldens oder die unbedeutenden Fol­
gen der Dienstpflichtverletzung nach Ablauf eines dreijährigen Zeitraumes nicht mehr
zu dienstlichen Nachteilen (z.B. beim beruflichen Aufstieg) führen können, wenn der
Beamte in diesem Zeitraum keine weitere Dienstpflichtverletzung begangen hat.

Zu § 130 Abs. 3:

Im Interesse einer Verfahrensbeschleunigung soll nach rechtskräftigem Abschluß
des gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Strafverfahrens bzw. dessen
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Einstellung das unterbrochene Disziplinarverfahren zügig weitergeführt und binnen
sechs Monaten nach Einlangen einer diesbezüglichen Mitteilung von der Disziplinar­
kommission abgeschlossen werden.

Zu § 139 Abs. 1:

Die Befugnis zur Anordnung von Ermittlungen durch die Dienstbehörde wird zwecks
Verfahrensbeschleunigung auf den Senatsvorsitzenden übertragen. Ein diesbezügli­
cher Beschluß des Disziplinarsenates ist nicht erforderlich, aber auch nicht
ausgeschlossen.

Zu § 140 Abs. 3:

Da die Voraussetzungen für das Absehen von einer mündlichen Verhandlung neu
geregelt und systematisch in § 142 zusammengefaßt werden, entfällt hier die bisheri­
ge Regelung über die Durchführung der mündlichen Verhandlung in Abwesenheit
des Beschuldigten.

Zu § 141:

Im Dienste der Verfahrensökonomie wird der Zeitraum, bei dessen Überschreitung
die unterbrochene oder vertagte mündliche Verhandlung wiederholt werden muß,
von drei auf sechs Monate ausgedehnt.

Zu § 142:

Die Neufassung enthält im Interesse der Verfahrenskonzentration erweiterte Rege­
lungen über die Möglichkeit der Durchführung einer mündlichen Verhandlung in Ab­
wesenheit des Beschuldigten sowohl vor der Disziplinarkommission als auch der Dis­
ziplinaroberkommission unter Wahrung der Parteienrechte.

Abs. 1 ermöglicht die Durchführung der mündlichen Verhandlung in Abwesenheit des
Beschuldigten vor dem Senat, wenn er in der ordnungsgemäß zugestellten Ladung
darauf hingewiesen wurde, daß ein Nichterscheinen eine Entscheidung auf der
Grundlage eines schriftlich fortzuführenden Verfahrens zur Folge haben wird. Wei­
ters auch für den Fall, daß keine weiteren Sachverhaltsfeststellungen mehr zu treffen
sind, weil Beweise zu dem die Dienstpflichtverletzung begründenden Sachverhalt
nicht mehr aufzunehmen und Tatsachenfeststellungen nicht mehr zu treffen sind.

Abs. 2 enthält zusätzliche Regelungen über ein Absehen von einer mündlichen Ver­
handlung vor der Disziplinaroberkomission ungeachtet der jedem Senat nach Abs. 1
zustehenden Möglichkeiten. Im Interesse der Verfahrenskonzentration werden die
Gründe, bei deren Vorliegen die Disziplinaroberkommission von einer mündlichen
Verhandlung absehen kann, erweitert und aus Gründen der Übersichtlichkeit in Zif­
fern gegliedert. So soll die Durchführung einer mündlichen Verhandlung auch dann
entfallen, wenn sich die Berufung ausschließlich gegen die Strafbemessung richtet.

Nach Abs. 3 sind im Sinne der Wahrung des Parteiengehörs dem Beschuldigten in
den Fällen des Abs. 1 die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens und der
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Beweisaufnahme zur Kenntnis zu bringen und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben. Das Disziplinarerkenntnis ist in diesem Fall nicht mündlich zu verkünden,
sondern schriftlich zu erlassen.

Zu § 143 Abs. 1:

Im Hinblick auf die erweiterten Möglichkeiten der Durchführung einer mündlichen
Verhandlung in Abwesenheit des Beschuldigten bzw. des Absehens von einer münd­
lichen Verhandlung im § 142 enthält diese Bestimmung die KlarsteIlung, daß bei der
Beschlußfassung des Disziplinarsenates auch eine allfällige Stellungnahme des Be­
schuldigten gemäß § 142 Abs. 3 zu berücksichtigen ist.

Zu § 143 Abs. 3:

Mit dieser Bestimmung wird klargestellt, daß die mit der Zustellung einer schriftlichen
Ausfertigung des Disziplinarerkenntnisses verbundenen Rechtswirkungen nur mit der
Zustellung an die Parteien verbunden sind.

Zu § 143 Abs. 4:

Mit dieser Regelung soll die von den Gerichtshöfen des Öffentlichen Rechts unter­
schiedlich beurteilte Frage nach der Rechtswirksamkeit des Disziplinarerkenntnisses
der Disziplinaroberkommission einer gesetzlichen KlarsteIlung zugeführt und eine
dem § 26 VwGG konforme Regelung getroffen werden.

Zu § 160 Abs. 2:

In dieser Bestimmung wird im Zusammenhang mit der Umsetzung der EU-Arbeitszeit­
richtlinie klargestellt, daß auf Lehrer die Dienstzeitregelungen des LBDG 1997 nicht
anzuwenden sind. Dies deshalb, weil deren Arbeitszeit, insbesondere soweit diese in
der Vor- und Nachbereitung des Unterrichtes sowie in der Teilnahme an Schulveran­
staltungen, Konferenzen und sonstigen Obliegenheiten besteht, nicht im voraus fest­
gelegt bzw. zum Teil von den Lehrern selbst festgelegt werden kann.

Zu § 161:

§ 213 BDG 1979 enthielt schon bisher die für Lehrer geltenden Sonderbestimmun­
gen zur Herabsetzung der Wochendienstzeit nach den § 50a ff BDG 1979. und wird
nun an die Änderung dieser Bestimmungen angepaßt. Die Anpassung bringt folgen­
de Neuerungen:

1. Bei Lehrern ist das Beschäftigungsausmaß gemäß Abs. 2 nicht auf volle Verwal­
tungsstunden, sondern auf volle Unterrichtsstunden zu senken. Wie im § 63 Abs.
2 sind gemäß Abs. 6 aus zwingenden dienstlichen Gründen Abweichungen von
der vollen Stundenzahl zulässig.

2. Die Anrechnung auf Obergrenzen im Abs. 4 bezieht sich nur mehr auf Herabset­
zungen der Lehrverpflichtung nach § 61, da für Herabsetzungen nach § 62 keine
Obergrenzen mehr vorgesehen sind.
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3. Die Schutzbestimmung des § 63 Abs. 3 vor einer Heranziehung zu Überstunden­
leistungen ist auf Lehrer nicht anzuwenden. Damit soll sichergestellt werden, daß
sich bei den im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis befindlichen Lehrern die
Supplierverpflichtung nicht nur auf Vollbeschäftigte konzentriert, sondern daß
auch Lehrer mit einem geringeren Beschäftigungsausmaß zu Supplierungen her­
angezogen werden können. Da das Schutzbedürfnis vor der Heranziehung zu zu­
sätzlichen Leistungen bei Lehrern mit einem geringeren Beschäftigungsausmaß
mit Rücksicht auf den für die Herabsetzung der Lehrverpflichtung maßgebenden
Anlaß meist höher sein wird als bei Lehrern mit einem höheren Beschäftigungs­
ausmaß, soll dennoch getrachtet werden, Lehrer mit einem geringeren Beschäfti­
gungsausmaß weniger häufig zu zusätzlichen Leistungen heranzuziehen als Leh­
rer mit einem höheren Beschäftigungsausmaß.

Der Ausdruck "nach Möglichkeit" läßt erkennen, daß der Gesetzgeber nur eine
grundsätzliche Tendenz gewahrt wissen will und nicht eine prozentgenaue Erfül­
lung mit entsprechenden schriftlichen Evidenzen erwartet.

Der Einschub "wenn sie nicht selbst eine häufigere Heranziehung wünschen" er­
laubt es, von der dargestellten Tendenz abzuweichen und einen Lehrer mit gerin­
gerem Beschäftigungsausmaß erheblich häufiger zu solchen Dienstleistungen her­
anzuziehen als Lehrer mit einem höheren Beschäftigungsausmaß, da in diesem
Fall der Lehrer selbst dargetan hat, daß bei ihm kein dem geringeren Beschäfti­
gungsausmaß entsprechendes höheres Schutzbedürfnis vor der Heranziehung zu
zusätzlichen Dienstleistungen besteht.

Zu § 180:

Diese Bestimmung regelt das Außerkrafttreten des Landesbeamtengesetzes 1985.
Da in der ersten Etappe nur ein Teil des Landesdienstrechts kodifiziert werden soll,
gelten die nicht kodifizierten Teile des Landesbeamtengesetzes 1985, u.a. das Be­
soldungsrecht, das Pensionsrecht und das Reisegebührenrecht, weiter.

Zu § 187:

§ 187 enthält die Übergangsbestimmungen zur Neuregelung der Herabsetzung der
regelmäßigen Wochendienstzeit.

Für die Anlaßfälle des § 61 ist die Obergrenze von vier auf zehn Jahre angehoben
worden. § 187 Abs. 1 stellt sicher, daß bisher nach § 61 in Anspruch genommene
Herabsetzungen auf diese Obergrenze anzurechnen sind. So wie bisher werden aber
jene Herabsetzungen nach § 50a BDG 1979 von der Anrechnung ausgenommen, die
vor dem Ablauf des 30. Juni 1991 aus einem im § 50b BDG 1979 geregelten Anlaß in
Anspruch genommen worden sind. Solche Zeiten waren schon nach den bisherigen
Übergangsbestimmungen wie Zeiten nach § 50b BDG 1979 zu behandeln und fallen
damit aus jeder Anrechnung auf eine Obergrenze heraus. Solche Fälle sind seiner­
zeit aufgetreten, weil vor der mit 1. Juli 1991 wirksam gewordenen Neuregelung auch
im Rahmen des § 50b BDG 1979 eine generelle Obergrenzen-Regelung bestanden
hatte, die von manchen Beamten bereits ausgeschöpft worden war und für die daher
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- auch für die Betreuung eines Kindes - nur mehr die Möglichkeit einer Herabsetzung
der Wochendienstzeiten nach § 50a BOG 1979 in Anspruch genommen werden
konnte.

Nach Abs. 2 gilt für alle Zeiträume einer Herabsetzung, die noch nach den bisherigen
Bestimmungen in Anspruch genommen wurden, das alte Recht bis zum jeweiligen
Ende dieser Zeiträume weiter. Damit soll für diese Zeiten eine gewisse Rechtskonti­
nuität erreicht werden.

Zu § 190:

Übergangsbestimmung zur Neuregelung des Karenzurlaubsrechts im Sinne einer
Weitergeltung des bisherigen Rechts für nach diesem Recht gewährte
Karenzurlaube.

Zu §§ 191 und 192:

Auf Leistungsfeststellungsverfahren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge­
setzes anhängig sind, sind die neuen - inhaltlich unveränderten - Regelungen
anzuwenden.

Leistungsbeurteilungen auf Grund des Landesbeamtengesetzes 1985 behalten bis
zu einer Leistungsbeurteilung nach diesem Gesetz ihre Gültigkeit.

Die Neuregelung hat keinen Einfluß auf die Zusammensetzung und die Funktionspe­
riode der bestehenden Leistungsfeststellungskommission, Disziplinarkommission und
Disziplinaroberkommission.

Durch die Übergangsbestimmungen des § 192 Abs. 5 soll sichergestellt werden, daß
bei der disziplinären Ahndung von Dienstpflichtverletzungen auf anhängige Diszipli­
narverfahren das bis zum Inkrafttreten dieser Novelle geltende Recht anzuwenden
ist.

Zu § 194:

Durch diese Bestimmung wird ausgeschlossen, daß in durch das Landesbeamtenge­
setz 1985 oder durch Bescheide auf Grund dieses Gesetzes geschaffene Rechtspo­
sitionen der Landesbeamten eingegriffen wird.

Zu § 197:

Abs.1:

In zahlreichen Landesgesetzen wird auf Bestimmungen des Landesbeamtengesetzes
1985 und des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in der für die Landesbeamten je­
weils geltenden Fassung verwiesen. Um eine aufwendige Novellierung aller derartige
Verweisungsnormen enthaltenden Gesetze zu vermeiden, wird angeordnet, daß Ver­
weisungen auf das Landesbeamtengesetz 1985 oder auf das Beamten-Dienstrechts­
gesetz 1979 als Verweisungen auf die entsprechenden Bestimmungen dieses

Seite 127



Gesetzes gelten. Im Interesse der Rechtsklarheit sollen aber die Verweisungsnormen
im Zuge notwendiger Änderungen der entsprechenden Gesetze sukzessive adaptiert
werden.

Abs.2:

Diese Bestimmung stellt klar, daß Verweisungen auf andere Landesgesetze dynami­
scher Natur sind; nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes sind dy­
namische Verweisungen auf Normen derselben Rechtssetzungsautorität zulässig.

Abs.3:

Auf Bundesgesetze wird, da es sich um Normen einer anderen Rechtssetzungsauto­
rität handelt, statisch verwiesen. Da eine Verweisung auf Normen, die in einem ande­
ren Publikationsorgan kundgemacht wurden, nur zulässig ist, wenn die FundsteIle
angegeben wird, zitiert diese Bestimmung sämtliche durch dieses Gesetz verwiese­
nen Bundesgesetze unter Anführung des Titels und der maßgebenden Fassung.

Zu § 198:

Diese Bestimmung ermöglicht auch ein rückwirkendes Inkraftsetzen von auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen.

Zu § 199:

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.

Zu Anlage 1 Z 2.1.:

Wer zwar keine Reifeprüfung abgelegt, aber die für einen Fachhochschul-Studien­
gang vorgeschriebenen Studien und Prüfungen abgeschlossen hat, soll bezüglich
der Ernennungserfordernisse einer Person mit abgelegter Reifeprüfung voll gleichge­
stellt sein.
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